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Hoher Gerichtshof, 

Jn meinen Plaedoyer fuer den Angeklagten Gross - 
admiral Dr. Raeder moechte ich mich in-der Disposition an 
die gleiche Reihen folge halten, die ich in meinen Doku- 
mertenbuechern und in der gesamten Beweisfuehrung gewachlt 
habe, Jch glaube, damit die Uebersicht ueber den gesamten 
Fall zu erleichtern. 

Raeder, der jetzt vor kurzen sein 70. Lebensjahr 
vollcndete, war von seinem 18, Lebensjahre an, also unge- 
faehr ein halbes Jahrhundert, in einer ereignisreichen Zeit 
Seldäat, und zwar ausschliesslich und mit Leib und Seele, 


Obwohl er stets nur seine soldatischen Pflichten kannte, 

hat ihn die Anklagebhoerde in diesen grossen, gegen den Na- 
tionalsozialismus gerichteten Prozesse nicht nur als Solda- 
ten, naemlich als Oberbefehlshaber der deutschen Kriegsma- 
rine angeklagt, sondern - und das ist das eigenartige und 
entscheidende - als Politiker, als politischen Verschwoerer 
und als Hegierungsmiteliedy alles 3 Dinge, die er in Wirk- 
lichkeit gar nicht war. Ich stehe daher vor der eigenartigen 
Aufgabe, Racder als Folitiker zu verteidigen, ebwchl es, wie 
ich zeiten werde, gerade sein Lebensgrundsatz war, ein voellig 
unpolitischer Dffizier zu sein, und ein Offizierscorps und eine 
Marine zu fuehren, die ebenfalls voellig unpolitisch bieiben 
sollten, Wenn die Anklagebehoerde gegen Raeder so vielseitige 


und schwere Vorwerfe erhebt, so liegt dies im wesentlichen 


: daran, dass sie eine der deutschen Wehrmacht voellig fremde 
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Konstruktion aufstellte, naemlich dic Jüce des fuer die 
Aussenpolitik und fuer die Entstehung eines Krieges ver- 
antwortlichen kämirals“ Gegen diese Konstruktion werde ich 
mich wenden und zeigen, dass diese Konstruktion auch in 
dem natienalsozialistischen Staate Hitlers keine Berechti- 
gung und keine Grundlage findet, Zwar hat Hitler immer wie- 
der im Volke das Politische in den Vordergrund gestellt und 
versucht, das Volk politisch einseitig zu erziehen. Den 
kuslande ist dies bekannt, und es mag daher dem Aus lande 


ucberraschend sein, wenn Eitler diese politische Durchädrin- 


i. 
gung in einem einzigen Punkte ausser acht liess‘ Jede Be- 


hoerde, jede Organisation und jegliche Polizeieinreichtung 
wurde von Hitler nach politischen Grunäsaetzen gsfuehrt mit 
der einzigen Ausnahme der Wehrmacht. Die Wehrmacht, und zwar 
speziell die Marine, blieb lange Zeit bis tief in den Krieg 
hinein absolut unpolitisch, und dies sicherte Hitler nicht 
nur Raeder zu, sondern hatte das gleiche auch Hindenburg als 
Reichspraesidenten zugesagt. Daraus ist die Tatsache zu ver- 
stehen, die auch in diesem Prozess klar wurde, dass bis 1944 
kein Offizier Mitglied der Partei sein durfte bezw. seine 
Mitgliedschaft ruhte, wenn er in der Partei var. 

Wenn ich diese Gedanken verausschicke, so wird 
man es verstehen, warum Reder, wie zeine Vernehnung zeigte, 
dicsen Vormerfen, die letztenendes politisch waren, befren- 
det und erstaunt gegenucberstand. Kin Mensch, der genz sol- 


dat ist, kann es nicht begreifen, wenn er pleetzlich chne 
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Zusammenhang mit seinen militaerischen Pflichten fuer 

Dinge verantwortlich gemacht wird, die zu keiner Zeit 

in den Bereich seiner Taetigkeit fielen. 
Selbstverstaendlich werde ich auch die militaeri- 

schen Verwucerfe behandeln mit Ausnahme der U-Bocts=-Kricg- 

fushrung, die bereits im Interesse der Binhkeitlichksit von 


Dr. Kranzbuehler fuer Raeder mit behandelt worden ist, 


t 
Bei den sonstigen militaerischen Vorwuerfen wird sich zeļ- 


gen - wie ZeBe in den Facllen Norwegen und Griechenland -, 
dass es immer wieder die Diskrepanz gwischen den Gesichts- 
punkten vön,Militaer ist: Raeder handelte als Oberbefehlsha- 
ber aufgrund militaerischer Ueberlegunzen, und die Anklage- 
behoerds zieht ihn zur Rechenschaft aufgrund politischer 
Ucberlegungen, inden sie die militacrischen Handlungen als 


politische bewertet. 
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Der erste Fall dieser eben geschilderten Dis- 
krepanz liegt in den Versmerfen, die gegen Raeder schon 
fuer die Zeit vor 1933, also vor dem Natinnalsozialismms, 
erhoben werden. Fuer diese Zeit komit noch die Besonder- 
heit hinzu, dass Hitler, das Haupt der angeblichen Ver- 
schwoerung zur Fuehrung von Angriffskriegen, noch gar 
nicht in Deutschland herrscht und trotzäem schon eine 
Gesamtverschwoerung zwischen Hitler und einem Teil der 
Angeklagten bestehen soll. Dies ist um s6 ueberraschender, 
als Raeder zu dieser Zeit als Seeoffizier und ab 1928 als 
Chef der Marineleitung nichts, aber auch zer nichts mit dem 


Natienalsozialisıus zu tun hat, ja sogar Hitler und seine 


Mitarbeiter in der Partei ueberhaupt nicht kennt, Die Vor- 


wuerfe bezueglich der Verstoesse gegen den Versailler Ver- 
trag werden ven der Anklage in die Verschwoerung mit cinbe- 
zogen, ®bwohl die Verstoesse nicht unter der Fuehrung von 
Hitler, sondern unter Fuchrung ader Billigung der damaligen 
dcmokratischen Regierungen in Deutschland vorgenemmer wurden. 
Dies zeigt, dass die Anklage mit dieser Prozessfuchrung nicht 
pur, wie waehrend des Krieges und nach dem Zusammenbruch 
immer wieder betent, den Nationalsozialismus tweffen will, 
sondern daruebor hinaus weite Kreise in Deutschland trifft, 
die nichts mit dem Natienalsozialismus zu tun hatten und 

die zum Teil sogar direkte Gegner des Nationalsozialismus 


waren. 
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lə Gerade deshalb war es mir So ausserordent- 
lich wichtig, in der Beweisfuehrung des Falles Racder die 
Frage des Verstosses gegen den Versailler Vertrag bis ins 
kleinste aufzuklacren, und ich habe dies unter Billigung 
des Gerichtes versucht. Jch bin der festen Meinung, dass es 
mir gelurvcn ist. Jeh brauche im einzelnen auf die genau 
behandelten Verstoesse, die von der Anklage in der Urkunde 
C 32 gebracht waren, nicht einzugehen, Es duerfte genuegen, 
wenn ich auf die umfangreiche Beweisfuehrung verweise sowie 
auf folzende Tatsachen; 

Jeder einzelne Punkt war eine Bagatelle oder war 
eine miditacrische Massnahme, die ausschliese, wie ZeBe die 
Flakbatterien und aehnliches, auf Verteidigungsgedanken be- 
ruhte. Racder hat unwmunden zugegeben, dass Vertragsver- 
stoosse vorgekommen sind, wobei aber schon die Kleinheit der 
Verstoesse zeigte, dass diese Massnahmen unmoeglich mit einer 
Absicht, Angriffskriege zu fuehren, verbunden scin konnten, 
Darusber hinaus brauche ich juristisch wur hinzuzufuegen, 
dass ein Vertragsverstoss nicht ipso jure ein Verbrechen 
sein kann. Sicherlich ist die Verletzung eines Vertrages 
zwischen mehreren Voelkern ebensowenig erlaubt, wie die Ver =- 
letzung eines Vertrages in Handelsrecht zwischen Privatfir- 
men. Line solche Verletzung ist aber keine strafbare Hand- 
lung, geschweige denn ein Verbrechen. Auch nach der Argumen- 
tation der Anklage waere eine strafbare Handlung nur gege- 


ben, wenn die Verletzung in verbrecherischer Absicht er- 
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erfelrte, also entgegen dem Kellegg-Pakt auf einen An » 
eriffskrieg geriehtet war, Das aber wird selhst die Ankla=» 
gebehoerde nicht mehr behaupten koennen und hat es indirekt 
damit zu erkennen gegeben, dass sie alle diese Pinkpe im 
Arsuzverhoer der Zeugen nicht mehr behandelte. 

2, Etwas anders liest es bei dem erst im Kreuze 
verhoer von der Anklage eingehend behandelten Vorwurf hine 
sichtlich der Beteiligung der deutschen Marine an U-Best- 
bauten in Helland, wafuer sich die Anklage auf C 156, das. 
Bush ven Kapitaen zur See Schuessler: "Der Kampf der Marine 
gegen Versailles" gestuetzt hat, sowie auf die Ausfüuchrungen 
in den Natizen des larine»-Geschichtsschreiberg, naenlich des 
Admiral Assmann, im Dokument D 854. 

Diese Unterlagen beweisen, dass sich die deutsehe 
Marine an einem U-Bsat-Kenstruktionsbuero in Holland, naene 
lich an är Fima N,V». Ingeniatirskantoor voor Scheepsbouw, 
beteilict hat, Diese Beteiligung faellt bereits in die Zeit, 
bevor die Marine von Raeder geleitet wurde; das Gericht wird 
erinnern, dass Raeder erst am lẹ Oktober 1928 Chef der Marine- 
leitung wurde, waehrend die Beteiligung an dem hollaendischen 
Konstruktisnsbuero schon in den Jahren 1923 ff, vor sich ging. 
Jch bitte aber. zu beachten, dasa in keinem einzigen Falle ein 
U-Boot fuer die deutsche Marine gebaut wurde und dass dement- 
sprechend die deutsche Marine auch kein U=Brot erworben oder 
in Dienst gestellt hat. Jch beziehe mich in diesem Zusammenhang 


Dok.Buch I, 
Sa 1 ff. auf den Versailler Vertrag, Rasder.ixhibit Nr. l, Jn Artikel 
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Artikel 188 ff. des Versailler Vertrages finden sich die 
Bestimmungen ueber die Marine, Nach Artikel 188 hatte 
Deutschland die Verpflichtung uebernemien , seine-U-Boote 

an die alliierten Laender abzuloforn eder abzubrechen. Diese 
Verpflichtung hat Deutschland voll erfuellt, Darueber hin- 
aus ist in Artikel 191 weertlich bestimmt: 

"Der Bau und der Erwerb aller Unterwasserfahrzeuge, 
selbst zu Handelszwecken, ist in Deutschland unter- 
sagt," 

Lus dieser klaren Vertragsbestirmung ergibt sich, 
dass die Beteiligung an der kellaendischen Firm kein Ver- 
stess gegen den Versailler Vertrag gewesen ist. Nach Arti- 
kel 191 war Deutschland lediglich der Bau und der Erwerb von 
U-Booten verboten, ueberdies, Streng genommen, auch nur in 
Deutschland. Tätsaechlich ist in Deutschland kein U-Boot ent- 
gegen dem Vertrage gebaut. Tatsaechlich ist aber auch fuer 
Deutschland kein U-Boot im kusland gebaut. Die Beteiligung an 
einen auslaendischen U-Boot-Kanstruktiensbuero war nicht vor- 
boten, und es war auch nicht der Sinn des Versailler Vertra- 
ges. Das entscheidende war lediglich, dass Deutschland sich 
keine U-Boet-Waffe schuf.Die Marine durfte sich aber an 
einem Konstruktionsbuero beteiligen, um auf diese Weise auf 
ne Gebiete desmodernen U-Boetsbaues orientiert zu bleiben 
und irfahrungen fuer die Zukunft zu sammeln und dadurch eine 
Grundlage fuer einen ev., spaeter wieder erlaubten U-Bootbau 


zu schaffen unter Heranbildung eines fachlich gebildeten 





Dok,EBuch I, 
Seite 4 


Dok,Euch I, 
Seas W., 


a 


-001 


-8 - 


Stampersonals (siehe Raeder “xhibit Nre 2, Lohmann „ffidavit, 


A 


unter I)e / 


Die erwaehnten, von der Anklage vorgelegten Doku- 
mente beweisen, dass die von der hellaendischen Firma kon- 
struierten und in Auslande gebauten U-Boete vom „usland in 
Dienst gestellt wurden, naemlich in der Tuerkei und ven 
Finnland. 

Selbst wenn man den Ständpunkt vertreten wallte, 
dass auch Konstruktionsarbeiten verboten waren, SO gilt das 
unter Ziffer l Gesagte auch hier; die Kanstruktiensarbeiten 
erstreckten sich nur auf einige wenige U-Boote, 50 dass deren 
geringe Anzahl schon beweist, dass darin keine Absicht enthal- 
ton sein kann, Angriffskriese zu fuchren. 

3. Auch wenn das Eohe Gericht meinen vorstehenden 
Gedankengaengen nicht ahne weiteres felgen will, so ergibt 
ich darueber hinaus das Fehlen einer Angriffsabsicht aus der 
Tatsache, dass die geringfuegigen Vertrassverstoesse in ge- 
wisser heise kompensiert E3nd, Jch darf auf das 2. ‚ffidavit 
von +Armi:r.l Lohmann, Raeder Exhibit Nr. 8, verweisen. „us 
dicsen Dokument ergibt sich, dass Deutschland nach den 
Versailler Vertrags Panzerschiffg bauen durfte, jedoch nur 
3 Panzerschiffe gebaut hat, und es ergibt sich weiter, dass 
es anstelle ven 8 Kreuzerm bis 1935 nur 6 Kreuzer und anstelle 
von 32 Zerstoerern bezie Torpedobooten nur l2 7Zerstoerer unà 
keine Torpedoboote gebaut hat. Tatsaschlich ist alse die Ma- 
rine in den wirklich wichtigen Waffen und gerade in denen, 


die als Offensivwaffen angesehen werden koennen, weit hinter 
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dem zurueckgeblieben, was nach dem Versailler Vertrag gestattet 
war, und zwar so weit, dass dem regenueber die geringfuegigen 
Verletzungen auf dem Gebiete der Marine ueberhaupt nicht 
ins Gewicht fallen. 
ı. Nach der Weimarer Verfassung des Deutschen Rei- 
Dok.Buch I, ches von ll. August 1919, Artikel 47 und 50 (Raeder Exhibit, 
Seite 9/10 
Nr. 3) hat der Reichspraesident den Oberbefehl ueber die ze- 
samte Wehrmacht. Die Anoränungen des Reichspraesiäenten be- 
duerfen zu ihrer Gueltigkeit der Gegenzeichnung durch den 
Reichskanzler oder den zustaendigen Reichsminister, also den 
_ Reichswehrninister, "Durch die Gegenzeichnung wird die Ver- 
antwortung uebernommen." Damit ist staatsrechtlich absolut 
klargestellt, dass die YarsstsohsnE beim Reichswehrninister 
bezw. bei der Reichsregierung und dem Reichspraesidenten 
liegt. Es ist nun allerdings richtig, dass die Marine vor 
1928, also bevor Raeder verantwortlicher Chef der Marine- 
leitung wurde, einige Massnahmen ohne \.issen der Reichsre- 
gierung getroffen hatte. Jn der Beweisfuehrung ist aber klar- 
gestellt, und zwar besonders durch Aussage des frueheren 
Reichsministers Severing, dass von dem Zeitpunkte ab, wo 
Raeder Chef der Marineleitung wurde, entgegen den Ausfuch- 
rungen der Anklage, keine heimlichen Massnahmen mehr getrof - 
fen worden sind. Severing hat bestaetigt, dass das Kabinett 
Mueller - Stresemann - Zevering in einer Kabinettssitzung 
vom 18, Oktober 1928 sich durch Vernehmung von Raeder als 


Chef der Marineleitung und von Heye als Chef der Eeeresleitung 
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Klarheit ueber đie heimlichen Massnahmen der l\ehrmacht ver- 
schaff te. Sowohl Raeder als auch Heye wurden von Kabinett, 
nachden sie Aufklaerung gegeben hatten, verpflichtet, gemaess 
äen nben zitierten Paragraphen der Reichsverfassung in Zukunft 
keine Massnahmen ohne “issen des Reichswekrainisters bezw. 

des Kabinetts zu treffen. Gleichzeitig stellte das parla- 
mentarische Kabinett fest, dass es sich bei den heimlichen 
Massnahmen aus der Zeit vor Raeder nur um Bagatellen gehandelt 
hat, und uebernahn daraufhin ausdrueeklich die Verantwortung. 
venn aber das Kabinett in Uebereinstimmung mit der Verfassung 
die Verantwortung uebemahn, so ist dies ein juristisch und 
staatsrechtlich wirksamer Vorgang, der Raeder als Chef der 
Marineleitung entlastet und von der Verantwortung befreit. ES 
erscheintdaher unzudaessig, den nieht mehr verantwortliähen 
Angeklagten fuor Handlungen haftbar zu machen, deren Verantwor- 
tung vom Kabinett uebernonnen ist. 

Das Verhalten des Kabinctts in der Kabinettssitzung 
von 18..Oktober 1928 zeigt aber weiter, dass alla diesa Hand- 
lungen keine verbrecherische absicht, Angriffskriege zu fuehren, 
zugrunäegelegen haben kann. Denn auch die Anklagebehoerde wird 
nicht behaupten wollen, dass Maenner wie Stresemann, Mueller und 
Severing die Absicht hatten, Angriffskriege zu fuehren, Sondern 
wird Severing glauben muessen, dass Strescemann, Mueller und er 
nur deshalb fuer dicse Verstoesse die Verantwortung uebernahnen, 
weil den Verstoessen ausschliesslich Verteidigungsgedänken zu- 


grundelagen. -Man wird Severing auch darin glauben ıuessen, dass 
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die Verteidigungsgedanken berechtigt waren, weil in den 20er 
Jahren tatsaechlich die Gefahr bestand, dass Deutschland 
angegriffen wuerde, z.B, von polnischer Seite, und dann 
nicht mehr in der Lage sein wuerde, mit den geringen lehr- 
machtskrreften des Versailler Vertrages sich zu verteidigen; .- 
eine Gefahr, die sich besonders einäringlich gezeigt hatte 

bei polnischen Grenzueberfaellen in Ostpreussen und Schle- 

sien sowie bei der Besetzung von Memel, und noch groesser 
wurde, als alle Versuche von Stresemann und Mueller fehl- 
schlugen, die in Versailler Vertrag zugesagte Absicht der 
anderen NMaechte, abzumesten, zu verwirklichen. 

Wie schwierig Deutschlands lage war und wie berech- 
tigtiat': Verteidäigungsmassnahmen waren, hat Justice Jackson 
selbst in seiner Zinfushrungsrede zugegeben. Er sagt woertlich: 

"is mag sein, dass Deutschland in den zwanziger und 
dreissiger Jahren vor verzweifelt schwierigen Aufgaben 
stand, Aufgaben, die die kuehnsten Massnahmen gerecht- 
fertigt haetten, nur feben richt den Krieg" 

Jch will nicht cinmal so weit gehen wie Justice 
Jackson, glaube aber, dass die behandelten Massnahmen der 
Marine sicherlich von seinem eigenen Gedankengang ueber 
die "kuchnsten Massnahmen" gedeckt sind. 

Der britische Anklagevertreter Mr. Elvyn Jones 
hat in Kreuzverhoer ven Severing den Versuch gemacht, zu 
beweisen, dass Raeder dic Verpflichtung aus der Kabinetts- 
sitzung von 18, Oktober 1928 nicht eingehalten hat, und 


zwar deshalb nicht, weil Severing nach seinor Aussage ueber 
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den Bau der kleinen U-Boote im Auslande fuer die Tuerkei und 
fuer Finnland nicht orientiert gewesen sei. Dengegenueber ist 
zweierlei zu beruecksichtigen: 

a, Severing hatte bei sciner Vernehrung keine Lin- 
zelheiten mehr in Kopf, sondern nur die grundlegenden und 
entscheidenden Fragen, und hatte ueberdies naturgenmasss be» 
zueglich der Einzelheiten sich auf den zustacndigen Fachni- ` 
nister, also den Reichsuehrninister, verlassen. 

b, Nach Severings Ausaage war es an 18, Oktober 
1928 ein kusnahnefall, wenn der Chef der Marinelcitung vor 
den gesamten Kabinett erschien, Raeder wurde als Chef der 
Marineleitung nicht verpflichtet, allen Kabinettsmitgliedern 
jeweils zu berichten, snndern war entsprechend der Verfassung 
lediglich verpflichtet, den jeweiligen Reichswekrminister zu 
unterrichten. Das aber hat Racder getan, “as dann seinerseits 
der Reichswehrminister den uebrigen Mitgliedern des Kabinctts 
und dem Reichstag vorlegte, entzicht sich nicht nur der Kennt- 
nis Raeders, sondem untersteht auch nicht seiner Verantwortung. 
Die Verantwortung hierfuer traegt der Reichswehrninister und 
das Kabinett. 


kbschliessend darf ich nur noch auf folgendes hin- 


Wenn die Anklagerertretung trotz allem in den behan- 
dolten Verk&zungen des Versailler Vertrages seitens der Marine 
einc ingriffsabsicht erkennen will, So trasgt hierfucr die đa- 


malige sozialdemokratische oder dcmokratische Regierung die Ver- 
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Verantwortung. Damit bricht die Anklage in diesem Punkte 
zusamen.Denn diese damaligen Regierungen fuer die Absicht, 
Angriffskriege zu: fuchren, nur Rechenschaft ziehen zu wollen, 
hiesse, die Anklage in diesem Punkte ad absurdum fuchren. 

5, huch die Vertragsverletzungen in der Zeit von 
1933 bis zum deutsch-englischen Flettenabkernen ven 1935 
ergeben, das gleiche tatsaechliche und juristische Bild. 
huch in diesen etwa 2 Jahren hat keine wesentliche Er- 
teiterung der Marine-Aufruestung stattgefunden. Der einzige 
in dieser Beziehung von der Anklage vorgebrachte diskutable 
Vorwurf befindet sich in dem Dokument D 855, das in Kreuzver- 
hoer vergelegt wurde. Is handelt sich un den Vortrag des 
Flettenintendanten Thiele. Danach ging man im Maorz 1935, 
also wenige Monate vor dem Flottenabkomnen, dazu ueber, 
"scharnkorst" und "Gneisenau" mit einen Deplacement von 
27 000 tô zu planen, obwohl formal zu diesen Zeitpunkte noch 
3 Monate langrdas in Versailler Vertrag vorgeschene 
Deplacement von 10 000 to gueltig war, im Gegensatz zu den 
in Flattonabkornen 1935 vorgesehenen Deplacement von 
35 000 to. 

Hierbei bitte ich zu beruecksichtigen, dass 
Deutschland im Maerz 1935 schon mit dem baldigen Abschluss 
eines deutsch-englischen Abkormens rechnen konnte, vaeh- 
renä von der Planung bis zur Fertigstellung eines Schlacht- 


schiffes sehr viel laangere Zeit vergeht, die nicht nach 
\ 


Monaten, sondern nach Jahren zu rechnen u ae 





Dok,Buch I, 
Seite ö. 


Dok.Buch I, 
Seite 59 
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sind "Scharnhorst" und "Gneisenau" erst 3 bezw. 4 Jahre 
nach dem Flottenabkemmen, naemlich 1938 bezw. 1939 in 
Dienst gestellt worden, siehe Raeder Exhibit Nre 2, 
Affidavit Lohmann unter IV+ 

Die uebrigen von der Anklage yorgebrachten Dinge 
sind wiederum Bagatellen, wie z,B. das jussuchen (nicht der 
Bau, wic Cie Anklage meint) von 4 oder 5 Handelsschiffen, 
siehe C 166, oder der Bau von 5 Schnellboten & 40 to, siehe 
C l4l, die aus technischen Gruenden anstelle von 12 Torpedo- 
booten A 200 to gebaut warden. Zmsthaft wird die Anklage 
hieraus keine schwerwiegenden Vorwuerfe machen koennen, Zu= 
mal dic behandelten Abweichungen von Versailler Wertrage auch 
den auslaendischen Fachkreisen bekannt gewosen sind nder = wie 
der Zeuge Schulte-Moenting sich richtig ausgedrueckt hat =- 
cin "offenres Geheirnis" waren. 

6. Und nun der entscheidendste juristische Gesichts- 
punkt gegenuber allen Vorgaengen bis zum Sormer 1935» Jm zwi- 
schonstaatlichen Vertragsrecht gilt dasselbe wie in Handels- 
rocht jedes Landes: Vertragsverletzungen sind als geheilt unà 
erledigt anzuschen, wenn ein neuer Vertrag abgeschlossen wird, 
Dieser ncue Vertrag ist im vorliegenden Falls das "Deutsch- 
snelische Flottenabkormen von 18, Juni 1935", Racder ixhibit 
Nr, lle Dicses Flottenabkormen enthaclt ein vollstaenäizes Ab- 
weichen vom Versailler Vertrage, und zwar sowohl hinsichtlich 
der grossen Schiffe, als auch hinsichtlich der U-Deoto,|Das, 

--— 
was in diosen Abkommen Deutschland zugebilligt wurde, laesst 


erst klar erkennen, wie versohwindend klein die bisherigen, 


Ns 
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vertraglich nicht gebilligten Verletzungen ĉes Versailler 
Vertrages gewesen waren. An die Stelle ven 10 000 to-Kreuzern 


traten ?chlachtschiffe mit 35 000 to, und anstelle des verbo- 


teneh U-Beotsbaues wurde die Gleichberschtigung in der U-Eoot- 


tonnage vereinbart e Una dabei hatte Deutschland keine rueck- 


sichtslösen Forderungen; gestellt; izn Gegenteil; die Rezic- 
~ .F ’ È < 


rung Seiner Majestaet im Vereinigten Koenigreich bestaetigte 
ausdruscklich in der genannten Urkunde den deutschen Vor- 


schlag "als sinen ausserordentlich wichtigen 


=> 


zukuenftigen Sceruestungsbeschraenkung" 


. 
s „bkormmen zwischen Ungland und Deutschland 
erlcĝigt tatsuechlich und juristisch die Debatte ueber 


den 


Versailler Vertrag, soweit es die Marine betrifft, 
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Dieses Flottenabkormen wurde seinerzeit von 
deutscher und englischer Seite allgemein begruesst. Das 
Flottenabkemnmen wurde an 17, Juni 1937 durch ein neues 
kbkörmen ergaenzt (siehe Raeder Exhibit Nr. 1,). Die in- 
klage hat zum Beweise dafuer, dass die Marine auch das 
Flettenabkormen wiederun in Angriffsabsicht verletzt habe, 

2 Vorwuerfe erhoben: 

l, In abkomnen von 1957 hatten sich beide ver- 
tragschlicssenden Regierungen zu einen gegenseitigen Nach- 
riehtenaustausch verpflichtet, und zwar insbesondere jaehr- 
lich innerhalb der ersten 4} Monate eines jeden Kalenderjah- 
res, und zwar ueber die Einzelheiten des Bauprogra:ıs, Laut 
Dokument C 23 hat die Marine gegen ċiese Verpflichtunz inso- 
fern verstossen, als sie das Doplacenent und den Tiefgang 
der boiden in Bau gegebenen >chlachtschiffe "pismarck" und 
"Tirpitz" infang 1938 zu gering angab, und zwar nit 35 C00 to, 
statt 4l 700 tl. Die Tatsache dieses vertraglichen Verstosses 
ist offen von Racder zugegeben. Auch hicr handelt cs sich 
abor wiederun un keinen so schwerwiegenden Verstoss, wie die 
Anklags ihn hinstellt, also un keinen Verstoss, dcr eine 
Grundlage fuer dic Beweisfuchrung hinsichtlich einer vorbrco- 
cherischen Absicht ergibt, Dies zeigen die eingehenden Dar- 
lozunzcerin meinor Beweisfuchrung und in den Zeugenaussagens 
dic ich nicht zu wiederholen brauchc. 5s wird genucgen, Wenn 


ich nich auf das absolut ucberzeugendc sachverstaendige Zeug- 
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Zeugnis des Schiffsbaudirektors Dr. h.c, Suechting beziehe, 
das ich als Raeder ixhibit Nr. 15 vorgelegt habe, Die waeh- 
rend des Baues von der Marine verlangten Tennage-Erhoehungen 
dienten ausschliesslich einen Defensivgedanken, naemlich dem 
Gedanken, die Panzerung der Schlachtschiffe zu erhochen, und 
die Schettenaufteilung so zorzunchnmen, dass die Schlacht- 
Schiffe meglichst unsinkbar wurden; ein Defensivgedanke, der, 
wie Dr. Suechting hervorhebt, auch tatsaechlich bei der Be- 
kaenpfung und den Untergange des Schlachtschiffes " Bismarck" 
sich als richtig erwiesen hat, Handelt es sich aber un De- 
fensivgedanken, so kenn aus diesen vertraglichen Verstess 
keine Ansriffsabsicht konstruiert werden. 

Jn juristischer Beziehung konnt hinzu, dass in 
Flsttenabkastien von 1937 den vertragschlicsscnden nesjerungen 
unter bestimmten Voraussetzungen in den Artikeln 24, 25 und 
26 das Recht zugebillict war, von den getroffenen Vereinba- 
rungen abzuwcichen, und zwar insbesonäcre von der Tonnage- 
Begrenzung der Schlachtschiffe, wenn etwa andere Seermechte 
grocssere Schbachtschiffe bauen oder erworben. Dieser poll 
des artikels 25 war cingetreten, und die Vertragsverletzung 
bestcht daher lediglich darin, dass dic Marine zwar das 
Recht hatte, nunmehr groessere Schlachtschiffe zu bauen, aber 
ungland davon haette Mitteilung machen ruesson, dass Deutsch- 
land von seinen Rechte Gebrauch machen wollte. Es handelt sich 
also nur un dio Verletzung der Verpflichtung zum Nachrichten- 
austausch, /wic bedeutungslos diese Massnahme war, beweist die 


Abaenderung des Deutsch=-inglischen Flottenabkermens aufgrund 





Dok.Buch I, 
Sé 97 ff. 
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des Lendener Protokolls vom 30. Juni 1938, das ich in dem 
Dokument Raeder ixhibit Nr. 16 vorgelegt habe. 

Bereits an 31. Maerz 1938, also nur 6 Wochen nach 
den Datum der Urkunde C 23, hatte England seinerseits laut 
Lendener Protekall von 30. Juni 1938 mitgeteilt, dass es © 
von dem erwachnten Recht gemaess Artikel 25 Gebrauch machen 
muesse und demzufolge vorschlug, dass die Schlaehtschiff- 
Tonnage von 35 000 to auf 45 000 to hinauf gesetzt wirü, 
Dieses Abkommen wurde dann zwischen beiden laendern an 
30, Juni 1938 unterzeichnet, und damit war die Vertragsver- 
letzung, die sich aus der Urkunde C 23 ergibt, illusorisch 
gewordene, 

2. Einen zweiten Vorwurf hat der britische An- 
klagevertreter in Kreuzverhoer durch Vorlage der Urkunde 
D 854 erhoben. Es handelt sich un die von Admiral Assmann 
fuer seine Geschichtsschreibung gemachten Notizen, wo er 
auf Blatt 15 ausfuchrt, dass sich Deutschland auf den Ge- 
biet des U-Bootbaues am wenigsten an die Grenze des deutsche 
englischen Flottenabkom:ens gehalten habe; es haetten 55 
U-Boote: bis 1938 vorgesehen werden koennen; tatsaechlich 
waren aber 118 fertiggestellt bezw. in Bau gegeben, Diese 
Ausfuchrungen von Assmann Sind tatsaechlich unrichtig. Jn 
Wirklichkeit hat sich Deutschland auf den Gebiete des U- 
Bootbaues streng an die Bestirrungen der deutsch=-englischen 
Flottenabkormen gehalten, Jn Flottenabkorrien von 1935 
hatte sich Doutschland trotz der Zusicherung der Gleichbe- 


rechtigung freiwillig auf 45 Z beschraenkt; es war ihm aber 
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das Recht vorbahalten worden, diesen Prozentsatz durch freund- 
schaftliche Vereinbarung mit England jederzeit zu erhoehen. 
Die Beweisfuehrung hat ergeben (siehe Zeugenaussage Raeder 
und Schulte-Moenting), dass im Dezember 1938 die entspre- 
chenden Verhandlungen zwischen den britischen Admiral Lord 
Cunningcham und Grossadämiral Raeder stattgefunden haben, in 
denen Seiner Majestaet Regierung die Brhochung auf 100 % 
zubillicte, Jn der Beweisfuehrung war noch nicht klar, ob 
diese Zutillicung auch schriftlich festgelegt worden ist, 
wie zu vermuten war. Inzwischen konnte ich feststellen, dass 
ein Sehriftstueck vorgelesen haben russ, und zwar gerade aus 
den erwoehnten Assmmn-Dokunont D 854, wo auf Seite 169 (in 
Verbindung mit Seite 161) der in Betracht kormende Brief von 
15. Januar 1939 erwaehnt wird. Abschliessend ist nur nech zu 
sagen, dass die von Assmann erwaehnte Zahl von 55 U-Booten dem 
Prozentsatz ven 45 entspricht, waehrend die Zahl von 118 U-Bovoten 
dem Prozentsatz von 100, dernach also Assmann und folglich auch 
die Anklagevertretung irrt; tatsaechlich liegt ueberhaupt keine 


Verletzung des Flottenabkermens hinsichtlich der U-Boote vor. 
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III. 

Jch komme nun zu dem Vorwurf seitens der Anklage, 
dass Grossadniral Raeder f`. an einer Verschwoerung zur Fuehrung 
von ängriffskriegren beteiligte unà insbesonĉere Eilter und den 
Natinnasozialismmas unterstuetzte, obwchl er gewusst haben soll, 
dass Hitler von vom herein dic Absicht hatte, Anzriffskriege 
zu fuehren, 

l. Vie kan Racder zu Hitler, und konnte bezw. ımsste 

Zeit mit einer Angriffsabsicht Hitlers rechnen ? 

ist, wie ich schon erwaehnte, bewiesen, dass 
Racder vor 1933 nichts nit dem Nationalsezialismus gu tun 
hatte und weder Hitler, noch die Partcei-Mitarbeiter kannte; 
er hat Hitler am 2. Februar 1933 kennen & i als er und 

cehäshaber durch Freiherm von Hamnerstein 

Hitler vorgestellt wurden. Fuer Raeder als Chef der Marine- 
leitung gab es nur einen Vorgesetzten, naenlich den Reichs- 
nraesjidenten Hindenburg, der nach der Verfassung und nach 

*) 
dem \chrgesctz der öberste Befehlshaber der gesanten wehr- 
macht war. Hindenburg hatte als Reichspraesident Hiter zun 
Reichskarzier ernannt, und damit entstand zwangslaceufig eine 
Verbindung zwischen “itler und Wehrmacht. Jrgendein Ent- 
schluss Racders kan also gar nicht in Betracht. Als Unterge- 
bener von Hindenburg wusste er sich alsıSoldat nit der poli- 
tischen Entscheidung, die Hindenburg als Reichspraesident ge- 
troffen hatte, abfinden. Dds vorfassungsimmaussiee‘ Grundlage 


hinsichtlich der \.ehrnacht aenderte sich dadurch, dass Hitler 


eh = 5 5 a 


f N 


*) siche Raeder Exhibit Nr. 3 und 4, Dok.Buch I, S. 9 ff, 
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zur Macht kan, in keiner \eise. Raeder wurde als Chef der 
Marineleitung an dieser pelitischen Entscheidung nicht be- 
teiligt ‚ebensowenig wie er in der Vergangenheit beteiligt 
worden war, wenn Mueller ven der Sozisldemokratischen Partei 
oder Bruenins: von der Zentrumspartei Reichskanzler wurden. 

Is lag fuer Raeder auch keine Veranlassung vor, et- 
wa enlaesslich dieser innenplitischen Entscheidung seinen 
Dienst zu quittieren; denn Hitler setzte bei der ersten Bespre- 
chung von 2. Februar 1933 und besonders auch anlaesslich des 
ersten Marinevortrages irı gleichen Monat Racder und den uebrigen 
Militaers auseinander, dass an der Wehrmacht nichts geaendert 

dass die “chraacht entsprechend Verfassung und „ehrge- 
sotz unpolitisch bleiben rucsse. -Bei dem Marinevortrag ent- 
wickelte Hitler, wi. die Zeugenaussagen Raeder und Schulte- 
Moontin;beweisen, seine Grundgedanken hinsichtlich eirer fried- 
lichen Politik, nozu es notwendig sei, trotz der von ihm er- 
e*wahten friedlichen Revision des Versailler Vertrages mit 
Enzlend zu einer veimucnftigen vertraglichen Vereinbarung 
ushar den Ausbau der Marine im Zusammenhang nit den allze- 

inon Scarvestungspeschraenkungen zu kKoarmen. Boi dieser Unter- 

haltung gab Hitler klar zu erkennen; dass er kein .ettruesten 
in der Marine veranäi.li.n wellte und dass der Ausbau der Ma- 
rine nur in freunäschaftlicher Verstaonäigung nit England er- 
folgen duerfe. Das war cin Gedanke, der absolut der grundle- 

genden Auffassung Raeders und der Marine entsprach». LS wacre 

eine Unmeglichkeit gewesen, wenn Raeder bei dioser Grundlage 
zu seinen Vorgesetzten Hindenburg gegangen waere und erklaert 


hactto, er koenne wegen Hitler nicht „ehr die Marine leiten. 
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Nun meint allerđings die Anklage, dass dic damu» 


ligen fuehrenden Maenner in Deutschland zus liitlers Bueh 


"Mein Kampf" die wahren Absichten Hitlers bereits gekannt 
haetten., Dic Anklage hat, teilweise aus den usarısenhang 
gerissen, zun Beweise vorschiedense Zitate aus BKitlers 
Propaganda-Buch aus den Jahre 1924 ®itiort. Diese Aargunen- 
tation der Anklage erscheint nicht richtig, und zwar dos“ 
halb nicht, weil Kitler Licses Buch als Privatuamn, als 
eppositioneller Parteizunn, geschrieben hatte. „uch in dic- 
cen Prozesse ist mehrfach darauf hingewiesen worden, düss 
die Aeusserungen auslacnäiseher Privatimacnner irrelevant 
sind, selbst wenn diese Juslaender einen noch so bekannten 
Namen haben und spaeter - ebenso wie Hitler - cire Stellung; 
in der Regicrung erhalten haben. Racder durfte, wie jedor 
andere, damit rechnen, dass Hitler als Reichskanzler nicht 
alle Partsi-Doktrinen aufrecht erhalten wuerde, dic er Jahre 
vorher als reiner opp@gitoneller Parteinann aufgestellt hatte, 
zural dann nicht, wenn die Aeusserungen Kitlers auf milltae» 
rischen Gebiet dicsen fruskeren Partci-Jäcen widersprachen. 
Veberdies war fuor die Marine imer das Verhaeltris zu Ing» 
land entscheidend, und cerade in diesor Beziehung, hatte Bitljer 
sogar in seinen Buche "Mein Kampf" auf Seite 154 woertlich 
erklaert: 

"Fuer eine solche Politik allerdings gab es in Europa 


nur einen einzigen Bundesgencssen: England," 


*) Raeder Exhibit Nr, 20, Dok,.-Buch Raeder II, Seitc 115. 
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Ueberdies muss den von der Anklage gebrachten Zi- 
taten entgegengehalten werden, &ass sie saemtlich einer Auf- 
lage aus dem Jahre 1933 entnommen sind und das Gensralsekre- 
tariat tretz groesster Beruehungen eine frushere Auflage, 
insbesondere dic l., Ausgabe aus den Jahren 1925 und 1927, 
nicht hat beschaffen koennen. Es ist bekannt, dass Hitler 
selbst an zahlreichen Stellen sein Buch in den spaeteren 
Jahren invielen Punkten zeaendert hat; infolgedessen koennen 
dis Zitate.aus einer Auflage aus dem Jahre 1933 nicht ehne 
weiteres zugrundegselegst werden. 

. Musste Raeder in den folgenden Jahren erkennen, 
ass Eitler von den geschilderten Grundzedanken einer Ver- 
stoenäigunsspolitik mit England abweichen wollte, und kann man 
mit der anklage argumentieren, dass Raeder zu irgendeinen 
Zeitpunkt vor 1939 5. itere Mitwirkung haette vorweigern 


[on 


Jch bin der Meinung, dass diese Frage verneint werden 
und Aass sich die Notiwcndickeit cer Verneinung ohne wei- 
der Yuscmnienste)lung verschisdener Tatsachen ergibt, 
os oder dor Verteiäicung irn Raknen der Beweis- 
vorgcbrarht sind; 
Ss hi 2. Lusust 1934 starb Hindenburg, und die Anklage- 


vertretun; macht Raeder zum Vorwurf, dass er daraufhin einen 


Eid goleistet habe, und insbesondere, dass er in Alosen Lid 


* 
3% 


an die Stelle des Vaterlandes den Fuehrer mosetzt habe. 


*) dcutschsprachiros Sitzun.sprotokoll von 15. Januar 1946, 
Scitc 2130, 
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Der Fall ist in der Beweisfuehrung gemuegend ge- 
klaert, Jch brauche daher nur noch darauf hinzuweisen, dass 
die Anklagebhoerde sich in ihrer Behauptung geirrt hat; sie 
hat selbst das Dokument D 481 vorgelegt, aus den sich der 
van Hitler verlangte Diensteid der Soldaten der .chrmacht 
ergibt, Is handelt sich bci diesem Dokunent un ein Gesetz, 
das von Hitler, Frick und Blomberg unterzeichnet ist, Dem 
nach steht fest, dass nicht Raeder an die Stelle des Vater- 
landes Hitler setzte, sondern dass Hitler diesen Zid auf sich 
als Oberbefehlshaber der Wehrmächt von allen Seldaten ver- 
langt hat; Bevor dieser von Hitler geschickt erdachte unä fuer 
dic spaetere Zeit verhaengnisvolle Lid verlangt wurde, ist 
Raeder weder „rientiert, nech car ueber den Text des Eides be- 
fragt worden; er wurde einfach in dic Reichskanzlei bestellt, 
ohne zu wissen, un was cs sich handcltc, 

Die Frage, woleken Lid cin Soldat leistet, ist wice 
derur cine pnlitische Frage, eine Frage der Gesetzgebung, auf 
die Raeder als Soldat unä Oberbefehlshaber der Marine keinen 
„influss hatte. 

be Dic Anklaco wirft Racder vor, dass er uebcr zahle 
rciche politische intsckeidungen orientiert worden sei und 
als Oberbefehlshaber der Marine gelegentlich Gieser politischen 
Massnchiuen stratorische Planungen und Vorbereitungen getroffen 
habe. is handelt sich um dic Facllo des Austritts aus den 
Vocelkerbund an l4. Oktober 1933, dic Besetzung des Rheinlandes 
an 7e Maerz 1936, den Anschluss von ®esterrcick in Maerz 1938, 


Aic Linzlicderung des Sudetenlandes in Herbst 1938 und die 
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Gruendung des Protektorutes Bochmen und Maehren im uaerz 
*) 

1939. 

Ds handelt sich im wesentlichen un die in der bn- 
merkung genau bezeichneten Urkunden, die ich in diesen m- 
sernienhange gemeinsan behandeln kann. 

allen diosen üntsckeiduhsen ist das eine gemeinsa: 
dass naemlich Raeder an keiner der ÄIntscheiäungen politisch 
mitgewirkt hat. Raeder wurde niemtls vorher gefragt, und er 
hatte als Oberbefehlshaber der Marine auch keine Befugnis, 
en derarticen Entschlusssen mitzuwirken, Raeder hat nichts 
weiter getan, als diese Urkunden und “itteilunzen entgegen- 
genommen, hat daraufhin diejenigen Anordnungen getroffen, 
die militaerisch von ihm vorsor:lich fuer den Fall getroffen 

kriczerische Knmplikationen entste- 

hen. Es erscheint ‘1’* unverstacndlick, wie eincn Oberbe- 
fohlshaber cines \.chrüachtsteiles wus ein Vorwurf gemacht 
werden soll, dass er strategische Vorbereitungen fuer den Fall 
einer politischen Komlikation traf. Jch glaube, dass cs in der 
ganzen \clt immer das Gleiche ist, dass ein Aamiral an den 
politischen Entschlucssen nicht betcilict wird, aber verpflich- 
tet ist, gewisse vorsorgliche Vorbereitungen zu treffen, 
wenn die Staatsfuckrung politische Entscklucsse gefasst hat. 


us handelt sich auch hier wiederun un dic von mir schon er- 


u 


* 
nn. 
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handelt sich in wesentlichen un folrende Urkunden; 
10 = pS von 25e 9ktober 1933 
159 - US von 2. Maerz 1936 
194 =- € von 6. Maerz 1936 
am : von 24. Juni 1937 
3 z ı 20. Mai 1938 
136 5104 von 21. Oktober 1938. 
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erwaehnte Diskrepanz hinsichtlich der Stellung eines militae- 
rischen Befehlshabers, welche die Anklage als politisch an=- 


sicht, waehrend es sich in wirklichkeit un eine rein mili tae- 


rische Stellung handelt4 ES äuerfte kein Zweifelseä, dass 


zu genau den gleichen Zeiten in der rilitaerischen Befehls- 
fuehrung der auslaendischen Staaten, die von den politischen 
Ontschkeidungen betroffen wurden mder an den politischen Ent- 
deicungen interessiert waren, ebenfalls vorsorglich militae- 
rische Planungen getroffen wurden. 

Ob diese politischen Entschluesse Hitlers ein Ver- 
brechen waron oder auch nur ein voelkerrechtlicher Verstoss, 
kannte ein militaerischor "lerbefehslhaber nicht beurteilen, 
besonders dann nicht, wenn er in keinen: Falle zur Beratung 
hinzucezogen wurde, Weder der Austritt aus denn Voelkerbund 
infolge der nissglucekten Versuche zur Abruestung aller Laender 
in Sinne des Versailler Vertrages, nech die Besetzung des Su- 
detenlandes der die Lrrichtung des Protektorates Boehmen und 
Naehren konnten als verbrecherische Handlungen im Sinne der 
anklase fuer den unbeteilicten Oberbefehlshaber der Äriegsma- 
rince anzeschen werden. Sicherlich waren es Abweichungen von 
Versailler Vertrage, aber selbst der britische Hauptanklage- 
vertreter, Sir Haräley Shaweross erklaerte an le Dezember 1945 
in diesen Gerichtssaal woertlich, dass "manche Zinwendunren 
=) 
ccon Versailles vielleicht berechtigt" waren. 

Und selbst Justice Jackson hat, wie oben zitiert, 


erklaert, dass zur Revisier des Vertrages die kuchnsten Mass- 


*) dcutsch-sprachires Sitzungsprotekoäl, Seite 608. 
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Massnahmen gerechtfertigt gewesen waeren, nur nicht der Krieg. 
Tatsaechlich sind die erwaehnten Massnahmen Deutschlands saent- 
lich ohne Krieg durchgefuehrt, fallen also unter die von Justice 
acksen als berechtigt «angesehenen Massnahmen, umsnuehr, als 11 
alle diese Massnahrien von Auslande stillschweigend geduläet 
wurden bezw. sogar, wie die Lingliederung des Sudetenlandes, 
durch vertragliche Vereinbarung, naenlich durch das Muenchner 
Abkommen, von Dentexiber 1938, oder aber durch Vereinbarung nit 
den betroffenen Lande selbst, wie in Falle Oesterreich. Wenn 
nun die anklage in Falle Oesterreich und in Falle der ärrich- 
tung des Protektorates Bochnen und Maehren, objektiv und nache 
traeglich gesehen, siekerlich mit Recht darauf hinweist, dass 
Eitler hierbei acusse ‚äcnkliche und vielleicht sogar straf- 
bare Mittel angewandt hat, so hat dies fuer den Oberbefehlshaber 
der Ariersmarine keine Bedeutung, da fest stekt, ass er ueber 
dic Handlungen nicht orientiert wurde, geschweige denn ueber 
die angewandten Nittel. Insbesondere steht fest, dass Raeder 
weder die Linzelheiten b- .ueglick des Anschlusses von Oester- 
reich erfuhr, nech gar lie Art der Verhandlungen, die zu einen 
abkarmen nit dem Praesidenten Bacha fuehrten, Dic Verkandlun» 
gen mit Hacha kanen ihn nicht zur “enntnis, ebensowenig wie 
dio dabei ausgesprochene Drohung eines Bonbardements von Prag, 
wobei ich auf die Aussagen der Zeugen Raeder und Schulte- 
“ocontine Bezug nenen darf, Fuer Raeder waren also alle diese 
“osnchmen voolkerrechtlich zulacssice Handlungen bezw, Ver- 
traece, die zu keinen Linschreiten und zu keiner Rucckfrego 
bei Hitler veranlassen konnten, ganz abgesehen davon, dass 
dieses Hecht einen militaerischen Befehlshaber ueberhaupt 


nicht zusteht. 
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Ueberdies haette es sich, selbst wenn Komplikatienen 
entstanden wären, auch. militaerisch gesehen, ausschliesslich 
um Operationen auf dem Lande gehandelt, was sich ohne weiteres 
aus der Lage der betroffenen Laender ergibt. Es waere eine Un- 
meeglichkeit gewesen, wenn der fast ueberhaupt nicht inter- 
essiorte Oberbefehlshaber der Kriegsmarine sich um diese Dinge 
gekuemmert haette, obwohl fast gar keine Verbereitungen der 
Marine in Betracht kamen. Ma n nur an den Fall der 
schecheslowakei, wo in der Urkunde 388 PS fuer die Marine le- 
disrlich bestimmt ist, dass sic sich an den ev. Operationen des 
Heeres durch den Einsatz der Donauflotille beteiligt , welche 
zu diesen Zweck unter den Befehl des Oberkonmandos des Heeres 
tritt; eine Flotille, die aus kleinsten Schiffen bestand, und 
zwar, wenn ich recht erinnere, aus wenigen Kanonenbooten s 
Ce Weiter zitiere ich zur Argumentation in diesen Zu- 
sammenhang die Worte von Sir Hardley Shawcross von he Dezember 
1945 zum deutsch-polnischen Nichtsnacriffspakt von 19343 
"Indom Hitler diases Abkommen schless, usberzeugte er viele 
Leute, dass seine Absichten tatsaechlich friedlichewaren."” 
maess musste auch Raeder ueberzeugt seine 
richtig, dass Raeder dem in Februar 1938 ge- 
schaffenen Geheimen Kabinettsrat angehoerte. Ebenso richtig ist 
aber die inzwischen bewiesene Tatsache, dass der Geheime Kabi- 
nettsrat eine reine Farce gewesen ist. Es eruchrigt sich daher, 
dissen von der Anklage anfangs so wichtig genommenen Punkt zu 


behandeln. 


*) deutsch-sprachiges „ıvaungsprotokoll, Seite 631. 
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Ce Jn gleicher Weise ist dic Bekauptung der Anklage 
widerlert, dass Raeder Rerierungsmitglied und Reichsminister 
gewesen Scis. Die =t olu. Behauptung der Anklage ist von 
vornherein unverstaendlich gewesen, Das von der Anklage vorge- 
legte Dokunent 2098 PS sagt mit absoluter Doutlichkeit ledig- 
lich, dass der Oberbefehlshaber des Heeres ve Brauchitsch und 
der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine Racder "den Reichsnini- 
stern im Range gleich" steht. Damit ist bewiesen, dass er kein 
M inister war, sondern nur aus Gruenden der Etikette im Range 
einen Reichsminister gleich stand. Daraus folet, dass Raeder 

diesen Erlass Eitlers keine politische Aufgabe erhielt, 
wie die Anklage se gern moechte, Hinzu krrnt, dass er durch 
diesen Erlass nicht einml das Recht erhaelt, an Kabinettssit- 
zungen auf eigenen Wunsch teilzunehmen, sondern, wie in der ge- 
nannten Urkunde von Hitler geschrieben wird, nur "nach meiner 
Anordnung". Das bedeutet also,nichts weiter, als dass Raeder 
auf Anordnung Hitlers zu einer Kabinettssitzung haette hinzufc- 
zogen werden koennen, wenn es sich in der Eee um 
marinetechnische Angelegenheiten gehandelt haette, Tatsachlich 
ist es zu diesem politisch sleichrueltigren, hypothetischen Fall 

ils gekorrien. 

f. Epensowenie kann die Zugehoerickeit zum Reichsver- 

% 
teidigungsrat aufgrund des Dokumentes 2194 PS Ar belastend 
angesehen werden, Linerseits handelt es sich, wie der \\ortlaut 
ergibt, nur um "Massnahnen fuer die Vorbersitung der Reichsver= 
teidigung", also weü:r vr. „ine politische Taetigkeit, noch un 
eine Taetigkeit, die etwas mit Angriffskriegen in politischen 


*) Reichsverteidigungsgesetz vom 4, September 1938 
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Sinne zu tun hat. Zusserden gehoerte Raeder, entgegen der Behauptung 
der Anklage, laut Dokument 2018 FS, einem spaeteren Fuehrer er- 
lass von 13. August 1939 den denn geschaffenen Ministerrat fuer 
die Reichsverteidigung ueberhaupt nicht an, und zwar einfach 
deshalb nicht, weil er kein Minister war, Andererseits kennen 
andere Laender ebenso de Einrichtung eines Reichsverteidiecungs- 
rotes oder eines Reichsverte "Aigungsausschusses. Jeh erinnere 
èn die bekannte Tatsache, dass bei der britischen Regierung 
schon lange vor dem ersten \ieltkriege ein Reichsverteidizungs- 
ausschuss bestanden hat, dem eine sehr viel zroessere Bedeutung 
x) 
zukam/äls dem entsprechenden Jnstitut in Deutschland. 

g. Als letzten Linzelpunkt in diesen Zusammenhänge 
moechte ich anfuehren, dass auch die Behauptung der Anklage, 
Reeder sei Partcimitzlied gewesen, sich als unhaltbar erwics e 

aedor hat zwar von Hitler das Goldene Ehrenzeichen erhalten; 
es war aber nichts anderes als eine Ordensverleihung und konn- 


te nichts anderes sein, weil ein Soldat der Partei nicht ange- 


hoeren kann. Dies ergibt sich zweifelsfrei aus Paragraph 36 des 


lehrgesetzes, wonach sich Soldaten ptlitisch nicht betaetigen 
duerfon und ihnen die Zusehoerickeit zu politischen Vereinen ver- 

*) 
boten ist, 

Jn uebrigen verweise ich auf die Beweisfuehrung, aus 
der sich zur Genuege ergab, dass Racder niemals Beziehungen zur 
Fartei gehabt hat, dass er vielmehr äcs ocfteren Differenzen mit 
Farteikreisen hatte und wegen seiner politischen und kirchli- 
chen Einstellung von typischen Nationalsozialisten abgelehnt 


wurde; er wirkte zB. auf Goebbels wie ein rotes Tuch. |Das-vwar 


*) Racder Exhibit Nr, 4, Dok.-Buch I, Seite 12, 


**) ZB. unter Balfour und Churchill. 
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auch kein \undert denn eincrseits hat er irmer wieder verhindert, 
die Partei irgendeinen Einfluss auf das Offizierscorps der 

Merine erhielt, und andererseits hat er in Gegensatz zur Partei, 

in weitesten Masse die Kirche unterstuetzt und dafuer gesorgt, 

dass der Geist der Marine eine christliche Grundlage erhielt. 

Jch darf in diesem Gusarmıenhance auf den typisch nationalsozia- 

listischen Satz von Boriann verweisen; 


"Nationalsozialistische und christliche Auffassungen 


At 
. På 
sind unvereinbar," 


Jn derselben Dokument hat Bormiann, wie. so eft, in kulturwidrigen 
Gedankengaengen sich se stark gegen das Christentun ausgespro= 
chen, so stark das Vernicliten aller christlichen Gedanken propa- 
tiert, dass diese Partei-Linstellung ausreichend beweisk dass 
Raeder als ueberzeuzter Christ niemals zur Partei Verbinäung auf- 
wi) 

nehmen konnte, 

hə Jech habe bereits dargelegt, dass Hitler 1933 
sagt hatte, dass es eins Grundlage seiner Pəlitik sein wueräe, 
Deutschland auf friedlichen Wege wieder zu einem gesunden und 
kracftigen Staate zu machen} und dass es zu einer friedlichen 
Entwickelunz unbedingt notwendig sei, die englische Vorracht- 
stellung anzuerkennen und sich mit England ueber den Umfang der 
Geutschen Flotto zu verstaendigen und meeglichst sogar zu einen 


Buendnis zu kommen, Diese Gedanken deckten sich mit der Grund- 


instellung Racders, welche dieser bei seiner Vernehrung in ein- 


zelnen darlezte, Ju Rahmen meiner Verteidigung mg es dahin 


*) Raeder Exhibit Nr, 121, Dok,Buch VI, Seite 524, 


**) siche auch Affidevit Ronneberger, Raeder Exhibit Nr, 126, 
Dok.Buch VI, Seite 543 ffe, der auf die gleichen Zusannen« 
haenge hinweist, insbesondere auf das kraeftige Christentum 
Raeders und darauf, dass Bormann der ausgesprochene Gegner 
des Christentums und der Kirche ist. 
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stehen, ob und wann Hitler diesen Grundgedanken verlassen 
hat. Denn jedenfalls hat Hitler Raeder gegenueber irmer wie- 
der diesen Grundgedanken hervorgeheben und auch durch Taten 
bewiesen; der irmer wiederkehrende Grundgedanke zieht sich 
wie ein rater Faden durch die ganzen Jahre bis zun Kriegs- 
ausbruch, Die Ausfuehrung des Gedankens fuehrte zun Abschluss 


des deutsch-englischen Flottenabkormens im Jahre 1935, zun 


Abschluss des 2, deutsch-englischen Flottenabkamnens im Jahre 


t937, zur Vereinbarung ueber die U-Boote nit Lord Cunninghan 
irn Jahre 1938 und zum Londoner Protokoll von 30, Juni 1935 
hinsichtlich der Schlachtschiffe? also die ganzen Jahre auf 
derı Gebiete des Ausbaues der deutschen Flotte irmer die glei- 
che Jdee, naemlich irmer die Jdec, mit England einig zu Sein, 
Englands Vormachtstellung anzuerkennen und jede Differenz zu 
vermeiden, die zu einem Bruch mit ingland fuehren koennte. , 
Nachtraeglich, in Kenntnis aller Dokumente und aller Tatsachen, 
die in diesem Prozesse bewiesen sind, mag es feststehen, dass 
Eitler zu irgendeiner Zeit, wahrscheinlich im Jahre 1938, soinen 
eigenen Gedanken untreu geworden ist und dass er dadurch das 
tragische Schicksal Deutschlands verschuldet hat.) Fuer die Be- 
urteilung der gegen Raeder erhobenen Vorwuerfe ist aber nicht 
entscheidend, was nächtraegslich in Kenntnis aller Tatsachen als 
objektiv richtig anzuerkennen ist, sondern es ist allein ent- 
scheidend, ob Raeder uiose Abweichung Hitlers von seinen eige- 
nen Jdeen erkannt hat oder auch nur erkennen konnte .| Das ist je- 
Ti 
doch nicht der Fall. Raeder konnte nicht ahnen, geschweige donn 
wissen, dass itler soinen eigenen politischen Jdeen, die er 


irmer wieder betont und bewiesen hatte, irgendwann untreu wur- 


de und damit die entsetzliche Gefahr des 2, Weltkrieges hervor- 





u WIN 
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hervorrief und verschuldete. Raeder konnte nicht ahnen und 
wissen, dass Hitler ihn gegenueber auch in der letzten Zeit 
vor Ausbruch des Krieges anders sprach, als er dachte und 
auch anders sprach, als cr handelte, Gerade auf dem Gebiete 
der Marine zeigte der verhaeltnismaessig langsane Ausbau 
der deutschen Flette, dass Hitler den gesckilälerten Gedanken- 
geenfen treu bleiben volite, Zins Sinnesaenderung Hitlers 

icsemn Gebiete liess sich nicht erkennen; denn eine Sinnes- 
aenderun. haette zur Folse haben muessen, dass er gerade die 
Marine unfancreicher ausbaute, als er es getan hat. Er habtte 
zun sıindesten die Mö; lichkeiten des deutsch-englischen Flosten- 


abkorriens vollstaendiz zusnt tzen messen. Nach den Flettenab- 
*) 
kommen durfte sich die deutsche Flotte auf 420 595 to belaufen. 
Tatsaechlich ist jedoch diese Hoechstgrenze nicht ausgenutzt 
worden. Sober hinsichtlich der Schlachtschiffe blieb Deutsch- 
hinter den Flottenabkorrien zurueck mit der Felge, dass die 
Schlachtschiffe "Bismarck" und "Tirpitz" in ersten äriegsjahr 
und so auch bei der Besetzung Norwegens noch nicht zur Verfue- 
gung standen; "Bismarck" wurde erst in Lugust 1940 und "Tirpitz" 
P r “) 
in Jahre 1941 fortic. 

Nach den Tlot#tc- ‚kamen durfte Deutschland die glei- 
che U-Boottonnage haben wie Inzland, Tatsaechlich wurde jedech 
der U-Bnntbau so wenig forciert, dass, wie die Beweisfuehrung 
ergeben hat, Deutschland zu Beinn des Krieges im Jahre 1939 nur 


ic minimale anzahl von 26 atlantikfachicen U-Booten zur Verfue- 


cunc hatte. Und weiters noch Enãe Mai 1939 wurde laut Dokument 


*) 2. Iohrann-„ffidavit, Raeder Exhibit Nr. 8, Dok.Buch I, Se 4le 


»s) le Lohmann-Affidavit, Racder Exhibit Nr. 2, Dok.Buch I, Se 8. 
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L 79, dem sog. "Kleinen Schuundt" woertlich festgelegt, dass 
"nan dem Schiffsbauprorranmm nichts geaendert wird". 

All diese Dinge mussten bei den Oberbefehlshaber 
der & riersiarine von seinen Standpuhkt und von seinen Fach- 
gebiete aus den festen Glauben erwecken, dass Hitler seine 
eft betonte Grundlinic, cs zu keinen Kriege kornen zu lassen, 
beibehalten wollte. 

i. Dieser feste “aube ven Raeder wurde - unë das 
erscheint wichtig - in weitesten Urfange durch die Haltung des 


Auslandes bestaerkt; 


winston Churchill hat im Jahre 1935 in seinem Buche 


*) 
nGrosse Zeitgennssen" /geschrieben: 


"Zs ist nicht moeglich, ein gerechtes Urteil ueber eine 
Persoenlichkeit des osffentlichen Lebens, die die enor- 
men Ausmasse von „dolf itler erreicht hat, zu faellen, 
bevor ihr Lebenswerk als Ganzes vor uns Steht. essesos 
„ir koennen nicht sagen, ob Eitler der Monn sein wird, 
der nschboinmal einen \.eltkrieer entfesseln wird, in 
welchen die Zivilisation unwiderruflich untergehen wird, 
oder ob er in dic Geschichte eingehen wird als der Mann, 
der die Lhre und den Fricdenssinn fuer die gresse deut- 
sche Nation wieder hergestellt unä sie heiter, hilfreich 
und stark in die ersteiReihe der eurepaeischen Voelker- 


fanilie zumeckgefuehrt hat," 


x») Reeder ixhibit Nr. 18, Dok.Buch II, Seite 107. 
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Ein Jahr spaeter, bei den Olympischen Spielen in 


Berlin in Jahre 1936 erschienen die Vertretungen des „uslandes 


geschlossen und haben Hitler in einer heise berruesst, die in 
Zustinruns und teilweiser Begeisterung vielen skeptisch einge- 
stellten Deutschen unverstaenälich war, Jn der Folgezeit haben 
die -roessten auslaendischen Politiker und auch Regierungssmit- 
rlieder Hitler besucht und sich nit ihn voellauf verständen, und 
schliesslich in Eerbst 1938 kan es unter Chanıberlain und 
Halifax wiederum zu einer Verstaendicsun?, 
ungeheuer staerkte und @urch die Hitler 
weisen suchte, wie richtig alle seine Handlungen gewesen Waren, 
da sie von jus lande anerkannt jurden. Man kann und darf die Be- 
deutung der programmatischen ürklaerung, die C „berlain und 
eptexber 1938 abgaben, gar nicht 
aus Raeder ixhibit 
Nr. 23, Dok.Buch II, S. 127/28 die beiden ersten entscheidenden 
Saetze zitieren: 
nir haben heute eine weitere Besprechung 
uns in der Erkenntnis einig, dass die Frage der deutsch- 
englischen Beziehungen ven allererster Bedeutung fuer 
beide Laender und fuer Lurapa ist, 
ir sehen das restern abend unterzeichnete Abkermen und 
das deutsch-enclische Flottenabkermen als syuibelisch 
fuer den \unsch unserer beiden Voelker on, nier 
der gegeneinander Krieg zu fuehren," 
Jch glaube, dass diese Hinweise genuegen, und frage: 
Kann nen verlangen, dass ein. „3. x Grossadmiral, der nie 


Politiker und izmer nur Seläat gewesen ist, in der Beurteilung 
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Eitlers weiterschauend sein sollte als die grossen britischen 
Staatsmaenner Chamberlain und Churchill ? Jch glaube, dass die 
Stellung der Frage bereits die Verneinung der Frage in sich 
traegt. 

3. Die Anklagevertretung kann diesen zahlreichen Ge- 
sichtspunkten ernsthaft nur einige wenige Dokumente gegenrueber- 
stellen, die fuer eine Kenntnis Raeders ven Aneriffsplaenen 
Hitlers sprechen koennten. Die Anklage hat zwa zahllose Doku- 
mente vorgelegt, bei denen sie darauf hinwies, dass Raeder oder 
die Seekriegsleitung oder das Oberkommando der Kriegsmarine 
eine Ausfertigung erhielt, Bei einer ganz betraechtlichen An- 
zahl ven Dokumenten konnte die anklage aber nichts weiter vor- 
bringen, als die Tatsache, dass Raeder eine Ausfertigung bekam, 
waehrend ein sachlicher Zusaumenhang meistnicht bestand und auch 
nieht ven der Anklage dargelegt wurde, Is ist selbstverstaend- 
lich kein üunder, dass militaerische Dokumente der £inheitlich- 
keit halber an alle jehrmachtsteile gingen, auch wenn im Einzel- 
falle der eine \iehrmachtsteil nicht oder kaum daran beteiligt 
war, Wirklich belastend koennen von allen diesen Trekumenten im 
Fragenknunplex Raeder nur die } Dokumente sein, welche die An- 
klage wegen ihrer Bedeutung als Scehluessel-Dokumente bezeichnete. 
Es handelt sich um tea ! T ċen Hitlers ver den Oberbefehlshabern 
von 5. November 1937, 23. Mai 1939, 22. August 1939, 23. Novem- 
.) 
ber 1939, 

Die Anklage behauptet, dass sich aus diesen Reden die 
Verschwoerungsteilnahme ergibt und dass aus diesen, Reden klar zu 


Keen P. am» Hl 


+) siehe die Dokumente: 386 FS 
L 79 
798 FS 
1014 FS 
789 PS 
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erkennen sei, dass Hitler Angriffskriege fuehren ae 


Jch moechte deshalb zu diesen Drkumenten im porera A Stellung 
nchmen und dabei Zeigen, warum auch diese Dokumente das Gesamt- 
bild, das ich gegeden habe, nicht beeinflussen kam. 

Zweifellas sind diese Schluessel-Dokumente aeusserst 
wichtig fuer die nachtraegliche geschichtliche Feststellung, 
welche Gedenkengaenge Eitler geleitet haben; und zwar deshalb, 
weil es Meinungsaeusserungen Eitlers sind und es sonst trotz 
des gewaltigen Umfanges es erbeuteten Dokumentenmaterlals fast 
keine schriftlichen Aufzeichnungen Hitlers gibt, Zunaechst ist 
auch der Gedanke bestechend, dass der Inhalt wahr sein muss, weil 
cs Sich um Meinungsacusserungen handelt, die nur vor einem klei- 
nen Kreise voargetieren sinä, vor dem sich Hitler natuergemaess 
eher decouvriexte, als in seinen eeffentlichen Reden, Wenn ich 
auch den kert der Urkunden keineswegs verkenne, so glaube ich 
trotzdem, dass die Anklagevertretung die Bedeutung dieser 4 Ur- 
kunden weit ueberschaetzt. Sicherlich sind es in gewissem Umfange 
Schluesscldokunente, und zwar insofern, als sie den Schluessel i à- 
dafuer geben, Fitler psycuologisch zu erkennen und Hitlers Metho- 
den zu erfassei:, Die Dokumente sind aber keine Schluessel fuer 
die wirklichen Planungen Hitlers und erst recht kein Masstab fuer 
dic Schlussfolgerungen, die der Zuhoerer nach Ansicht der ankla- 
ge aus diesen Dokumenten hiette ziehen immessen, Um den Wert der 
Urkunden in dieser Richtung vollstäendig zu erfassen, moechte 
ich einige gen.relle Punkte vorweg zusammenstellen, die fuer je- 
des dieser |, Dokumente in gleicher Weise gelten, Alle diese 
Punkte geben eine Linschraenkung des von der Anklage ueber- 


schaetzten Beweiswertes dieser Urkunden; 





m 


Punkt a. Keine dieser Reden ist stenografisch aufge- 
nommen, von keiner Redo liegt also der wirkliche Wortlaut vors 
Dementsprechend hat Hossbach in der Nioderschrift ueber den 
5. November 1937 richtig die indirekte Rede gewachlt, ebenso 
wie Generaladmiral Beehm in seiner Niederschrift ucber die 

* 

Rede vom 22. August 1939. Ucberraschenderweise und nicht 
ganz korrekt hat Schmundt in der Nicderschrift ueber den 23e 
Mai 1939 dic direkte Rede gewachlt, obuchl es keine woertliche 

er 
Aufzeichnung istgj/ist aber wenigstens vorsichtig gewesen und 
hat zu Beginn erklacrt, dass die Ausfuchrungen Hitlers "Sinn- 
gomaecss" wicdcrgegeben worden, Die schwacchstenUrkunda, nacn- 
lich dic beiden Fassungen ucbor dic Rode vom 22. August 1939, 
welcke die Anklage vorlegte, l0l4 PS und 793 PS, haben die di- 
rekte Rede gewachlt, und dic Urheber dieser Urkunde, deren Na- 
men nicht bekannt sind, haben es nicht einmal fuer nnetig gehal- 
ton, einen Hinweis zu gebrauchen, wic Schmundt es tat. Wie dem 
aber auch sci; es ist bei der Betrachtung der Urkunden festzu- 
halten, dass keine woertliche Wiedergabe erfolgte und daher dic 
Zuverlacssigkeit der Wicdergabe von dor Arbeitsweise und Ein- 
stellung dcs Urhebers der Urkund. abhaengt, insbesendere davon, 
ob und wievicole Notizen der Botreffende sich wachrend der Rede 
gemacht hat und wann or scine Nicderschrift unfertigte. Jn dieser 
Beziehung erscheint wichtig, dass der Adjutant Hossbach die Nie- 
derschrift, wie dic Urkunde 386 PS zeigt, erst volle 5 Tage 
spacter vorgenommen hat, nacmlich erst am 10. Nnvember, waehrend 
dic Rede schon am 5, November gehalten wurde. Jm Falle Schmundt 


fchlt ucberhaupt ein Batum fucr die Nicderschrift und ebenso in 


—o. =» 


*) Raeder Exhibit Nr, 27, Dok,Buch II, S. l44 ff. 
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den beiden Anklage-Dokumenten ucber die Rede vom 22, August 
1939. Bei den letzteren fohlt auch dic Unterschrift, sn dass 
hier nicht einmal gesagt werden kann, wer ueberhaupt die Ver- 
antwortung fuer dic Niederschrift traest. Das Gleiche gilt fuer 
das Dokument ueber die Rede vom 23. November 159359. Soviclc for- 
male Fehler und ebensoviclo Bedenken gegen den Bowciswert und 
dic Zuverlacssigkeit der Urkunden. 

Anders liegt es bei der Urkunde Bochn, der in Seinem 
Affidavit, Racder Nr, 129, cidesstattlickı versichert, dass er 
dic Rede Hitlers fortlaufend nmitgoschrieben und an besonders 
wichtigen Stellen don \.ortlaut aufgezeichnet hat, und der fer- 
ner versichcrt, dass or noch am gleichen Abend dis cndgucltigo, 
hicr vorlicgendoe Fassung nicderschrieb. Wenn schon bei allen 
diesen Urkunden dcr Wortlaut nicht vorhanden ist, so licgt es 
auf der Hand, wie wichtig cs ist, wenn wenigstens feststeht, 
dass die Niederschrift gleichzeitig mit der Rede bezv. nech am 
selben Tage nuch der Rede vorgenommen wurde und nicht, wie im 
Falle Hossbach, 5 Tags spactor. Selbst beim besten Gedaechtnis 
kann auch dur beste Adjutant, an den tacglich ucberaus vicle 
Dinge neu herantreten, unwocglich nach 5 Tagen noch eine abso- 
lut zuvorlacssige Wicdergabce einer Rede anfertigen. 

Punkt b. Ibenso wichtig ist der 2, Punkt, naemlich 
die Tatsache, dass es sich im Gegensatz zu sonstigen militaeri- 
schen Dokumenten um keins nffizicllen Schriftstusckce mit einem 
Verteiler handelt, also um keins Schriftstuccke, welche den Be- 
tciligten nachtracglich zugingen, Dass die Schriftstuecke 
Raeder nicht zugegangen sind, wurde in der Beweisaufnahme durch 
ihn und durch den Zeugen Schulte-Moenting festgestellt, abgose- 


hen davon, dass es sich schon aus dem Fehlen eines Verteilers 
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auf-der Urkunde ergibt, Gerade dieser Punkt erscheint mir aber 
ven grosser Bedeutung. Das einmalige Anhoeren einer Rede - und 
Hitler sprach, wie bekannt, ausserordentlich schnell - veran- 
lasst den Hoerer nicht so sehr zu Schlussfolgerungen, wie das 
Vorliegen eines Protokųils, ankand dessen er sich nachtraeglich 
ueber den Jnhalt der Rede immer wieder vergewissern kann. Wi, 

\ 
d& wir diese Reden jetzt im Prozesse auf schriftlichem Wege 
konnen lernten und immer \.icder von neuen wegen des \iortlautes 
zur Hand gonemmen haben, nchmen natuergomaess die einzelnen 
Worte und Satzwendungen wichtiger, als wir es bei einer schnell 
gesprochenen Rede getan hactten. Hinzu komt, dass wir alle 
lcicht geneigt sind, die cinzelnen Satziwendungen wichtiger zu 
nchmen, weil wir alles von jetzigen Standpunkte und von unserer 
groesscren Kenntnis aus besscr uebersehen koennen; denn wir 


gleich allc 


O 


haben nicht nur als Unteri:gen gine Rede, sondern 
Reden uhd zur Ergaenzung alle dic vielen anderen Dekumente, die 
die geschichtliche Entwicklung zeigen. Bci der Diskussion ueber 
dicse Dokumente wird man immer wieder sich vor Augen halten 
muessen, wic versc!‘*d>r or einzelne Zuhoerer auf das gesproche- 
ne „ort reagicrt und vie haceufig schon nach wenigen Stunden die 
Berichte verschiedener Hocrer voneinander abweichen . 

Punkt c. Dice Anklage sieht in diesen Reden Hitlers 
dic Grundlage der Verschwoerung und stellt es so dar, als 
haotte sich bei dieser Gelegenheit Hitler mit den Bofchlshadem 
beraten und waere dann mit ihnen zu cinom bestimmten Vorschwoe- 
rungsplan und cinom bostimmten Entschluss gekommen. Dies muss die 
Anklage bohaupten, denn darin liegt dic Grundlage eincr Ver- 
schwocrung, von der nur dann gesprochen werden kann, wenn ge- 


meinsam ctwas geplant wird. Jn üirklichkeit trat nicht, wiec 
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die Anklage sagt, cine einflussreiche Gruppe von Nazis zu- 
sammen, um dic lage zu prucfon und Bcschluesse zu fassen, 
sondern es war viclmehr eine einscitige Darstellung von 
iiitler, bei der keine Diskussion erfolgte und keine Bera- 
tung. Es wurde auch kein Beschluss gefasst, sondern Hitler sprach 
*) 
viclmehr ganz allgemein ueber intwieklungsmouglichkeiten , 
soweit man ucborhaupt von Entschluessen Sprechen kann, 
handolte es sieh lediglich um einen alleinigen Entschluss 
Hitlers. All dies widerspricht einer wirklichen conspiracy. 
UVeberhaupt habe ich den Eindruck, dass die Anklage bei ihrer 
Konstruktion hinsichtlich ciner Verschwoerung zur Fuchrung von 
Angriffskriegen sich cin absolut falsches Bild von den wirkli- 
chen Nachtverhaeltnissen im nationalsozialistischen Staate ge- 
macht hat. Sie verkennt mZ., das Wesen einer Diktatur, und es 
mag auch tatsaechlich schwer sein, dic ungcheusre diktatorische 
Macht Hitlers zu verstehen, wenn man sie nicht selbst staendig 
die ganzen 12 Jahre in Deutschland mit erlebt hat, und zwar 
gerade auch in ihrer äntwicklung von den ersten Anfaengen, bis 
sis schliesslich zu einer Diktatur wurde, die mit dem schreck- 
lichsten, grausamsten und menschenunwucrdigsten Terror arbeite- 
te. Ein Diktator wie +iticr, der ucberdies offensichtlich eine 
ungeheuere suggestive und fascinierende Kraft ausuebte, ist 
kein Pracsident einer parlamentarischen Regierung. Jeh habe 
den Eindruck, dass sich die Anklage bei der Beurteilung der 
Gesamt lage nicmals ganz von den Jdcen einer parlamentarisclen 
Regierung freigemacht und nicmals das kompromisslose Arbeiten 
cinos Diktators in Rechnung gestellt hat. Wie schr des Wesen 


— m 


*) sicho Hossbach-Dokument. 
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Fitlers der Jdeo einor Verschwoerung zwischen ihm und den Kabi- 
nettsmitglicdern oder zwischen ihm und den Befchlshabern wider- 
spricht, zeigte sick in lawi& des Prozesses bci zahlreichen 

Z cugenvernehmungen. Ganz besonders praegenant wurde es abcr 
bevicsen durch das Zeugnis des schwedischen Grossindustriellen 
Dahlerus, der dank seiner gleich guten und gleich umfangreichen 
Boziehungen zu England und zu Doutschkland sich im Laufe der 
Zeit cin objektives Bild ucber England und Deutschland machen 
konnte, und waehrend seiner Verkandlungen mit Chamberlain und 
Halifax auf der einen Seite und Hitler und Goering auf der an- 
deren Seite am besten don Unterschied der parlamentarischen 
britischen Regierung und der deutscken Hitler-Diktatur erkannte, 
Aus der Schilderung von Dahlerus ergab sich ueberzcugend der 
unueberbrueckbare Untersehied. Wenn er mit Chamberlain und 
lalifax gesprochen hatte, fand sclbstverstaendlich vor endguel- 


y 


tiger Entscheidung erst eine Besprechung mit dem Kabinett statt. 
’ : N = ; *) 
Als Dahlerus hingegen in der Nacht vom 26. zum 27. August 1939 
eine entscheidende Besprechung mit Hitler hatte, bei der ledig- 
lich Gcerins zugegen war, hat Hitler sofort 6 Vorschlacge gemacht, 
ohne auch nur mit irgendeinem Kabinettsmitzlicd oder irgondeinem 
militzerischen Befellckaber ein Wort zu sprechen, ja sogar ohne 
sich auch nur mit dom schweigend dabei sitzenden Goering zu be- 
raten, ucberdies Vorschlacze, die sich nicht geneu mit dem dock- 
ton, was er kurz vorher Sir Neville Henderson gesagt hatte. Ein 
Staerkeros Argument gegen cine Yerschwoerung mit Ecofchlshaboern ı 


oder Kabinettsmitzlicdesnm kann es kaum geben. os sci denn, die 


*) deutsch-sprachiges Sitzungsprotokoll, Seite 6122 ff. 
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ebenso wichtige Tatsache, die der Zeuge Dahlerus hinzufuegte, 
ass Gocring die ganzen 2 } Stunden kcin wort zu sagen gewagt 
habe und dass es beschaömend gewesen sei, wslche Unterwuer- 
figkeit Hitler von Goering als seinem engsten Mitarbeiter ver- 
langte. "2 
Punkt d. Alle diese Reden von hitler enthalten sehr 
eche. Durch derartige Widersprueche leidet natur- 
e Klarheit der Gedankenfuehrung, und sie nchmen dem 
einzeln herausgehehenen Gedänker’ seine Bedeutung. Wenn man 
dis Dokumente vollstnendig liest, so sicht man die Anzahl der 
wWidersprucche, worauf der Zeuge Lamiral Schulte-Moenting im Ver- 
hoer und im Krcuzverhoer zutreffend hingewiesen hat. Gerade die 
Widersprueche und die vielfach unlogischen Gedanken vermindern 
don Beweisviert der Urkunden. Denn es ist zu verstehen, dass 
fuer oinen militaerischen Adjutanten wie Hossbach eder Schmundt 


sekwierig ist, unklare und widerspruchstolle Gedankongaenge cuf- 
zuzeichnen, und os ist weiter zu verstchen, dass ein militueri- 
scher Adjutant dann dazu neigt, cine mocglichst klare Linie 
hincinzubringen,und dadurch dazu vorfuchrt wird, bestimmte, ihm 
klar gowordene Gedanken stacrkor herauszuarbeiten, als sio in 
Wirklichkeit bei der gesprochenen Rede in Erscheinung 

Hinzu koumt dic sehr treffondc Bemerkung Racders, der 

nur auf dic Widersprucche kinweist, sondern besonders auf die 


uebertricbene Phantasic Hitlers und ihn im Zusammenhang damit 


e% ) 
einen "Meister dos Bluffs" nannte. 


Durucber hinaus verfolgte Hitler bei jeder dcrartigen 


*) doutsel-sprachigos Sitzungsprotokoll, Seite 6145, 


w) " " " "9651, 
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Rede eine bestimmte Tendenz; er hatte cin bestimmtes Ziel im 
Auge, und zwar die besondere Einwirkung auf alle oder cinige 
der Zuhoerer, indem er entweder bewusst ucbertricb oder ab- 
sichtlich Dinge harmlos darstellte, je nachdem, welches Ziel 
er im Auge hatte, Hitler sprach aus dem Augenblick heraus. 
Er machte sich, wie Schulte-Moenting sagt, von Seinem Konzept 


frei. Er dachte laut und wollte dic Zuhocrer mit sich reissen, 


e) 
aber nicht beim ñort genormen werden = Man wird mir zugeben, 


dass derartigc Gewohnheiten und derart zweckbetonte Reden keinen 
absolut sicheren Anhaltspunkt fuer die wirkliche Meinung Hit- 
lers in diesem Augenblick abgeben, Darucber hinzus noch ein wei- 
terer, generell diese Urkunden betreffender Gesichtspunkt: 

Punkt c». Raeder hat mit Eitler im anschluss an die 
Ansprache ven 23, Mai 1939 ("Kleiner Schmundt" ) eine Unterrc- 
dung unter 4 hugen gehabt und ihn auf Widersprueche aufmerksam 
gemacht, die in dieser Ansprache lagen, und andererseits auf 
den Widerspruch zu den Worten, die Eitler ihm sonst schon per- 
socnlich gesagt hatte, naemlich, dass er auch den Fall Polen 
unter allen Umstaonden fricdlich bereinigen wuerde. Hitler hat 
darauf Racder absolut beruhigt und ihn gesa;t, er habe die 
Dinge politisch fest in der Eand, Dies hat der Zeuge Schulte- 
Moenting ausgefuehrt er und hinzugefuezt, dass Hitler 
Reeder durch ein Beispiel ucber den Widerspruch zwischen den 
Reden von 23, Mai 1939 und seinen sonstigen ürklaerungen beru- 


higte. Er sagte ihm, er, Hitler, habe 3 Arten der Geheimhaltung: 


*) deutsch-sprackires Sitz.-Prot, vom 22. Mai 1946, nachmittags , 
Seite 10 006, 


**) cbenda, Seite 9996. 
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erstens das Gespraech unter 4 Augen, zweitens die Gedanken, 
die er, Hitler, fuer sich selbst behalte, und drittens dic Ge- 
danken, die er selbst nicht einmal zuende denke. Jch gloube, 
dass diese Art des Denkens von Hitler am besten zeigt, wie wenig 
Verlass lotztenendes demach auf diejenigen Vorto war, dic 
Hitler in oinen kleinen oder grossen Kreise sprach, LS scheint 
mir daher verstaendlich, wenn Raeder sich bei seinen Ucberlezun- 
gen weder an die allgemeinen Reden Eitlers hielt, nech an die 
hier behandolte Rede Hitlers vorden Oberbefchlshabern, sondern 
ausschliesslich an dasjenige, was itler ihm unter 4 Augen Sag- 

der Bezichune ist aber ueberginstinmend durch die AUSS- 

_ Beshn unå Albrecht í 

Schulte-bioenting/' bewiesen, dass tiitler unter 4 Augen 

noch mehrfach im Jahre 1939 ausdruecklich zugesichert hat, 
dass es zu keincm Kriege kommen wuerde, und zwar immer dann, 
wenn Racder aus irgendwelchen Gruenden sorgenvoll war und 
Hitler auf Gefahren aufmerksam machte. 

Jch zlaube daher, zusanmenfasserd sagen zu koennen, 

dass die sog. Schluessel-Dokumente acusserst interessant sind 
fuor die psychologische Beurteilung #itlers, jedoch nur einen 


schr bedin:; ten und schw ‚ach en beweisvert fuer die wirklichen £b- 


menem saamme e — o pnu m nn aa a a ae e e a +t - amen " 


sichten hit lers darstellen, Man kann nicht erwarten, dass Raeder 
sich von tendenzioesen und zweckbestimmton Augenblicks=-Reden 
Hitlers vor den Oberbefehlshabern leiten liess, sondern sich 


vielmehr ausschliesslich auf das stuetzte, was Hitler ihm unter 


4 Augen zusicherte, und darauf, dass diese Zusicherungen bis 


*) deutsch-sprachiges Sitz.-Prot. Ve 22, Mai, nachme, Se 9996, 
Affidavit Gencralaämiral Doehm, Racder Exhibit Nr, 129, I, 
Łffidavit Gensraladmiral Albrecht, Raeder Exhibit Nr, 128, 
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zum Semmer 1939, bis zum Ausbruch des “rieges vrellisg im Lin- 
klang gestanden haben mit den Tatsachen und den Taten Hitlers, 
naemlich mit den 4 Flottenobkesmen und dem Muenchner Abkemnen. 
Es ist zu verstehen, wenn Raeder sich in dieser Grundeinstellung 
auch durch die zweifellgs bedenklichen Reden vor dan Oberbe- 
fchlshabern nicht ersehucttern licss, sendern fest daren 
glaubte, duss Hitler ihn nicht tacuschen wuerde, Jenn wir 
jetzt nachtracglich erkennen, dass Hitler Raeder lotztenendes 
in seinen Gespraechen unter 4 Augen und aufgrund seines eben 
geschilderten speziellen 2, und 3. Gcheimhaltungsgrades doch 
getacuscht hat, so e sich daraus kocine Schulä Racders, 
sonäcrn nur eine Schuld Hitlers konstruieren. Es kann darin 
angesichts des umfangreichen Beweismaterials auch im Jahre 
1935/39 keine voelkerrecktsvwidrise Absicht Rüäeders zur Auch- 
rung eines Anzriffskrieges gesehen werden, Sendern nur eine 
voelkerrechtswidrige Absicht Ritlers zur Tuehri'ng eines ang- 
griffskrieges, 

Nechdem ich die Schluessel-Drkumente generell behan- 
delt habe, darf ich mit Erlaubnis des Gerichtes nock ein paar 
Funkte zu jedom einselnen Dokument sagen, nachden die anklage- 
vortretung imer und immer wieder diese Dokumente als Grundlage 


ihres Beweises fucr die Verschwnerung hervorgehoben hat, 


a, Kossbacu-Dokument„ 785 78, Besprechung vem 5, 


AT 


No= 
venber 1937 in der Reichskenzlei: 

Dic bedenklichen Sactze dieser Urkunds sind nicht zu 
verkennen, und sie sind oft genug von der Anklage vorgebracht 
worden, Demgegenucber ist aber bei der Brtrachtung der Urkunde 


zu beruscksichtigen, dass Goering und Raeder uebereinstimmend 
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ausgesagt haben, dass Hitler vorher angckuendigt hat, dass er 
mit einer bestimmten Tendenz sprechen wolle». Hitler war mit den 
Massnahmen Felåmarsekalls von Blomberg unä besonders des Genc- 
ralobersten v. Fritsch, des Öberbefchlshabers des Heeres, nicht 
einverstanden und fand, dass die Ruestung im Heer u lagsam 
fortschreite, Eitler hat daher absichtlich uebortrieben, eine 
Tatsache, die nur Goering und Raeder wussten, se dass es 
selbstverstaendlich erscheint, wenn die Rede auf Neurath, der 
nichts von dieser Tendenz ahnte, ceinen anderen, absolut alar- 
mierenden Lindruck hervorrief, Jnteressant ist, dass offenbar 
titler nicht ganz das orre te, was er welltse; denn die bei- 
den letzten »bsactze der Urkunde zeigen, dass Elonmberg und 
Fritsch Eitler in gewisser Weise durchschauten und sich äurch 
scine Vebertreibungen nicht tacuscken licssen. Obwohl Hitler 

boi derartigen Gelegenheiten keine Diskussion zuliess, griffen 
in dicsem Falle Blomberg und Fritsch cin und wiesen auf die 
"otwordickeit hin, dass England und Frankreich nicht als Geg- 
ner Deutschlands auftreten duerften. Blonberg bezrucndete Seinen 
Binspruck,und Fritsch machte im vorletzten absatz der Urkunde 
seine Skepsis regenucber den "orten Kitlers noch besonders deut- 
lich, indem er darauf hinwies, dass er unter diesen Umstacn- 

den Scinen un 19, November beginnenden Auslandsurlaub nicht 
durehfuchron krenni..s ist weiter bezeichnend, dass Hitler 
daraufhin einlonkte und im Gosensatz su seinen frueheren Worten 
nunmehr erklaerte, dass er ven der Nichtbeteiligung Englands 
ueberzeuct sei und daher auch an eine kricgerische aktion 
Frankroichs cogen Deutschland nicht glaube, Die Unhaltbarkeit 


der Hitlor'schen Gedanken in dieser Urkunde ergibs sich wei- 
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weiter darnus, dass er seinen Ausfuehrungen eine absolut 
phantastische Jdec zugrundelegte, naemlich einen italicnisch- 
franzecsisch-enzlischen Krieg bezw., ebensc phantastisch, 
einen Buergerkrieg in Frankreich. \idersprucksvoll sprach 
Hitler in dieser Rede einerseits ven Anwendung von Gewalt, an=- 
dererseits von einem Vorgehen Polens gegen Ostpreussen, was 
nur cinen Verteidigungsgedanken betreffen konnte, und sagte 
bezugglich der Tschechoslowakei, dass wahrscheinlich England 
und Frankreich die Tschechoslowakei bereits im stillen obec- 
sehrieben haetten. Dieser Einweis aber spricht dafuer, dass 
Hitler verhaädelm soAltib, und dazu passt die tatsaechliche ge- 
schichtliche Entwicklung; er spricht vom Niedemierfen Oester- 
reichs und der Tschechoslowakei, hat aber im naechsten Jahre 
denn doch sowohl im Maerz 1938, als auch im September 1938, 
verhandelt .und beide Fragen ohne Krieg erleciet. Gerade diese 
Tatsache erscheint bedeutunssvoll. Denn sic zeigte Raeder iu 
laufe der weiteren Entwicklung, dass er mit Recht den scharfen 
Worten Eitlers von 5. Neveuber 1937 keinen ucbertriebenen Wert 
beicelcet hatte, da dic tatsaechlichen Verhandlungen Hitlers 
in der dariuf folrenden Zeit hiermit nicht in Linklang standen. 
Weiter hat Racder bei seiner Vemehiung mit Recht 
darauf hingewiesen, dass gerade erst wenige Monate vorher das 


Le} 


2. umfangreiche Flottenabkommen mit England abgeschlossen var, 


und er daher nicht annehmen konnte, dass Hitler ernsthaft dic 


ven ihn eingescklagene Linie verlassen wollte. 
Und als letzten Gesichtspunkt noch diesen: is handelt 
sich in der ganzen Urkunde auf der einen Seite un politische 


Fragen und auf der anderen Seite um ev. Operationen auf den 
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Lönde. Mit den politischen Fragen hatte Raeder nichts zu 
tun, da er kein Politiker ist, wachrend Neurath natuerge- 
maess iese politische Einstellung Hitlers als Aussennini- 


Ster wichtiger nehmen musste. Ebenso wichtig ist, dass 


Noursth nach seiner aussage Hitler aufgrund dicser Rede auch 


seinerseit® unter 4 Augen nach seiner persvenlicken Zinstel- 


lung fragte und Sein weiteres Verbleiben im Amte des Aussen- 


ministers verweigerte, weil Hitler ihm gegenueber erklaerte, 


dass dies scine wirklichen Absichten seien. Es scheint mir 
typisch fuer Hitler zu sein, dass er dem einen, naemlich Neu- 
rath, erklaerte, èr werde ev, Krieg fuehren, waehrend er dem 
anderen, nüaenlich Raeder, erklaerte, er werde unter keinen Ume 
Stuenden Kriegs fuehren. Diese verschicdenartige Stellungnahne 
beruhte offensichtlich darauf, dass er zu dieser Zeit Neurath 
als Aussenminister nicht mehr schaetzte, weil er wusste, dass 
Neurath ihm gegenucber in der Aussenpolitik richt so fucgsan 
sein wuerde wie der von ihm in Aussicht genommene Nachfolger 
Ribbentrop, andererseits wollte er zu dieser Zeit Roeder noch 
unter allen Unsstaenden als Oberbefehlshaber der Marine behalten. 
Auch hier wieder das zweckbestiumte Verhalten Hitlers, der 
stets ohne die geringste innere Hermung, dem Grundsatz huldicte:; 
der Zicck heiligt dic Mittel. 


b.e Rede Hitlers an 23. Mai 1939 ("Kleiner Schrundt"‘, 


Hitler sprach auch hier wieder in der bedenklichsten 
veise, dic men sich vorstellen kann. Er spricht von Aancriffs- 
program, von der Vorbereitung eines planmmessigen „ngriffcos 


und von dem Entschluss, Polen anzugreifen, Jch verkenne kcincs- 
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keineswegs, dass die Anklagevertretung mit Fecht dieses Doku- 
ment als besenders gutes Beweismittel ansicht .| Jeh glaube 

aber, man wird im Falle Raeder unter Beruceeksichtigung der 
zahlreichen, von mir angefuekrten Gesichtspunkte der Urkunde 
cinen sehr viel geringeren Beweiswert zubilligen zmessen, als 
dic Anklage moechte und als es auf den ersten Anblick der 
Wortlaut in der Schrundt'schen Fassung gestatten koennte. 
Sehrundt hot sich offensichtlich bermeht, die widerspruchs- 
vollen, phantosiereichen und durcheinandergzchenden Erklacrun- 
gen Hitlers entsprechend seinen exakten militaerischen Denken 
klar zu ferrulicren. Dadurch hat dic Urkunde cine Kjarkeit be- 
kommen, dic der Rode Hitlers nicht entspricht. Wir wissen nicht, 
wann Schmundt die Urkunde aufgesetzt hat, und Schmundt hat es 
versacu.t, die ven ihn angefertigte Nicderschrift den uebrigen 
Beteiligten zu zeigen. Der Zeuge Admiral Schulte-Moenting hat 
gerade fuer diese Urkunde im Verhoer und in Kreuzverheer auf 
die in ihr enthaltenen Widersprueschc hingewiesen, die ich 

nicht zu wiederholen brauche, Noch wichtiger ist der entschei} 
dende Punkt, naeulich der .iderspruch zwischen diesen Worten 
und den \.orten, die Eitler zu der gleichen Zeit immer wieder 
Rseder gegenueber sprach und die immer auf der gleichen alten 
Linie lagen, dass kein Krieg von ihn beabsichtigt sei und dass 
er keine ucbertriebenen Forderungen stellen wuerde, Raeder war 
ueber diese Rede entsetzt und ist nur durch die Unterhaltung 
beruhigt worden, die er im Anschluss an dicse Rede mit Hitler 
allein gehabt hat. Er glaubte Hitler, wenn dieser ihn bei der 
persoenlichen Unterhaltung versicherte, dass er auch den Fall 


Polen unter allen Umstaenden friedlich bereinigen wuerde, und 
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musste annehmen, dass hitler ihm bei einer so praezisen Frage 

die kahrheit sagen wuerde. Jech erinnere an die praezise Aussage 
*) 

ueber äisse Urkunde in der Vernehrung von Raeder unä in der 


Be \ 
) 
Vernehmng des Zeugen Schulte-Moentine. Jch verweise besonders 


auf den ven Schulte-Moenting bezeugten Vergleich Hitlers, der 


darauf hinwies, dass man nicht zum Gericht gehen wuerde, wenn man 
99 Pfennige erhalten haette und sich un eine Mark streite, und 
dio Schlussfelgerung zog, dass er das bekomen habe, was er poli- 
tisch haette haben wnllen und es daher wegen der letzten politi- 
schen Frage, naemlich wegen des polnischen Korriders, nicht zu 
einem Kriege kommen Koenne. 

Das Roeder sclbst unter keinen Unstaenden einen An- 
griffskrieg wollse und dass er in dieser Bezichung sich auf 
Hitlers Zusicherungen verlicss, beweisen alle von mir gebrachten 
Zeugcnaussagen, nicht zuletzt die von Doenitz bekundete JAussage, 
dass Raeder anlacsslich der U-beotsuebung auf dor Ostsee in Juli 
1939 seine feste Veberzeugung zum Ausdruck brachte, dass kein 
Krieg entstehen wuerde, Hinzu kan, dass Raeder wusste, dass die 
Marine unmoeslich einen Scekrieg mit England fuehren koenne , 
dass er dies Bitler inner wieder klar gemacht hatte; er vertraute 
darauf, dass “itler, entsprechend seinen orten, auch in der 
polnischen Frage wieder verhandeln wuerde, und - wie die Aussage 
des Zeugen Dohlerus zeigt -, ist auch tatsaschlich verhandelt 
worden, und zwar zunaechst durchsus erfolgreich, aus welchen 


Grunde der Versuch sehlicsslich doch Scheiterte und cs zum 


*) dcutsch-sprachiges Sitzungsprotokoll, Seite 9658, 


#*) cbenda, Seite 9996. 
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2. leltkriege kan, hat der Zeuge Dahlerus in einzelnen ausge- 
fuehrt und damit die entsetzliche Tragik dieses Geschehens ge- 
zeigt. Es erscheint mir wichtig, dass noch im August 1939 
nicht nur der Zeuge Dahlerus, sondern auch Charberlain an den 
guten \.illen #itlers geglaubt haben. Auch hier deshalb wieder 
äie gleiche Frage :und die gleiche Antwort: Men kann nicht ver- 
langen, dass Racder als Soldat weiterschauend war und Hitlers 
eefaherliche Jdeen erkannte, wenn Maenner wie Chanberlain, 
E-lifax und Dahlorus selbst zu dieser Zeit Litler noch nicht 
durchschäut kaben. 

Wenn ich sclbst auf dic Bedenklichkeiten dicser Urkunde 
und auf das Belastende hingewiesen habo, so bitte ich zu be- 


ruscksichtigen, dass sich das Belastende, ebenso wie bei der 


Urkunde von 5. Novenber 1937, auf das Politische erstreckt. Jch 
habe als Verteidiger dcs Oberbefohlshabers der Marine den Tat- 
bestand nicht politisch zu beurteilen, Scnüsrn militaerisch. 

Von militacrischen Standpunkt aus kann nan jedoch der Argunmenta- 
tion der anklage unter keinen Unstoonden folzen; denn das Mili» 
taer ist nicht berechtict, sich an der Entscheidung ueber Krieg 
und Frieden zu beteiligen, sendern ist lcdizlich verpflichtet, 
diejenigen nilitaorischen Vorbereitungen zu treffen, welche die 
politische Fuekrung fuer notwendig haelt» „in Admiral hat in 
keinen Londe der Wolt ein Urteil daru.ber abzugeben, ob dor.er, 
Kriog, fuor den er Planungen treffen russ, ein Angriffskrieg 
oder ein Verteidizun:skrier ist, Die Entscheidung der Frage, 

ob ein Kricg gefuekrt wird, liegt in keinen Lande der Welt bein 


Militaer, sondern ir 


den gesctzgzobenden Kosrperschaften, Dewentsprochend ist in 
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artikel 45 der Reichsverfassung bestimmt, dass der Reichsprac- 
sident das Reich vrelkerrechtlich vertritt, und ferner be- 
stimmt: 
"Kriegscrklaerung und Friedensschluss erfolgen durch 
Re ichsgesetz ." 

Die Frage also, ob ein Krieg gegen Pslen gefuehrt 
werden sollte, lag bein Reichstag und nicht dei der militacri- 
schen Fushrung., Professor Jahrreiss hat bereits ausgefuehrt, 
dass in der staatsrecht lichen Intwickelung des nationulsozia- 
listischen Stantes diese Entscheidung schlissslich allein 
bei Hitler gelegen hat. Von meinen Fall Raeder aus ist es 
gleichgueltie, ob Eitler staatsrecktliek als berechtigt ange- 
sehen werden konnte, allein einen Krieg zu beginnen, wie er 
es tatsaechlich dann im Herbst 1929 getan hat, Entscheidend 
ist nur, dass jedenfalls die militaerische Fuehrung an diesen 
untschluss weder tatsaechlich, noch verfassun.;smacssi. 
wirken hat. Es ist ein unhaltbarer Gedunke, wern die Anklage- 
vertretung jede militaerische Planung, die auf deutscher Seite 
erfolgte, als Verbrechen ansehen will; denn die militaerische 
Fushrung, die lediglich den Auftrag bekormt, einen bestimmten 
Plan auszuarbeiten, ist weder berechtigt, noch verpflichtet, 
darucber zu urteilen, ob es sich bei der Durelifuekrun; ihres 
Planes spaeter einmal um einen angriffs- oder Verteidisungs- 
krieg handeln wim. ¿s ist bekannt, dass die militaerische 
Fuchruni; der Alliierten mit Recht den gleichen Standpunkt ver- 
tritt. Kein Admiral oder General der Alliierten Streitkraefte 
wuerde cs verstehen, wenn jemand einen Vorwurf gegen Sio wegen 


derjenigen militacrischen Planungen erheben wollte, die auf 
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der alliierten Seite ebenfalls lange Zeit vor dem Kriege gë- 
macht worden sind. Jeh brauche dics nicht weiter auszufuchrın.« 
Jch glaube, cs genusgt, wenn ich nich insoweit auf das Do- 
kument Ribbentrop ixhibit Nr. 221 beziehe, Es handelt sich 
dort un ein Gcheim-Dokument, welches nach der Ucberschrift 

dic "Zweite Phase der franzoesisch-britischen Generalstabsbe- 
sprochungen" betrifft. „us diesen Dokument ergibt sich, dass 
genaue Plaene hinsichtlich der alliierten Streitkraeftc 

einen vicle Laender umfassenden Krieg bearbeitet worden 
Plaenc, dic sich nüch diesen Dokument auf einen Krieg in 
Europa und auf ceinen Kricg in Fernen Osten erstrecken. i5 wird 
dert zusdruceklich gesagt, dass der franzossische und briti- 
sche Öberkemaundiscrende im Fornen Osten cinen "zemeinsauen AK- 
tiansplar ausgearbeitet"haben. Es wird dert ausdruscklich auf 
dic Bedäcutung dos Besitzes des bol.ischen und hollaendischen, 


St: ‚etoE sbictes als } SEONE sbasis fue r eine „uinchu ac der Offen- 


smeden aa a n a a a EEE EEE i A te Ste — a e 


sive gogon D Deuts schlund gesprochen, unä das untscheidende fuer 
diesen nilitaerischen Parallelfall schcint mir zu scin, dass 
dieses Dekunent aus dem gleichen Monat stamt wie dic behandöl- 
to Rede von Eitler vor doen Oberbefehlshebern, nac sıalich aus den 
Mei 1935. Das Dokument traczt dic „ufschrift: "London, den 


5 Mai 1939 “ a 


c. Ansprache Hitlers vor den OberbefehklskLabern au 
7) 


22. kusust 1939 auf dem Obersalzberg e 
Hinsichtlich des Beweiswertes der beiden von der Av 
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) siche die Dokumente: 5 uS 29 
| PS u 30, 
Exhibit Nr. 77 , Dei.-Buch fI. 
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„nklage vorgelegten Dekumente 1014 PS und 798 FS darf ich 

nich zur Abkuerzung zunaechst auf meine frucheren Ausfuehrungen 

beziehen, die ich in diesem Gerichtssaal gemacht habe, als 

ich den formalen Antrag stellte, das Dekument 1°14 PS zu strei- 

chen. nenn auch das Heho Gericht diesen Antrage nicht gefolgt 

ist, se glaube ich dach, dass meine Ausfuchrungen ueber den ge- 

ringen Boweiswort dieser Urkunde wenigstens in der Richtung 

von Bedsutung sind, dass diesam heiden Dokumenta, und zwar be- 

sonders dem Dokument l0l4} PS, nur ein acusserst geringer Bo- 

veiswert zukomit. Der amerikanische Anklagevertreter hat seiner- 
“) 

zoit bei Vorlage dieser Dokumente darauf hingewiesen, dass 


der Gerichtshof es beruscksichtiren sollte, falls die Verteidigung 


eine genauere Fassung ueber dicosc Rede vorlegen kann. Dengo- 
3 w) 
naess habe ich mit Raeder &xhibit Nr. 77 die ven dem Zeugen 


Generaladmiral Boehn staumende Fassung vergelegt und glaube, 

im Rahmen der Beweisfuchrung gezeigt zu haben, dass es sich hier 
tatsaechlieh um eine genauere Fassung handelt, als bei den 
Fassung der Anklage-Dokunentse, Sir David Maxwell-Fyfe hat dar- 
aufhin unter den Nurmern GE 464 und GB 465 zwei Dokumente einge- 
reicht, in denen in sorgfaeltigster Weise die Boehm'sche Fassung 
den Fassungen 101 PS und 798 PS gezenucbergestellt wird, und hat 
damit uns allen dio Bearbeitung des Verzleiches dieser Urkunden 
wesentlich erleichtert. Um auch meinerseits diese Gegenueber- 
stellung, den Hohun Gerickt und der anklagevertretung zu erleich- 
tern, habe ich inzwischen Generaledmiral Boehn gebeten, die vor- 


liegenden Fassungen auch scinerseinerseits zu vergleichen, und 


*) deutsch-sprachiges Sitz,-Prot. v. 26, Nov. 1945, Seite 196, 


**) Dok.-Buch Raeder II, Seite 144. 
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zwar unter Benutzung der eben erwachnten Zusammenstellungen 
der britischen Anklsgevertretung. Das Ergebnis findet sich 
in dem Affidavit von Böhn, das ich als Racder Exhibit Nr. 
129 verlegte. 

Ueberschaut man dicses gesamte Material, sẹ ergibt 
sich, dass das Dekuuient 101, PS acusserst unvrellstaendig und 
ungenau ist, zuml es, abgeschen ven Seinen formalen Wacngeln, 
nur l } Seiten lang ist und schon aus dicsen Grunde keine 


ı.stuendicen Rede sein kann, 


> 
x 


hinreichende Darstellung einer 2 
Die Urkunde 798 PS ist zweifellos besser,hat aber, 
wie das Affidavit Bechn zeigt, ebenfalls zahlreiche Unrichtig- 
keiten. is wird nieht auf jeden Satz ankommen. LS kennt aber 
darauf an, dass gerade ej hy VOe 
durch dis Oberbefehlshaber am ehesten als belastet engeschen 
worden koennten, tatsacchlich nach der eidlichen irklaerung 
yon Bochua nicht cosprechen worden sind, Nach den ‚ffidavit 
Bochm ist es nicht wahr, dass Hitler erklaerte, dass er sich 
bereits in Tmchjahr 1939 entschlossen haette, sich zunaechst 
gegen den Vesten und dann erst gegen den Ost.n zu wenden. Eben®- 
sowenig sind die vorte gebraucht; "Jeh habe nur Angst, dass mir 
nech in letzten Moment ein Schweinchund einen Vernittlun.;svar- 
schlag vorlagt, dic politische Zielsetzung geht weiter," Und 
das entscheidendste ist, die Wortes "Vernichtung Polens im 
Verdorsrund, Ziel ist Beseitigung der lebendigen ÄAracfte, 
nieht die Erreichnng einer bestimmten Linio", sind nicht ge- 
braucht worden, syndem Fitler hat nur von den zerbrechen der 


militaerischen äraefte gesprochen s 





JUNI 


a 


Diese Unterschiede in einzelnen Worten und Satz- 
wendungen sind von grosser Bedeutung. Denn die Unterschicde 
liegen gerade in den von der Anklage mehrfach hervorgehobenen 
scharfen Redewendungen, aus denen die Absicht eines varlker- 
rechtswiärigen Aricges, ja segar die „Absicht von Mord an Zivil- 
personen, hergeleitet werden kann. Wacren diese Sactze gespro 
chen, so wuerde man mit Recht den anwesenden Oberbefehlshabern 
den Verwurf machen, dass sic trotz ciner Äcrartigon verbreche- 
rischen Zielsotzung den Äriog auf Hitlers Befehl durchfüehrten. 
Sind aber dicse Saetze nicht gebraucht, sondorn, wic Bechn un- 


ter Eid aussagt, lcdiglich Saetze gebraucht, dic auf eine 


nilitoerische Ziclsctzung hinauszingen, so kann dic Anklage 
keinem der anwesenden Oberbefchlshaber daraus cinen Vorwurf ma- 
chen, dass cr in sciner Stcllung geblieben ist. Nilmand kann 
ernsthaft von cincn Admiral verlengen, dass er wenige Tago vor 
Ausbruch cinas Krieges scins Stellung aufgibt und damit die mi- 
litacrischo Macht dcs cisconen Vaterlandcs orschucttert, Jeh bin 
mir absolut klar darucber, dass zum mindesten aus dem Verhalten 
Hitlers nach dem Abkormen in Muenchen bis zum Ausbruch’dos 
®rioges in Polen dic allerschwersten Vorwucrfe gemacht werden 
kocnnen, über - und das ist fucr den Fall Raeder entscheidend - 
nicht sogen dic militacrischse Fuchrunz, sendern Aussehlioss lich 
Eegen dcn politischen Fuskrer. Wir wissen, dass Hitler dies auch 
selbst crkönnt hat und sich doshalb durch Selbstmord dor Verant- 
wortung ontzor, ohne auch nur in den Jahren des krieges und bc- 
sonders am schlussc dcs Krioscs die geringste Ruscksicht auf das 


Leben und das Wohl dos deutschen Volkes zu nehmen. 





I N 


31 = 


àe. Rede Hitlers vor den Oberbefehlshabern am 
Bei, 
23. Nevenber 1939: 

Jch glaube, ich kann ziich bezueglich dieses letzten 
Schluesseldokunentes verhacltnisimessiz kurz fassen, Es ist 
wiederum einc “rkunde ohne Unterschrift, wo also der Urheber 
nicht bekannt ist, und ohne Datum ueber den Zeitpunkt der 
Nicderscehrift,. is ist kein effizicllcs Frotekol; es voerfolst 
wiederum cine besondere Tendenz, nfang November 1539 war 
eine starke Differenz zwischen Hitler und den Gencraclen ent- 
standen; denn Hitler wollte sofert mit der Offensive in Westen 
beginnen, waehrend die Generacle anderer Ansicht waren und 

sich doch nech dic Ent- 
stchung cincs wirklichen Weltkricses vermeiden liesse, Unzu- 
friedenhoit und Acrger Hitlers mit den Generuclen zeigt sich 
klar. Infolscdessen bumcht er sick unter ucblichor TOR 
lung seiner vergangenen Taten, zu zeigen, was «vr geleistet hat, 
und weiter zu zeigen, dass er immer recht behalten bat, Es ist 
eine absolut typische Rede Eitlers, dic scinanoeffontlichen 
Roden ents;richt, in denen er cs cbenfalls liebte, zu protzen 
unà sich selbst als genial zu ruschuen. Hitler gohoerte nun cin- 
mal zu don Menschen, dic imicr glauben, in Recht zu scin, und 
jedc Golcgenhsit benutzen, um dies zu beweisen. Er benutzte die 
Gelegenheit forner dazu, un die ihn bekannt ecwordenen Wider- 
Staunde bei hohen Militucrs durch Drohung in Keinc zu ersticken 
und dadurch seine Diktatur zu befestigen, is ist absalut bezcich- 
nend, wonn er in dieser Urkunde wocrtlich sast; "Jeh werde vor 
nichts zuruccksekrecken und jeden vernichten, der gegen nick ist." 


nn nn nn nn — ne 


*) siche Dokunent 789 PS - US 23. 
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Dies ist auch von fuchrenden auslasndischen Militaers erkannt. 
Jeh verweisc z.B. auf den offizicllicen Bericht von General 
Marshall j ‚ der von dom "angel an weitroichendor Planung in 
militacrischer Bezichung" sprieiit und daven, ass das deut- 
sche Oberkerinando keinen alles erfassenden strategischen Plan 
gehabt hat, und in diesem Zusammenhange darauf hinweist, 
dass "Hitlers Prostige zu einen Punkt kam, we man nicht uchr 
wagte, seiner Ansicht zu widersprechen." 
sbschliesscnd ist bei dicsom letzten Scklucsscldäoku- 

ment nur nech darauf hinzuwciscen, dass zu disser Zeit der Krieg 
bereits imgonge war und dass man es den Militacrs nicht verucbeln 

wenn sie in Kricgc sich in ällen Planungen benuehen, zur 
Sicgc zu kommen. Auch bei den Alliierten wurde gleichzeitig geplant, 
Jch verweisc auf dic Dokumente Ribbentrop ixhibit Nr.322 und 

ky 

Ragder ixhibit Nr, 34 . Das erstere Dokument datiert von 
l. Scptcuker 1939, ist cin Geheimschrceiben von Gencral Gamelin 
an Daladier und erthaclt dcn Grund.cdänken, dass es notwendig 
ist, in Belgiun einzudrin;en, un den Krice ausserhalb der fran- 
zoscsischen Grenze zu fuchren, Das 2, Dokument enthaclt in glei- 
cher Weise militaerische Planungen, und zwar in einer: Geheim- 
schreiben von General Gawuclin an den Militaerattachean dor 
franzocesisshen Botschaft in London, Gencral Lelong, von 15, NO- 
vember 1939 und betrifft cbenfalls das von den Alliierten in 


lolland und Belgien geplante Unternehucn. 


*) Raoder Exhibit Nr. 19, Dok.-BEuch II, Scito 116/17, 


š) Racdor Dok.-Euch II, Seite 180, 
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IV. 

Jch kamıc jetzt zu den Ereignissen wachrond des 
Kriegos, Jch glaube, gezeigt zu haben, dass die Warinc an 
allen Ercignisson vor den Aricgo gusserordontlich gerinrfuceig 
botceili;t war und dass ie Vorgaenge, an denen dic Marine 
massgobend beteiligt war, sich auf’ fricälichsr Basis abspiclten, 
naenlich auf dor Basis der Flotterabiiemaen nit England. 

achdcn nun der Ariog trotz allen un 3. Soptenber 1939 auch 

mit England begonnen hatte, geschah sofort au 
bedauerlichcs Erciznis, nachlich dic Vorsonkung der "Athenia", 


ee 
aus woleher dic Anklage mit ucbertricbenen orten oinen 
schworwiogendon moralischen Vorwurf 
versucht; und zwar wcniger aufgrund dcs ciccntlichen militaeri- 
schen Teile: , nacnlick der Versenkung, dic bereits nein ollege 
Dr. Krongbuchler behandelt hat, als aufgrund des „rtikels in 

x ) 
"Yoclkischen Beobachter". Waero der Tatbestand, den dic Anklage 
gebracht het, richtig, so wacren die moralischen Varvwuerfe gegen 
Raeder und die Marine berechtigt, wenn auch selbstverstaendlich 
ein unvahrer Zeitungsartikel kein Verbrechen ist, Danach ist 
der von der Anklage erhobene Vorwurf lediglich dazu benutzt, 
un die Fersoswnlichkeit Racders hcerabzuzichen, in Gegensatz zu 
demn guten Ansehen, dass Racder sein ganzes Leben lang in der 
ganzen Wclt, und zwar gerade auch im „uslands, gchabt hat, 

Jch glaube, dass die Beweisfuchrung zur Genuoge erge- 
ben hat, dass der von der Anklage vorgetragene Tatbestand nicht 
richtig ist, Sicherlich ist cs zu verstehen, wenn dic Anklagc- 
vertrotun: zunacchst geglaubt hat, dass der schmtzige Artikel 


im "voclkischen Beobachter" nicht ohne \issen der Merincfuchrung 


*) von 23. Oktober 1939 mit dem Titel; "Churchill versenkt die 
"athenia"." 
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entstanden scin kanne Die Anklage glaubte dics-, weil sic 
aufgruhä ihres Vorschwocrungsbegsriffes in jeden Falle der 
Meinung ist, dass cine stacndige Beratung und cence Ausamncnar- 
beit zwischen den verschiodenen Ressorts stattfünd. Der lauf 
dcs Prozesses kat gezeigt, wio wenig diosc Annahme stimmt. 
Der Gegensatz zwischen den einzelnen Ressorts und speziell 
zwischen Marine und Fropagandaniristeriun, 
zwischen Roder und Goebbels war sehr viel grocsser als der 
Gegensatz z.ischen einzelnen Ressorts in einem demokratischen 
Staatc. Darucber hinaus ist durch dic Aussagender Zeugen Roeder, 
SobkultosMecnting, inoizsaecker, Fritzsche im Zusammenhang mit den 
Urkunden absolut felcsendes klargestellt: 

l.e Raeder kat Anfang September 1959 selbst fest daran 
geglaubt, dass dic Verserkun. nicht auf cin deutsches U-Boot 
zurucekzufuchren Sci, weil sich aus den Meldungen ergab, dass 
das na.ehste deutsee U-Boot mindestens 75 Seercilon von Vor- 
senkunssort entfernt war. 

2, Reder hatte donreuness laut Urkunde D 912 bona 
fide ein Denenti veroeffentlicht unå die entsprochonden Erklac- 
rungen zezenueber deu amerikanischen Narincattached und gegen- 
ucber den deutschen Staatssekretacr Baron leizsaccker abgegeben 

3. Racder erfuhr die Unrichtickeit erst nach Rucckkehr 
von U 30 am 27. Septenber 1939. 

4. Eitler bestand, wie durch dic Zeugen Raeder und 
Sehulte-lioenting bewiesen ist, darauf, daso der Tatbestand kei- 
ner andoren deutschen eder auslacndiscken Dienststelle gegenueber 
richtigsgestcllt werden duerfe, dass also die Versenkung durch 


cin deutsches U-Boot nicht zurercben werden duerfc; er liess 
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sich augenscheinlich von politischen Gesichtspunkten leiten, 


weil er vermeidon wellte, dass Aymplikatienen mit USA entstaon- 


den ucber einen Vorfall, der, so bedauerlich er war, nicht 
wieder gut gemacht werden kennte, Der Befchl war so streng, dass 
die wenigen Offiziere, die Bescheid wussten, auf Geheimhaltung 
besonders vereidi.t wurden. 

5, Fritzsche bekundete, dass er nach der l, Rucckfraze 
bei der Marine Anfang September 1939 spaeter keine erneute 
Rueckfrare gehalten hat und dass der artikel in "Voelkiscken 
Beobachter" auf alleinige Veranlassung, von Hitler und Gocbbels 
erschicn, ohne dass Raeder vorher orientiert wurde. Hiermit 
decken sich dic Aussagen von Raeder und Schultc-Mocntins Folg=- 
lich stcht fost, dass Raeder - untgegen der Behauptung der An- 
klage - nicht der Url ‚ber äcs Artikels war und ucbördies nichts 
von den Artikel vor seinen Erscheinen zehocrt hat, Jeh bedauere, 
dass dic Anklage trotz dieser Klarstellung anscheinend immer 
noch ihre Behauptung aufrccht erhalten will, indem sie noch an 
3. Juli 1946 cin neues Dokument D 912 vorlegte. Diesus neu vor- 
gelegtoe Dokument enthaelt leäiglich Rundfunksendungen des Propa- 
gandaministeriuns, die auf der gleichen tinie liegen wie der 
artikel “a "Voelkischen Beobachter", Diese Rundfunksendungen 
waren ein Propagandanittel von Goebbels und koennen daher, 
ebensewenig wie der Artikel, Raeder zur Lost gelegt werden, 
der im uebrigen seinerzeit nur den Artikel, nicht aber dic 
Rundfunksendungen zur Kenntnis erhielt. Selbst aus der Tatsa- 
che, dass Raeder nach Kenntnis des Artikcls keine Berichtigung 
vorgenommen hat, kann kein moralischer Vorwurf erhoben werden; 


denn er wer durch den Befehl Eitlers gebunden und koennte Sciner- 


o “a s4. ‘ 
+ um v 
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zeit nicht ahnen, dass Hitler selbst an diesen Artikel beteiligt 
war, den Weizsaecker mit Recht als perverse Phantasie bezeichnete, 
Jch darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass 
es allgemein bekannt ist, dass gerade zu Beginn des Krieges auch 
in der englischen Prisse unrichtige Nachrichten ueber angebliche 
deutsche Greueltaten erschienen sind, die auch nach Aufklaerung 
nicht berichtigt wurden, wie z.B, die Falschmeldung ueber die 
Ermordung von 10 000 Tschechen in Frag durch deutsche Kreise 
im September 1939, obwohl der Sachverhalt durch eine Kommission 
neutraler Journalisten aufgekleert wurde. 
Die Anklage glaubt, rogen alle Angeklagten erärueckendes 
Material zu besitzen. Wenn diese Meinung auch bezuezlich Racder 
zutraefe, haette die Anklage cs wohl kaum neetig gehabt, gerade 
diesen Fall "Athenia" mit so schwerwiegenden und bcleidissonden 
Ausdruecken vorzubrinzen, nur un den fruchoren Oberbefcklshaber 


der Kriegsmarine zu diskrediticren. 
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Bezueglich Griechenland erhebt dic Anklage gegen 


Racder den Vorvurf der Neutralitactsvorletzung und des Voelker- 
rechtsbruchos in zweifacher Beziehung, naclick: 

l; aufgrund des Dokumentes C 12, wonach Hitler auf 
Grunä eines Vortrages von Racder an 30. Dezenber 1939 ent- 
schicden hat; 

"Griechische Handelsschiffe sind in dor von USA un 
England erklacrten Sperrzönc wie feindliche zu be- 
handeln." 

2, Laut Dokument C 167 bittet Raeder rolegentlich 
eines Vortraces bei Hitler am 18. Macrz 1941 um Bestactigung, 
dass "una Griechenland besetzt werden soll, auch bei fricd- 
licher Regelung". 

Beide Vormerfe huben sich im Laufe des Prozesscs 
als haltlos comiicsen; in beiden Faellen liegt keine veclkor- 
rechtswidri.e Handlung vor, 

Zu 1, Es war Racder und der deutschen Marincfuchrung 
in Oktober/November 1939 bekünnt geworden, dass griechische 
Mandelsschiffe auf Veranlassung oder unter Billicrung der gric- 
chischon Rezierung in grocssereom Unfange England zur Verfucgung 
gestellt worden ET Oz, Diesc Tatsache ist nit einer strikten 
Neutralitact nicht zu vcreinbaron und gab nach den voclker- 
rechtlichen Grundsaetzen Deutschland das Recht, cimäcquiva- 
lent ce Gegsenmassnahms zu er-rcifen. Die berechtigte Gegen- 
massnahme bestand darin, ericchische Schiffe, die nach Eng- 

2 


+) siche Roder Exhibit Nr. 53 und 54, Dok,-Buch III, S. 258 ff. 
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England fuhren, von dem Augenblick an als feindliche zu behan- 
deln, wo sie sich in der Sperrzone befanden, dic un Enc land her- 


*) 
un durch die Vereinigten Staaten erklaert worden var. 


Zu 2. Deutschland, insbesondere das Obeorkomnandc der 
Kriegsmarine, hatte Nachrichten darucber erhalten, dass schen 
seit 1939 gewisse gricochische Kreise aus Politik und Hilitaer 
engste Bezichunzen zuri alliierten Generalstab unterhielten, 

Jn laufe der Zeit hatten sich die Nachrichten verdichtet. Die 
Planungen der 4lliicrten auf dem Balkan sind bekamt; sic cin- 
gen dakin, eine Balkanfront geren Deutschland zu errichten. Au 
dicsen Zweekc waren in Griechenland seitens des alliierten Ge- 
neralstabs, ebenso wie in Rumacnien, die eertlichen Verhaclt- 
nisse Ääurch alliierte Offizicre untersucht, un dort Flugzuu.bi- 
sen zu schaffen, Ausserdem wurden Verbereitun:.en getroffen, un 


in Gricchonlanä zu landen. Zum Eewcise habe ich als Racder 


| a) 
Exhibit Nr. 59 "dic Nicderschrift ucber die Sitzun; 


zecsischen Kricogsausschusscs von 26. April 1940 vorgelcert, aus 
der sich ergibt, düss schen zu dicscr Zeit der Kriersausschuss 
dic Frare etwaiser Operationen in Rauno Kaukasus und auf don 
Balkan pruefte, und aus der sich weiter dic Tacticrkcit ven 
General Jauneaud in Gricchenlind zur Fortsetzung der Untersu- 
chungen und der Vorarbeiten zeigt und der Versuch, dic Reise 


RN 
wa) 


dadurch zu tarnen, dass sic in Zivil ausgcfuchrt wird. 


*) siche dazu auch Zeurenaussage von Racder, dcoutsch-sprachires 
Sitzunssprotcksll , Seite 9720, 
und Schultc-Moenting, ebenda, Seite 10 P11, 


**) Dok,=-Buch Rücder III, Scite 276, 


***) sicho Aussage Schulto-Meenting, Seito 10 Oll und 
Raeder Exhibit Nr. 63, Doks-Buch III, Scite 285, 
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Ein derartiges Verhalten Griechenlands und insbesondere 
sein Zingehen auf die alliierten Planungen stellt eine Ver- 
letzung der Neutralitaet seitens Griechenlands dar; denn 
Grieehenland trat nicht als Bundeszencssc Englands auf, sondern 
hiclt forml weiter an seiner Neutralitaet fest. Dementspre- 
chend konnte Gricchenland nicht mehr demit rechnen, dass 
Deutschland die czrieckische Neutralitaet vollen Unfanges 
respektierte, Trotzdem hat Deutschlönä dic sriechische Neu- 
tralitact noch lange Zeit respektiert, Dic Besetzung Griechen» 
lends erfolgte erst in April 1941, nachden britische Truppen 

*) 
borcits an 3. Maerz 1941 in Sucärricchenland gelandet waren. 

Die Tatsache, dass Griechenland der englischen Lan- 
duns zugestimmt hat, ist fuer die veclkerrechtlichen Bezic- 
hungen uhd fuer die voclkerrecehtliche Beurteilung zwischen 
Deutschland und England und zwischen Deutschland und Griechen- 
land nach allzemein anerkennten Regeln ohne Bedeutung; sie 
hat nur Bedeutung fuer das Rechtsverhaeltnis zwischen ingland 
und Griechenland, 

Die britische Anklare versuchte, die Besetzung Grie- 
chenlands damit zu rechtfertigen, dass die griechische Neutra- 
litaet durch Deutschland, insbesondere durch die Besetzung Bul- 
gariens am 1, Maerz 194l, bedroht wurde, Die Anklage uebersieht 
dabei, dass nicht nur die Durehfuchrung der Besetzung Griechen- 
lands durchbritische Streitkraefte, sondern dass auch die Pla- 
nungen der alliierten ganz wesentlich frueher begonnen haben, 
als die deutschen Planungen.. Wie dem aber auch sei: gegen 


Raeder kann jedenfalls ueberhaupt kein Vorwurf erhoben werden; 


*) siehe deutsch-sprachiges Sitz,-Protcekoll, S.. 912 und 668. 
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denn das Datun der von der Anklage vorgelegten Urkunde C 167 


ist der 18. Maerz 194l, liegt als^ l4 Tage nach der landung 
der Enrlaender in Suedgriechenland. Zu dieser Zeit konnte jeden- 
falls Grieckenland keinen Anspruch mehr darauf erheben, dass 
seine angebliche Neutralitaet respektiert wuerde. Darucber 
hinaus ist aber auch der Vorwurf unberechtist, wenn die n- 
klage darauf hinweist, dass Raeder um Bestaetigung bittet, 
dass ganz Griechenland besetzt wird. Diese anfrage Raeders 

war dafuer, dass ganz Griechenland besetzt worden ist, nieht 
kcuscl; denn Hitler hatte bereits in seiner Weisung Nr, 20 

am l3. Dezember 1940 = 1541 PS - vorgeschen, dass das ganze 
griechische Festland zu besetzen sei, um die englischen Be- 
strebungen zu vereiteln, unter den Schutze einer Balkanfront 
eine cefaehrliche luftbasis zu schaffen, insbesondere auch 
fuer das rumzenische Oclcebiet. Darueber hinaus war die meck- 
frage Raeders am 18, Maerz 1941 sus strategischen Gruenden be- 
rechtict, weil Griechenland den Enzlaendern sehr viele Llene- 
duncsmoeglichkeiten bot und men sich hierzezen nur schuctzen 
konnte, wenn sich Griechenland fest in der Hend Deutschlands 
befand, wie die Zeugen Raeder und Schultc-Moentinz auszsefuehrt 
haben, “) 

Diese strategische Jdee Raeders hatte nichts nit Er- 
oberungsgedanken oder Ruhrsucht zu tun, wie die „nklagcebehoerdc 
meint. Denn Ruhni hat dic Marine in Gricchenland ueberhaupt 
nicht geerntet, weil dic Besetzung, eine Operatien zu Lande dar- 


stellte und dic Eosctzung eines urspruenglich neutralen Landes 


x) deutsch-sprachices Sitz,-Protokoll Seiten 9722 und 10 Oll, 


Il 
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ist einfach die bedamerliche Felge eines derart grossen Krieges; 
sie kann nicht einem krieefuehrenden Teil zur Last gelegt 
werden, wenn beide kriegfuehrenden Lager hinsichtlich ĉes 
gleichen Staates Planungen hatten und diese Planungen durch- 


fuehrten. 
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VI. 


Au 9. Lpril 1940 haben die deutschen Truppen cller 3 chrinchts- 
toile Norwegen und Düeneuark besetzt. Aus ieser Tatsachc und 
aus den vorhergehenden Planungen hat dic Anklagevertretung 

gegen Grossadmiral Racder wohl neben em allgemeinen Vorwurf 

der Beteilicun? an der Vosschwoerung dic staorkstc Anklage jer- 
hoben. Der britische Anklagevertreter wies darauf kin, dass 
Racder Hitler erst auf den Gedanken gebracht haette, Norwegen 

zu besetzen, und glaubt, dass Racder dics aus Lroberungs- und 
Ruhrsucht geten habe, Ich werdc zeigen, dass dicse Argumentation 
unrichtic ist, Richtig ist nur, dass in diesem cincn einzigen 
Falle Racder von sich aus an Eitler Linsichtlich der Norwegen- 
Frage zuerst hkeranzetreten ist, und zwar an l0; Oktober 1959. 
Jch werd“ eber zoiron, dass er cuch hicr nicht als Politiker 
gehandolt hat, sondern ausschliesslich als Soldat. Reeder cr- 


kannte rcin stratecischo Gofekhren und wies Hitler auf dieso 
strategische Gefahren hin, weil er annakn, dass in Skchäincvien 
insbesondere in Norwegen, scitens der „lliierten cinc ncuc 

Front zu crrichten beabsichtigt sci, und musste, Aass cine Bo- 
scotzun.: Norwercns dureh Incland kriegsontselcidend zu Un;un- 
sten Deutschlands scin koennte, Jeh werde zeigen, dass Dcutsch- 
land durch dic Besetzung von Norwegen keine Veelkerrechtswiäric- 
keit begangen hat. Bevor ich dic juristische Grunälarc aurleco 
und die in der Beweisfuchrunz bewicsenen Tatsacken nit den 
voclkerrecktlichen Grundsactzen in Zusammenhang bringe, moechte 


ich nur cine wichtige Tatsache vorausschicken; 
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Raeder hat, wie seine Vernehmung und die Vermehrung 
Schulte-Moentings ergaben, sich sehr ungern als Oberbefehlsha- 
ber der į- © Kriegsmarine fuer die Nerwegen-Aktirn eingesetzt. 
Reeder hatte fi natuerliche rechtliche Empfinden, dass ein 
neutraler Staat nicht ohne eine absolut ueberragende Zwangslage 
in den bestehenden Krieg hineingezogen werden darf. Raeder hat 
in der Zeit von Oktober 1939 bis Fruchjahr 1940 immer den 
Standpunkt vertreten, GESS es die weitaus beste Loesyag were, 
venn Norwegen und ganz Skondinayien absolut neutral biotron. 
Dies haben Raeder und Schulte-loentin uebereinstimmend bel 
ihrer Vernehmung bekundet, und es ist im uebrigen auch durch 
Urkunden bewiesen, wofuer ich mich auf Raeder Exhibit Nre 69 “ 
beziehe. Dort ist im Kriegstagebuch unter den Datum des 13. Ja- 
nuar 1940 die Veberzeugung Racders festgestellt, dass die guen- 
stigste Loesung zweifellos die Wahrung striktester Neutralitaet 
aurch Norwegen sei. Raeder war sich klar darucber, dass eine 
Besetzung Norwegens dureh Deutschland aus voclkerrechtlichen 
und strategischen Gruenden nur infrage komnat, wenn Norwegen 
seine absolute Neutralitaet nicht aufrecht erhalten kann oder 
will, 

Die Anklage hat auf die vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Deutschland und Neoriegen hingewiesen, insbesondere auf 
das Dokument TC 31, wo die Deutsche Reicksregierung noch unter 
dern 2. September 1939 ausädruecklich Norwegen seine Unverlotzlich- 
keit und Integritaet zusichert. Jn diesem ‚iderwmoire ist aber 
der folgende richtige Gedanke hinzugefuegt: 

"Yenn die Reichsregicrung diese Lrklaerung abgibt, so erwWar- 
tet sie natuerlich auch ihrerseits, dass Norwegen dem Reich 


ne 


w) Dok.Buch Reosdir IV, Seite DET 2% 
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"gegenueber eine einwandfreie Neutralitaet beobachten 
wird und alle zinbrueche, die etwa ven dritter Seite 
in die norwegische Neutralitaet erfolgen sollten, 
nicht dulden wird." 

Wenn Deutschland säh trotz dieser grundlegenden Ein- 
stellung zur Besetzung Norwegens entschloss, so beruhte dies 
darauf, dass infolge der Planungen der Alliierten die drohende 
Gefahr bestand, dass die Alliierten nervegische Stusttzpunkte be- 

*) 
setzten, Sir Eardley Shawcross hat in seiner Eroeffnungsrede 
erklaert, dass der Neutralitaetsbruch Deutschlanäs und der án- 
griffskrieg gegen Norwegen selbst dann im Sinne der Anklage ver- 
brecherisch sind, venn die Flaene der Alliierten zur Besetzung 

r gewesen waeren, und hinzugefuegt, Gdass die Flaene tatsaech- 
lich nicht wahr gewesen seien. Jeh glaube, dass die hier von Sir 
Hardley Shaweross vertretene „uffassung den geltenden Voelker- 
recht widerspricht. Wenn tatsacchlich alliierte Planungen zur 
Besetzung norwegischer Stustzpunkte bestanden und eine drohende 
Gefahr dafuer vorlag, dass Norwegen die strikte Neutralitaet nicht 
innehalten wollte eder kennte, dann war nach voelkerrecktlichen 
Gesichtspunkten die deutsche Norwegen-Aktion berechtigt. 

Jch darf zunaechst auf dic juristischen Gesichtspunkte 
nach den herrschenden Voelkerrecht eingehen, um fuer meine eige- 
nen Ausfuchrungen einc Basis zu schaffen und damit gleichzeitig 
dic rechtlichen Gesichtspunkte darzulegen, welche der Ansickt 
der Anklagevertetung widersprechen. Un bei dieser rechtlichen 


Darlegung Zeit zu sparen und den Komplex uebersichtlich zu ge- 


*) deutsch-sprachizes Sitzungsprotokoll, Seite 657. 
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w) 
gestalten, habe ich als Raeder ixkibit Nr, 66 ein voelkerrecht- 


liches Gutachten ueber die Nerwegen-Aktion von Dr, Hermann Mosler, 
Dozent fuer Voclkerrecht an der Universitaet Bonn, eingereicht. 
Das Hohe Gericht wird erinnern, dass mir die Benutzung dieses Gut- 
achtens zu Argumentationszwecken gestattet wurde, und ich darf 
mich daher in diesen Zusammenhang auf die ausfuehrliche wissen- 
schaftliche Zusammenstellung und Begruendung beziehen. Jeh begnue- 
ge mich deshalb in meinem Plasdoyer mit einer Zusarmenfassung der 
wichtigsten Jdeen des Gutachtens, 
Jn Artikel l und 2 des Haager Abkommens ueber die 

se) 
Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines Seckrieges 
ist bestimmt, dass”die Kriegfuehrenden verpflichtet sind, die 
Hoheitsrechte der neutralen Maechte in dem Gebict und in den 
Kusstengewaessern”der neutralen Macht zu ackten und alle von 
Kriessschiffen Ger Kriegfuchrenden innerhalb der Äuestengewaesser 
einer neutralen Macht begangenen Feindselickeiten’als Neutrali- 
taetsverletzung unbedingt untersagt sind. Grossbritannien hat, 
entgegen diesen Lestimmngen, dic Neutralitaet Norwegens durch 
Verminung der norwegischen Kuestengewaesser verletzt, und zwar 
mit dem Zweck, die legitime Durchfahrt deutscher Kricts- und Han- 
delsschiffe zu verhindern, insbesendere, un dic Lrzzufukr von 
Narvik nach Deutschland zu unterbinden, Jn dem Schreiben des 
Forcign Office als Antwort auf meinen Antrag zur Vorlagc der 
akten der Britischen Adniralitaet wurde laut Racder Exhibit Nr. 
130 bestaetigt, dass in norwegische Gewaessser@durch die Streit- 


kraefte Seiner Majestaet Regierung Minenfelder gelegt wurden, 


*) Dok.-Buch Raeder IV, Seite 291 ff. 


**) Raeder Exhibit Nr. 65, Dok.-Buch IV, Seite 290, 
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und hinzugefuegt, dass dies eine oeffentlich bekannte Tat- 

“2 
sache seiv 

Es duerfte unstreitig sein, dass Deutschland darauf- 
hin berechtigt war, das gestoerte Gleichgewicht zwischen den 
Kriegfuehrenden wieder herzustellen, alse durch J„ktionen seiner 
Streitkraefts dem Gegner den Vorteil zu nehmen, den er durch 
die Neutralitaetsverletzung gewonnen hatte. 

Die Reaktien gegen eine solche Neutralitaetsverlet- 
zung richtet sich in erster Linie gegen den Feinä und nicht 
gegen den Neutralen. Die Rechtsbeighungen hinsichtlich der Neu- 
tralitaet bestehen nicht nur zwischen dern Neutralen und jeden 
der beiden krierfuchrenden Staaten, sondern aie Neutralitaet 
des betreffenden Neutralen ist gleichzeitig auch ein Faktor in 
den direkten Beziehungen dor Kriezfuekrenden untereinander. Wird 
das Neutralitactserhacltnis zwischen dem einen Kriegfuchrenden 
und den Neutralen gestoert, so kann Sich der Neutrale ueber ein 
entsprechendes Vorgehen des anderen Kriegfuchrenden nicht bekla- 
gen, wobei es keine Rolle spielt, ob der neutrale Staat seine Neu- 

wi) 
tralitaet nicht schuetzen kenn oder nicht schuetzen will. 

Der Reohtstitel fuer die Gogenmassnahmen des benach- 
teilisten Kriegfuchrenden ist das "Recht der Selbsterhaltupe" 


(tho richt of sclf-äefense; le droit de ddfense personelle). 


Dieses Recht der S elbsterhaltung ist voelkerrechtlich allgemein 


anerkannt, wie im einzelnen das Gutachten ergibt. Es_genusgt 


*) siche Dok.-Buch Raeder, Band V, Seiten 382 fe: 
Racder Exhibit Nr, 83: Beschluss-intwurf der 6. Sitzung des 
Obersten Rates vom 28. Maerz 1940, 
Nre 84: Reynaud an Chamberlain, 
Nr. 90: Britisch-franzoesische Note an Norwegen ueber 
Minonlezung (Band V, Seite 402) 


siche Gutachten Mosler, Band IV, S. 294, 298 und 299 sowie 
dic dort erwachnte Bezugnahme auf Wheaton, Verdross, Kunz, 
Fauchille und Oppenhein-Lauterpacht, 





I N 


er 


) 


hier, darauf hinzuwciseny dass dieses grundlegende Recht auch dure? 
den in diesem Saale so Oft genannten Kellogg-Pakt nicht be- 
eintraechtict wurde, Jeh darf daher, aus der Zirkularnote 
des amerikanischen Stantssckretaers Kellogg ven 23. Juni 1938 
folgendes kurze Zitat bringen: 
"Nichts in dem amerikanischen Entwurf cines “.nti-Äriogs- 
Vertrags beschraenkt oder beceintraechtizt irgendwie das 
Recht der Selbsterhaltuns. Dieses Recht ist cin wesent- 
licher Bestandteil jedes scouveraenen Staates und 
implicite in jedem Vertrage enthalten." 

Justice Jackson wird mir gestatten, dass ich in die- 
semn Zusammenhang erwachne, dass er in seiner Zrocffnungsrede 
vor diesen Gericht an 21, Nevexber 1945 selbst "auf das Recht 
der legitimen Selbst" srhaltung" hinwies. 

Interessant ist, dass der schwedische Aussenminister 
Guenther in einer Parlanmentsrede von 8e Februar 194,0 diesen Ge- 
danken anerkannte, obwohl er der Vertreter eines zu dieser Zeit 


gefaehrdeten neutralen Staates war und ueberdies zu einer Zeit 


» 
sprach, bevor Deutschland in Norwegen Gegenmassnahnen cinleitete. 


Guenther nehm in'discser Rede zu đer englischen Erkladfun: Stel- 
lung, Schwedens Neutralitaet nur solange zu respektieren, wie 

sie von inglands Feinden respektiert werde. Guenther anerkannte, 
dass Schweden im Verhaeltnis zu Grossbritannien seine Neutrali- 
taet verliere, falls Deutschland Schwedens Neutralitaet ver- 
letze,und Schweden nicht willens oder imstande waere, die Neutra- 
litaetsverletzung durch Deutschland zu verhindern, Folglich, so 


*) Msler Gutachten, Dok.Buch Raeder, IV, Seite 296. 
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sagte Guenther, brauche Grossbritannien Schweden nicht nehr als 
neutrales Land zu behandeln. Es liest auf der Hand, dass die 
Scehlussfelgerungen, die Guenther fuer ĉen Fall der Neutrali- 
taetsverletzung ûurch Deutschland zieht, auch fuer das dreisei- 
tize Rechtsverhaeltnis Grossbritannien - Deutschlan 
X 
Anwendung finden russ. Es handelte sich aber, 
ueräisung der Beweisfuehrung darlegen werde, nicht nur un die 
britische Verriinungsaktien in norwegischen Auestenzerwäcrssern, 
sondern um einen sehr viel weiter gespannten britisch-franzoesi- 
schen Plan, der auf die Besetzung ven Stuetzpunkten Norwegens 
Teiles des norwegischen Staats; 
lstueck des Ge- 
sarmtplanes. 
Nach den Gutachten Mosler und nach den vorstehenden 
Ausfuehrungen ist 
äurch Deutschland berechtigt war, wenn die Alliierten ihren 
Plan teilweise durch Landung an einem Stustzpunkt in Nerwegen 
bereits vor dem Erscheinen deutscher Truppen Aurchrefuehrt 
habt haetten. Das aber war nicht geschehen, es lag, wie ich 
ler britisch-fran- 
kan, sich also zur Gegenmassnahne be- 
näen drohenden Gefahr entschleses " 
čie weitere Frage zu untersu- 
N 
cken: Jst bei gleichem Tatbestanđe die Gegenma ahme eines 
kriegsfuchrenden Staates erst erlaubt, wenn der andere kriezfueh- 
rende Staat die Neutralitaetsverlstzung vorgenommen hat, oder 
darf man bereits auf die Gefah er Gicht beverstekenden Neu- 
tralitaetsvorletzung reagieren, um dem unmittelbar erwarteten 


Angriff des Feindes zuvoraukommen 
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Nach dem begruendeten Gutachten van Dr. Mosler ist 
die verbcugende Gegenmassnahme gestattet, und es ist die mit 
Sicherheit zu erwartende unmittelbar bevorstehende Neutzalitacts- 
verletzung einer vollendeten Neutralitaetsverletzung gleichzu- 

: en 
setzen. 

Der bekannte angelsaechsische Voelkerrechtler Westlake 
sagt zu der Frage der Praeventivmassnahne ; 

"Zin solcher Fall ist im \.esen demjenigen aehnlich, dass 
ein Krissfuehrender die sichere Kunde hat, dass sein 
Feind zur Erlangung eines strategischen Vorteils im Be- 
griff steht, eine Arme dureh das Gebiet eines zum Wi- 
derstand offenbar zu schwachen Neutralen marschieren zu - 
lassen; unter diesen Umstaenden wuerde es unmeezlich 
sein, ihm das Recht zu verweigern, den VArstoss auf das 

*\ 
neutrale Gebiet vorweszunehnen ." 

Die Begruendung fuer eine selche Praeventivmassn ahne 
liegt nach Westlake in den Recht der Selbsterhaltung, das auch 
gegen Eine drohende Neutralitaetsverletzung gilt. Zine andere 
Auffassung waere auch lebensfrermd und wuerde den Wesen der 
Voelkergescllschaft als Vielheit souversener Staaten mit einer 
nech unvollkofien entwickelten gemeinsamen Rechtseränung nicht 
entsprechen. Ju . innerstaatlichen Hechtssystem jedes zivilisier- 
ten Staates ist dic Abwehr des unmittelbar drohenden Angriffes, 
ein erlaubter Netwehrakt,, obwohl dort sogar die Hilfe des Staa- 
tes gegen den Rechtsbrecher zur Verfuegung steht. Jn der Voelker- 


rechtsgemeinschaft, wo dieses nicht der Fall war, jedenfalls noeh 


*) Gutachten Jiesler, Dok.Buch IV, Seite 299 bis 302, 


**) Westlake unter Ziffer 22, ebenda, Seite 300 
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nicht zu Beginn und waehrend des 2. Weltkrieges, muss der Ge- 
sichtspunkt der Sclbsterhaltung in ungleich staerkeren Masse 
gelten. Jm Linklang mit dieser Auffassung hielt auch die briti- 
sche Kegierung wachrenä dieses Arieges die Praeventivmassnahnme 
fuer berechtist, als sie an 10. Mai 1940 Jsland besetzte. Die 
britische flegierung: hat diese Massnahme klar und voelkerrecht- 
lich richtig in einer amtlichen Verlautbarung des Foreign 
Office folgendermassen begruendet: 

"nach der deutschen Besetzung Daenemarks ist es notwendig 
geworden, mit der Moeglichkeit cines plnetzlichen deut- 
schen Varstesses nach Jsland zu rechnen. Es ist klar, 
dass dic islaendische Regierung einem solchen Angriff ge- 
genucber, selbst wenn er nur mit sehr geringen Kraeften 
gefuehrt wuerde, unfaehig waere zu verhindern, dass ihr 
land vollstaendic in die Haende der Deutschen fiele." 

Die Praeventivmassnahme wurde durchgefuchrt, ebwehl / 
Jsland sich ausdmecklich in einer Protestnnte gecen die Beset- 
zung wehrte, 
J£h bitte auch zu beachten, dass die Vereinigten Staa- 
Wt billirten, vie die bekannte Botschaft 


vn do 


racsidenten der Vereinigten “taaten an den ingress ven 
7. Juli 1941 und die dann erfanlgende Besetzung Jslands durch 
Streitkraefto der amerikanischen Marine beweisen. 

In Vebereinstimmns nit diesen Rechtsgrundsaestzen 
ist der vorlicgende Tatbestand zu ueberpruefen. Jeh habe ver- 
sucht, in der Beweisfuehrung den Tatbestand klarzustellen, und 
darf die hauptsaechlichsten Gesichtspunkte zusänmenfassen, wel- 


che tatsaechlich eine dicht beverstehende Neutralitaetsverlet- 
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verletzung seitens der Alliierten durch teilweise Besetzung von 
u 
Nerwegen zeigen und damit die deutsche Norwegen-Aktion recht- 
fertigen. 

inde September/Anfang Oktober 1939 erhielt Grossadmiral 
Racder, wie die Beweisfuehrung gezeigt hat, durch Generaladmiral 
Carls und durch die laufenden Berichte des Adnirals Canaris als 
Liter der kbiwehr verschiedene Nachrichten, welche die Gefahr er- 
kennen liessen, dass die Alliierten in Rahmen ihrer Plantngen zur 
Dinkfeisungs Deutschlands Stuetzpunkte in Norwegen besetzen wuer- 
den, um insbesondere die Erzzufuhr aus Skandinavien zu unterbin- 
den» 

Jn Zivil getarnte englische Flugzeugfbesatzungen waren 
in Oslo gesehen und Vermessungsarbeiten durch alliierte Offiziere 
an nrrivczischen Bruccken, Viadukten und Tunnelpis an die schwedi- 
sche Grenze waren festgestellt. Ausserdem war die stille liebilm- 
chung Schwedischer Truppen wegen der Gefaehrdui.. schwedischer Erz- 
gebiete bekannt geworden. Raeder hielt sich mit Recht fucr ver- 
pflichtet, ueber diesen Tatbestand Eitler zu unterrichten und ihn 
auf die Gefahr aufmerksam zu machen, die fuer Deutschland entste- 
hen wurde, wenn sich tatsacchlich englische und franzoes ische 
Streitkraefte in Skandinavien festsetzen wuerden. Dic Gefahren 
waren klar, Sie bestanden in der Abschneidung jeglicher Zufuhr 
auf dem Hamdelsgebite aus Skandinavien, insbesendere von der Erz- 
zufuhr, sowie darin, dass die Alliierten eine guenstige Basis fuer 
Juftangriffe erhielten, und last net least darin, dass die deut- 
sche Marine in der Flanke bedroht und in ihren Operatiensure;lich- 


E9 
+ * J 
keiten eingeschraenkt wucrde, 


*) siehe Aussage Schulte-Meenting, Sitz.-Prot, ve 22. Mai 1946, 
vorm., Raeder, Seite 9722 ff, vom 17. Mai, nachmittags, 
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Die Blockierung von Nordsee und Ostsee haette sich 
strategisch verheerend ausgewirkt. 

Da die Nachrichten noch keinen abschliessenden Ueber- 
blick gestatteten, machte Raeder nicht etwa den Vorschlag zur 
sofortigen Besetzung, snndern wies nur auf die Gefahren hin, um 
dann Zunaechst die weitere Äntwicklung abzuwarten. Hitler fass- 
te in dieser Besprechung vom 10, Oktober 1939 infolgedessen auch 
noch keinen endgueltigen Entschluss, sondem war mit dem bwar- 
ten dirsmtsnen, Jn den Monaten Oktober und Novenber gingen 
weitere achnliche Nachrichten ein, und zwar nun auch durch den 
inzwischen nach Oslo entsandten Marinsattache Korvettenkapitaen 


P 
Schreiber, auf dessen Affidavit ich mich beziehen darf, Der 


norwegische Resdervi.":-” latte Tankschiffraun von ca, 1 Nillion 

Tonnen mit Zustinmung der norwegischen Regierung an England zur 
Re 

Verfuezung gestellt» 

Jm Winter 1939/40 konkretisierten sich die Meldungen 
ueber Spimnage-Auftraege des englischen und franzocsischen Ge- 
heimdiunstes an norwegische Agenten und englische Hafenkemsulate 
zwecks Erkundung von Landenmoeglichkeiten und zur Veberpmefung 
norwegischer Bahnen hinsichtlich Leistungsfaehickcit, insbeson- 
dere bezusglich der Narvik-Bähn, und Auftraege auf Untersuchung 
von Land- und Seeflueplaetzen in Norwegen. kufgrund dessen, 


Nachrichten aus 2 verschiedenen Quellen: nasnlich 


Marineattache in Oslo und Admiral Canaris, dockten und im Laufe 


*) Raeder Exhibit Nr. 107, Band VI, Seite 464, ff. 


**) Siehe auch Raeder Exhibit Nr, 86, Äriegstagebuch ven 6. April 
1940, wonach IN % u-r.egische Tanker seit Novenber 1939 an 
England zur Verfuegung gestellt waren 
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der Monate Oktober bis Dezember 1939 allmaehlich verdichteten, 
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schien die geschilderte Gefahr langsan/grossser zu werden. Jm 
Dezenber 1939 kam dann nech hinzu, dass Quisling und Hagelin, 
vocllig unabhacngie von den bisherigen Nachrichtenquöllen, 
gleiche und achnliche Nachrichten ueber Landungsabsichten der 
Alliicrten an Resenberz ucberbrachten, und zwar nur deshalb 
nicht direkt an Raeder, weil Raeder weder Quis ling, nech Hagelin 
bisher kannte. Da cs sich um eine rein nilitaerisch-strategische 
Frage hanäclte, bat Rosenberg Racder, sich mit quisling zu unter- 
halten, damit Raeder die militaor=-technischen Moeglichkeiten 
ucberprucfe unter Beruecksichtirung dessen, dass nach den Nach- 
richten mit einer aggression der Alliierten in Skandinavien zu 
rechnen vor Dies ergibt sich aus dem Ericfe Rosenbergs an 
taeder vom 13. Dezeriber 19359, den ich als Racder Exhibit Nr. 

67 ji vorlegte. Raeder fuchltc sich von rein militaerischen 
Standpunkte aus verpflichtet, nunnchr Hitler, den cr inzwischen 
ucber dicse Frage nicht zcsprocken hatte, dcrucber zu untcrrich- 
ten, dass ueberoeinstinmendc Nackrickten inzwischen von Canaris, 
dem Marincattach€ in Oslo und Quisling eingegangen scicn. Hitler 
wollte qwislins selbst sprechen, tat dieses und entschloss sich 
dann, zur Begegnung der drohenden Gefahr nunnehr die erforäcrli- 
chen Vorbereitungen fuer cine eventuelle Praoventivmassnahne, 


E9 


x \ 
elsn eine Besetzung von Norwegen, zu treffen. 


Der endgucltice üntschluss vurde immer noch zurucckgc- 


stollt, und wiederum wurde noch abgewartet, welche weiteren 


*) Dok.-Buch Racder IV, Seite 309, 


**) sicko © 6} - GB 86 von 12. Dozenber 1939, wo darauf hinge- 
wicscen wird, dass dio Gefahr der Bescotzung Norwegens durch 
England sehr drohend ist und dass Norwegen nicht in die 
Haende Englands fallen darf, da dies kricssentschkeidend sein 
koonne. ” 
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Nachrichten eingingen und nb sich die Gefahr vergroesserte. 
Diese Vorsicht und -Zurusckhaltung erscheint gerade bei Raeder 
verstaendlich, Wico ich schon sagte, haste Raeder es lieber ge- 
sehen, wenn die strikte Neutralitaet Norwegens aufrecht erhalten 
worden waere, gerade weil ihm jede Eroberung un der Lreberung 
y% 
willen frend ist. Andererseits wusste er, dass eine Besetzung 
den Linsatz der gesamten Marine erforderte und das Schicksal der 
ganzen Marine aufs Spiel setzte, zum mindesten mit eincn Verlust 
eines Drittels der zanzen Flotte gerechnet werden msste, Tilo 
schwer unter snlehen politischen unà strategischen Gesichtspunk- 
ten ein derartirer Entschluss fuer einen gewissenkaften Menschen 
und Soldaten ist, duerfte ohne weiteres klar Seins 
Leider aber vorüehrten sich die Nachrichten in den er- 
sten Monaten des Jahres 190 und wurden staendäig kenkreter. Jn 
Maerz 1940 zeigten sich auffallend viele englisch sprechende 
Menschen in Oslo, und Raeder erhielt sehr emste, zlaubwerdige 
Inforuationen ucber kurz bevorstekende Massnahmen der alliierten 
sczen Nnrvegen und auch Bade earth der Landun;sabsich- 
waren Narvik, Dronthein und Stavanger genamt e So ken cs, 
die militaerische Ausarbeitung erst im Februar und Maerz 
unä die endmeltize Anweisung an die Wehrmacht sogar erst 
i:n Maerz 1940 erfol:te. *) 


Hinzu kenen zahlreiche Neutralitactsverletzungen in 
RE ) 
Maerz 1940, die in K riegstagebuch zusarsongestellt sind, 


und ausserdem anfang april die Verminung @dor norwegischen Eoheits- 


FCWOESSCT, 


*) siehe Aussage Schulte-Woentine vom 22, Mai 1946, vormittags, 
Sitz.-Prot., Scito 10 "2, 


“*) Raeder Exhibit Nr. 8l, Dok.-Buch V, Se 372 ffe, siche auch 
weitere Lintragungen in Sriegstagcbuch von 27ə Maerz 1940, 
Roeder Exhibit Nr. 82, ebenda, Seite 377 ff. 
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Dic anklage hat gegenueber diesen umfangreichen Nach- 
riehten-Material lediglich einige Urkunden ueberreicht, wonach 
der deutsche Gosandte in Oslo, Braeuer, die Gefahr fuer nicht so 
gress ansah, Sondern glaubte, dass das auch von ihm erwachnte 
englische Verhalten lediglich darauf hinaus zu laufen scheine, 


Deutschland zu provozieren, damit Deutschland den Auftakt zu 


N 


“) 


Tiegshandlungen in den norwegischen Gewaessern gacbc. 


Baron Weizsaccker hat im Rucckkreuzverhoer hierzu 
Stellung zenormen und erklaert, dass er zunacchst die Gefah 
auch nicht fuer so gross gehalten habo, jedoch zugeben ruesse, 
dass nachtracglich die Tatsachen bewiesen hactten, dass er uhd 
Bra&uer unreckt, Raccer Lingegen mit Seiner Besorgnis recht ge- 
habt habe, 

Diese objektive Richti;keit der Auffassung von Gross- 
admircl Raeder und der Nechrichten, die ssiner Auffassun:: zugrun- 
delagen, ergibt sich aus den einzelnen von nir vorcelegten und 
von Gericht genehmigten Dokurienten. 

Seit dem 16. Januar 1940 arbeitete das franzoesische 
Oberkoimaondo an einen Plan, der u.a. die Besetzung der Hacfen ... 
und Fluzplaetze der norwegischen liestkueste beabsichtigte. Der 
Plan sah ausserden vor, dass die Operationen moeglicherweise auf 
Schweden ausgedehnt unë die Erzeruben von Gaellivare besetzt 

X ae 
werden sollten. Man hat versucht, die Planungen damit zu rocht- 
fortigon, dass sie lediglich zur Hilfe fuor Finnland gegen die 


Sowjetunien ausgearbeitet worden seien. Zunaechst ist den ent- 


*) siche Dokumente D 843 - GB 466, D 844 - GB 467, D 845 - GB 486. 


&*) Racder Exhibit Nr, 79, Dok.-Buch IV, Scite 360/61. 
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entgegenzuhalten, dass eine Unterstuetzungsaktion fuer Finnland 
keine Besetzung von norwegischen Gebiet rechtfertigt] Jusserden 
ergeben die ` Urkunden, dass es sich keineswegs nur um 
altmistische Massnahmen zu Gunsten Finnlands handelte, Ju Ver- 
laufe der interalliierten Militaerböfechungen von 31. Januar und 
le Februar, die der Sitzung des obersten Rates von 5. Februar 
vorausceincen, verwiesen die Enzlconder dic Frage der unnittelba- 
ren Hilfe fuer Finnland an die 2, Stellc; sie zeigten sich als ı 
entsehiedene Anhaengor einer Unternchiunz gegen die Erzcruben 


Nordsehwedens. Dios bestzetirt General Gamelin in einer ‚ufzeich- 
x) 
nung von 10. Maerz 1940 und fuczt hinzu, dass dicse Ansicht in 


cbersten Rat die Mehrheit erlangte und dass die Vorbereitunz 
der skandinavischen Expedition sofort in Angriff genornen 
wuerde, So kam os, dass franzoesisch-britische Streitkraefte 
seit den ersten Maerz-Tagen zun Transport bereit standen, wobei 
nach Ganelin dio leitung der in Skandinavien beabsichtirten Ope- 


ration dem britischen Oberkormando uetertragen worden var. 


x) 
er 


Schliesslich fucst Gamelin noch hinzu 

schen Plaene entschlossen weiter verfolgt werden rucSsen, un 
Finnland zu retten"oder doch mindestens um die Hand auf das 
schwedische Erz und die nordischen Eaefen zu legen." 

an 7. Februar teilte Lord #alifax dem norwegischen Ge- 


sandten mit, dass England sich gewisse Stuctzpunktc An der nor- 


werischen Kusste Schaffen wolle, un den Gcutschen Erztransport 


Nr) 


von Narvik zu stoppen. 


*) Racder Exhibit Nr. 79, 
**) Racder Exhibit Nr, 79, Scite 369, 


+s+) Roeder Exhibit Nre Yf, Doke-Buch V, Se 428. 
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besichtigten englische und franznesische 
in Zinvornchnen nit norwegischen Behocrden 

ndun:sstellen. 
einem scriut der Gesandtschaft in Stockholm von 


16. Februar 1940 ging dic englischc Voraus sctzung davon aus, 
Bi 


chzcitig Truppen_in Bergen, Drontheirn und Narvik zu landen. 


Arı 21. Februar 1940 teilt Daladier an ĉen franzocsischen 


Botschafter in London, Corbin, mit, dass die Besetzung der wichtig- 
sten nerwerischen Hacfon und ĉde Lanäunz der le Abteilung der 
Alliierten Streitkraefte in Norwegen Schweden das Gefuehl der Si- 
cherheit roben wuerde, und fucgt hinzu, dass ülese Operation "un- 
engig von den Eilferuf Finnlands" ausgedacht und innerhalb 

kuerzester Frist ausgofuchrt werden imosse., Falls diese Denmarche 
in Norwegen auf Ablehnung stosse, was wahrscheinlich sci, Bo habe 
dic britische Reċġierung das norwerisehe Versagen fostzust&llen 
und sich sofort der Stustzpunkte zu beraschtigen, 

krunc ihrer Interessen beäuerfe, und zwar in Wege einer "ucber- 
roschenden Opcratior". Or 
verweigert, erscheint nicht wichtig; hervorgehoben wird vicluchr, 
der "Vortcil, zerenucber Deutschland in Norden eine beherrschende 
Stellung gewonnen, den Soetransport dcs schwedischen Lrzes aufge- 


halten, die schweäischen Erzetaetten in den Aktionsbereich unserer 
aeaea ) 
P4 


Luftwaffe gebracht zu haben e’ 


*) Raeder E 97: 
„*#*) Racder I sit Nr. 75, Band IV, Seite 
x*) Racder Exhibit Nr. 77, Band IV, Seite 


Reeder üxhitit Nr. 80, Band IV, Seite 

Verkandlungsbericht der Skandinavien-Konmission des Jnter- 

U militaerischen Studienmusschusses ven lle Maerz 
1940, ein streng geheimer Bericht, der die "Landung in 

Narvik" betrifft. er 
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an 27, Februar 1940 erklaerte Churchill in Britischen 


Unterhaus, er sei es "zmede, ueber die Rechte der Neutralen 


%) 
J 


nachzudenken." 
dass man in der 6, Sitzung des Ober- 
x *) 

O ucbereinkernt; 

jetrezierung, von Norwegen eine 
Stellung an dev 2.tl...vischen Kueste zu crhalten, wider- 

yracche den lebensinteressen der ‚.lliierten und wuerde 

entsprechende Gezenwirkungen auslocsen.«" 

t 

Die deimach von Obersten Rat vertretene Juffassung 
unter Hinweis cuf die Lebensinteressen der „lliorten deckt sich 
gengu mit den von nir darsgelesten Reehtsideen ueber das "Recht 
Ger Selbsterhaltung" und steht in voelligen Gegensatz zu der von 
der Anklage hier vorgetragenen voelkerrechtlichen Darlegung. 

Die endzmmeltise Durchfuehrung der Operation in Norwe- 
gen, also der Landung und der Bildung von Stustzpunkten, wurde 
an 28. M aerz 1940 beschl-ssen, und zwar zwischen den massgeben- 
den britischen und franzossischen Stellen. Dieses Datun wurde in 
einer Sitzung des franzocesischen Kriegs: usses von den fran- 

Baar) 
zoesischen “inisterprasesidenten genannt, und General Gamelin 
fuegte hinzu, dass er am 20. Maerz General Jronsidce auf dic Not- 
wenäigkeit aufnerksan gemacht habe, alles fuer e 
setzung der nerwegischen Esefen bereit zu habe dasselbe habe 
er auch Mr, Winston Churchill gelegentlich eines Zufenthaltes 
in Paris zur Kenntnis gebracht. 


Ln 30. Maerz erklaert Churchill in Rundfunk; 


Reeder Exhibit Nr. 97, Dök.-Buch V, Seite 425, 
Raeder ixhibit Nre 83, Dok.-Buch V, Seite 379 ff. 


Reeder Exhibit Nr, 59, Dok.-Buch III, Seite 275. 
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"s waere nicht gerecht, wenn die üestrmechte im Kampf un 
` 


a 
J 
Leben und Tod a BEL bnachunscen festhielten." 


An 2. April 1940 wurde durch Telegrann aus London un 


Uhr nach Paris mitgeteilt, dass der erste Transport "an 


Je l abfahren" solle und de er Tag J. l grundsaetzlich 





hrn 5, April stellt Jurkteellailierr_. fest, dass weder 
Deutschland, noch die Noutralen sich darauf verlassen duerften, 


Cass England sich die Hacnde auf dem Ruecken binden lassen werde, 


Kr *) 


inden es das Recht nach dem Buckstaben befolge.? 
am 6. April 1940 erklaerte der englische A„rbeitsminister 


Ernest Brom, da weder Deutschland, nech die Neutralen danit 


;striaechte Sıch an den Buchstaben des 


Voclkerrechtes halten wucrden.“ 
hm gleichen Tare - Aios ve Tag nach der Kinenle- 
durch britische Streitkracfte n norwegischen Hoheits- 
- wurde ein zcheimer enrlischer Operationsbefchl 
"betr. Vorbereitungen zur Eesetzung der nordschvelischen Erz- 
felder von Narvik au” rl’:sen. Jn den Befehl wurde bestirit, 
dass die ufcabe der Avonforce zunaechst darin bestehe, den 
‚Hafen von Narvik und die Lisenbehn zur schwedischen Grenze zu 
sichern.’ Es wurde hinzugefuest, dass der Befehlshaber beabsich- 


ticc, nach Schweden vorzuruecken und die Gaellivare-Erzfelder 


und wichticen Punkte jen ebietes zu besetzen, sobald sich die 


Gelegenheit dazu biete; eine Ferınlierun; „ die rerudezu an Nie 


*) Raeder Exhibit Nr. 97, Dok.-Buch V, Seite 


=) Roeder Exhibit Nr, 85, Dok.-Buch V, Seite General 
Lelong an General Gamelin, 
aie ste ate \ y, p l S S ON} AY Nn7 r 7 | FR Fa . 2 
“%*) Roeder Exhibit Nr. 97, Nok.-Zuch V, Seite 
#24) Rogder Exhibit Nr. 88, Drk,-Buch V, Seite 
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orte in den Anklage-Doku ent L 79 erinnert: "bei erster passen- 
der Gelegenheit Polen anzugreifen". 

Der urspruengliche Plan, den ersten Transpert an 5e spril 
nach Norwegen abgehen zu lassen, wurde abgecenãert; denn an 5. 
April, abends setzt das britische Oberkonnando den Oberbefehls- 
haber der franzocsischen Kriegsmarine davon in Kenntnis, dass 
nder erste englische Geleitzug nicht vor dem 8. „pril auslaufen 
koennte , was in Rahrıen des aufgestellten Zeitenplanes bewirkt, 
dass die erste franzoesi.che Kbteilung den Zinschiffungshafen au 
16. pril verlaesst“ 

Der Vollstaendickeit halber sei noch dcrauf hinge- 


wiesen, dass das Norwegen-Unternchrien auf, elliiestgr Seite ğnter 
”*) trg Z 

der Tarnbezeichnuni. "Stratforã-Plan" lief , eyso Gti ciu COM RIS 

waehrend ' : die deutsche Norwegen-„ktion unter der Tarnbezeich- 

nung "\eseruebun:" behandelt wurde. 

Die vorstehenden Tatsachen zeigen folrendes: 

Scit Herbst 1939 wurden Vorbereitungen fuer eine even- 
tuelle Norwegen-A„ktion ĉurch Untersuchen von Icnduncsaeglich- 
keiten etc. getroffen, Seit Januar/Februar 1940 ārohte die Ge- 
fahr einer Besetzung von Stuctzpunkten in Norwegen durch ĉie 
„lliierten. Jn Maerz 191,0 war die Durchfuehrung der Planung end- 
gueltig beschlassen, un? es wurde das Auslaufen des ersten Ge- 
leitzuges auf den 5. Lpzil festgesetzt. Gleichzeitig erfolgte die 
Minenlegung in den norwegischen Hoheitsgewaessern; gleichzeitig 


waren in britischen und franzoesischen Linschiffungshaefen Trup- 


pen fuer die Norwegen-iktion gesammelt. Danit war das vcelker- 


+) Reder üxhibit Nr. 91, Dok.-Duch V, Seite 409, Oberbefehls- 
haber der franzoesischen Kriegsmarine an Daladier. 


**) Racder Exhibit Nr, 98, Dok.-Buch V, Seite 450. 
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voelkerrechtliche Kibrin der dicht bevorstehenden 
Néutrali teetbverletzung gegeben, teilweise: war die Neutrali- 
taetzverletzung: sogar schen erfolgt (iö.nenlegung )ır Ese wer . 
der Augenblick, wo Deutschland in Vebereinstinmmung mit den 
voclkorrechtlichen Begriff des Rechtes der Selbsterhaltung aequi- 
valente Gegenmassnahnmen ergreifen, also Norwegen besetzen durfte, 
un der drohenden Besetzung durch andere kriegfuehrende Staaten 
zuvorzukornıen. Es war sogar, wie sich rezeirt hat, der letztc 
Moment; denn Deutschland kan den „lliierten nur deshalb zuvor, 
weil das britische Oberkc. ':s ias cuf den 5. pril festzesetzte 
Auslaufen des ersten Gelcitzuzes verschoben hatte. Die deutsche 
Nerwecen-„ktion russ dcher nach den Grundsaetzen ĉes Voelker- 
rechtes als berechtigt angesehen werden. Jch habe dic feste Ueber- 
zeugung, GE ĉas Hohe Gericht unter diesen geschilderten Un- 
staenden in Verbindung nit dem bestehenden Voelkerrecht feststel- 
len wird, dass Grossaduiral Raeder hinsichtlich ücr Besetzung von 
Norwegen nach rein stratcgischen Gesichtspunkten unter Beobachtung 
der voclkorrecht lichen Nornen gchanüelt hat, und ihn derientspre- 
chend von ĉen von der Anklage erhobenen Vormirfe freispricht. 

Bezueglich Norwegen hat die anklage gegen Roeder 
bezw, Docnitz noch ĉen Vorwurf erhoben, dass cin voelkerrcechtli- 
cher Verstoss arin enthalten sei, dass laut Befehl von 30. Maerz 


1940 dic Seestreitkraefte bis zur Truppenlandung die englische 


w) 


yriogsflagre fuchren sollten. 
Luch dics ist ein Jrrtun der inklage auf den Gebiete 
des Veelkerreektes in Scekriegs Die Haager _Landkriorsoränung ver- 
ZVOT 


sbrauch ausdruecklich, Ju Scekrieg ist đa- 


gegen dicse Frage nach demn geltenden Voelkerreckt eindeutic dehin 


*) siehe C 151 - GB 91 und C 115 - GB 90. 
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zu beantworten, dass die Schiffe bis zun Beginn der Kampfhand- 
lungen mit der eigenen, Wit feinälicher oder neutraler Flagge 
odor auch ohne Flagge fahren koennen. Jch darf auch in dieser 
Bezichunz nich auf die rechtlichen Jusfuchrungen von Dr. Mosler 
in seinen Gutachten unter Ziffer 7 “) baren unë insbesondere 
auf die von ihn angefuekrten wissensckaftlichen Literaturstellen, 
wonach der Gebrauch einer fremden Flagge allgemein als berech- 
tigte Kriesslist angesehen wird und wonach speziell die britische 
Praxis den Gebrauch falscher Flaggen erlaubt, uebrigens in Ueber- 
einstinung mit dem historischen Praezedenzfall, in den Nelson 

in den Napoleonischen Kriegen in der Hoehe von Barcelona die 
franzoesische Flagge fuchrte, un spanische Schiffe anzulocken. 

Jn uebrigen ist in vorliegenden Falle der Streit 
rucssig, weil tatsaechlich der eben criaehnte Befehl zur Fuch- 
rung der englischen Flagge unter den 8. „pril, also vor der 
Durchfuehrung des Norverenuntemehrcns, laut dokunentarischen 
Bewcis aufgchoten ist. 3 

ibschliessend moccht& ich bezucglich des Thenes 
Norwogen nur noch hervorheben, dass Raeder und die deutsche Ma- 
rine nach der Besetzung von Norwegen elles getan haben, un das 
Verhacltnis zu Norwegen zu einen freundschaftlichen zu gestal- 
ten, sowie das land und das Volk während der Besetzung wuerdig 
und gut zu behandeln und ihn alle unnustzen Lasten zu ersparen. 
Racder und der Konzandierende »„duiral von Norwegen, Generalad- 
miral Boehni, haben sich fernet bermeht, zu einen Frieden nit 
Norwegen zu kormen unter \ahrung der norwegischen naticnalen 


Jnteressen. Diesen Dermehungen stand die von Hitler und Hinnler 


*) Raeder Exhibit Nr, 66, Dok.-Buch IV, S:ite 304/6, 


**) Raeder LIxhibit Nr. 89, Dok,-Buch V, Seite 1400. 
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*) 
eingesetzte sog. Zivilverwaltung des Reichskommissars Terboven 


entgegen, die in Gegensatz zur Wehrmacht in Zusarumenhang nit 
Partei, SS, SD und Gesta,. stand. Racder ist, wie Boehn in seinen 
Aaffidovit bestactict, immer wieder fuer dic gencinsancn Gedanken- 
gaenge der guten Behandlung des norwegischen Volkes und Ges bale 
digen Fricdensschlusses bci Hitler eingetreten und hat zusarz:en 


mit Bochn auf das schacrfste Terboven bekaceupft. Es ist auch hier 
wieder das tragische zroebnis, dass sich die \ehkrracht trotz 
{ iktatur Hitlers durch- 
setzen konnte und auch nicht gegen dic Diktatur, dic mit Wissen 
von Hitler ein so mindcerwertiger Reichskommissar wic Terboven 
e.Das norwegische Volk, das unter der Besatzung: hat 
ist der einzige Trost fuer Raeder =, 
den nicht die Marine schuld gewesen ist. Es 

ist auf der anderen Seite interessant,zu wissen, ( geradc die 
Differenzen, dic wegen Norwegen zwischen Hitler und Racder auf- 
traten, ciner der Hauptzruendc gewesen sind, dic Racder veran- 
lassten, in Dezerber 1942 endzueltig seinen Ruecktritt zu ver- 

ce lagen darin, dass Racder auch be- 
zucglich Frankreich Differenzen nit Hitler bekarı, weil Racder 
auch hicr auf Friedensschluss Ärcenste, wabhrend Hitler in sci- 
ner *usslosickeit derarti; zes Entgegenkornen in den besetzten Ge- 


$% ) 


bicten ablchnte urd ebenso Diffcrenzen nit Hitler wegen 


Russland gehabt hatte, weil er fucr dic Aufrechterhaltung des 
deutsch-russischen Vertrasss eintrat und sich gegen den Ver- 


tragsbruch und gegen den Krieg mit Russland aussprach. 


*) siehe Schreiber-Affidavit, Raeder Exhibit Nr, 107, Dok-Buch 
V, Seito 468/72, 
Boehn-„ffidavit, Raeder Exhibit Nr. 129, Dok.-Buch VI, 
Aussage Roeder arn 17. Mai 1946, nache, Prote Seite 9743 ff. 


Aussüge Schulte-Moenting an 22, Mai, vorm., Seite 10 003, 
Aussage Racder arı 17. Mai, nachi., Seite 9745. 


> 
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VII. 


anit kome ich zu den Vorwurf der „nklagevertretung 


hinsichtlich eines Angri”"skrieges gegen Russland. Der Vorwurf 
der anklagevertretung auf diesen Gebiet ist nicht recht zu ver- 


stehen. Is handelte sich un cinen Landkrieg, so dass die Marine 


© 


eringen 


£ 


keine Vorbereitungen zu treffen hatte nit „usnchue der 


- Vorbereitungen in åer Ostsee. Darucber hinaus hat aic Anklagever- 


trotung selbst vorgetragen, dass Racĉer cin Gegner des Arieges 


gegen Russland gewesen sei. Das einzige, was von denı Vorwurf der 


a 
) 
anklage ig b ben ioennte, ist ihre Behauptung , dass 


T, 


Raeder g 


rundsactzlich 'wr.. fuer den Arie; gegen Aussland gewesen 
° 

sci und lediglich hinsichtlich des Zeitpunktcs gegen Hitler 

opponiert habc. Unter Berufung auf C 170 sagt Gic ur.xlagc, 

dass Raeder lediglich dic Verschicbung des #ricges gcogen Muss- 
auf die Zeit nach ĉen Sioge ueber England empfohlen habe. 

Jach der Urkunde C 170 kvennte es tatsacechlich den Anschein Ra- 

ben. In .irklichkeit lic;.t cs aber anders, und der wahre Sachver- 


halt ist durch die eingc..unde Beweisfuehrun: aufgeklacrt.. Der 


papa 
) r 
Zeuge kdmiral Schulte-Wecnting hat, ohne dass ihm in irouz- 


verhoer widersprochen warde, klar ausgesagt, dass Racder nicht 


nur zeitlich bedingte Linwendungen erhoben hat, sondern dass er 


bei Hitler erunäsactzlich gegen einen Russland-Feldzug oppcnicr- 


einfach deshalb, weil er der Meinung war, dass sowihl der Nicht- 
äncriffspakt nit Russland, als auch àer Handcelsvertradunter 


allen Unstaenden cingehalten werden ruesse, Dic Marine war an 


*) siche aussage „duiral Wagner an 13. Mai, Nachi Scite 9410, 


**) sieche Aussage aduiral Schulte-Moenting, Seite 10 007 ff. 
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den Licferungsvertraegen nit Russland besonders stark beteiligt 
und hat sich irmer berucht, dis Vorsfeege genau einzuhalten. 

Neben iesen Grunäsarze der Vertragstreue, also neben diesen all- 
gerieinen Grunde, vertrat Kaeder . .... die Meinung, dass ein Krieg 
gegen Russland nuch:'s:.. „=“ strategisch falsch sei. Seine eigene 
Lussage und die Jkussage von Schulte-loenting zeigen, dass Raeder 
in Septeiiber, NAveiwiber und Dezeiber 1940 imer wieder bei Hitler 
versucht hat, ihn ven dem Gedanken eines Russlandkrieges abzubrin- 
gen. Ls ist richtig, dass in der Urkunde C 170 nur die strategische 
Begruenäung fuer sein Opprnieren niedergeschrieben ist. Dies ist 
aber auch kein wunder; denn in den Papieren bei der Seckri&cslei- 
tung wurden naturgemmess zur Begsruenäungen niedergesckrieben, die 
marinetechnisch und strategisch von Bedeutung waren, richt aber 
politische Gruende. Jech habe bereits gezeigt, dass Hitler es 


pas) 


erundsaetzlich nicht zulicss, dass Raeđer als Oberbefehlshaber 
sich in aussenpolitische Fragen kineinnischte, 
also;'* in Dinge, die nickt in sein Ressort gchrerten. Wann 
Raeder dies entgegen dem llen Hitlers doch einmal versuchte, 
und zwar in besonders wichtigen Faellen, so konnte er es nur 
unter 4 hugen tun und konnte dementsprechend dann diese Unter- 
haltunsen nicht im Kriegstagebuch niederschreiben; er hat aber 
seinem Chef des Stabes als seinen engsten Vertrauben stets alle 
Dinge erzachlt. Infolgedessen konnte Schulte-Moenting klar be- 
staetigen, dass Raeder aus voelkerrechtlichen und moralischen Be- 
Genken in diesen Falle gegen Hitler opponierte und darueber hin- 
aus nuch strategische Gruende hkeranzog in der Hoffnung, auf diese 
weise cher auf Hitler einwirken zu koennen. Schulte-Moenting sagte 


sogar — ohenso wie Raeder -, dass dieser im November nach einer 


, 
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Besprechung geglaubt habe, Hitler von seinen Plaenen abgebracht 

zu haben. Jch glaube, dass damit die Angelegenheit geklaert ist, 
und es bleibt nur aush hier das Tragische, dass Raeder mit politi- 
schen Linwendungen auch bezusglich Russland Yon Eitler ebenso 


werig gehoert wurde, wie in Falle Norwegen und Frankreich. 
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kchnlich liegt -^s bei dem Vermurf der anklage bezueg- 
lich dcs Jngriffskrieges gegen bmerika und bezucglich der Neu- 
tralitaetsverletzung hinsichtlich Brasilien, Beide Verwuerfo 
sind im Rahmen der Beweisfuchrung genuegend entkracftet, so 
dass ich nur ganz kurz darauf einzugehen brauche. 

Die Anklage hat cs zunaechst sə dargestellt, als haette 
Raeder irgendwie dabei mitgewirkt, Japan zu coinen Angriff gegen 
kmerika aufzufordern. Tatsacechlich haben gar keine secstratcgi- 
schen Besprechungen zwischen Japan und Racder stattgefunden. 
Raeder hatte immer die Ansicht vertreten, dass ein Kricg nit usıh 
ebenso vermieden werden mucsse wie mit Russland. Dies Linstcellung 
ist auch verstaendlich, wcil er damucber hinaus auch den Stand- 
punkt verteten hatte, dass Hitler unter gar keinen Unstaenden 
zu einen Kriege mit England kommen duerfe, Nachäcn es nun einnal 
zu einen K riege mit Ingland gekommen war, zusste er als berbec- 
fehlshaber der Kriegsmari..> seino ganze Kraft dafuer cinsctzen, 
gegen England erfolgreich zu kacapfen s aceder kannte dic Grenzen 
der Kanpffachigkeit der Marinc, und cs war daher vocllig ausge- 
schlossen, dass er an ciner J„usdehnung des Seekriozges nitwirktos 
wenn cr schon einen Krieg gegen England fuer viel zu schwer 
hielt. Das ven der .nklage vergelagte Dokument C 152 sprich 


daher auch nur von den Vorschlage, dass Japan gegen Singa 


vorgehen soll, und geht daven aus, ass die Vereinigten Staaten 
aus den Kriege herausgehalten werden rmessen, Der Vorschlag ge- 
genueber Hitler, Japan zuesste Singapore angreifen, war in jeder 


Beziehung durchaus kerrekt. „ir waren nun einmal in Kriege nit 
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England, und Raeder musste versuchen, die ganze Kraft gegen 
England zu konzentrieren. Er war in dieser Beziehung berechtict, 
vorzuschlagen, dass Japan als Bundesgenosse England nit angreift. 
Jn uebrigen datiert dies. eine Besprechung ven Raeder erst von 
18. Maerz 1941, waehrend Hitler bereits in seiner Weisung Nr. 24 
von 5. Maerz 194l als Richtlinie festgelegt hatte, dass Japan 
Singapore als Schluesselstellung Englands angreifen nuessc. š 

Von den pleetzlichen Angriff Japans auf Pearl Harbour 
war Raeder, wie auch von Schulte-Moentingbestaetigt wurde, ebenso 
ueberrascht, wie jeder andere Deutsche, Der Versuch der anklage- 
vertretun:z in Kreuzverhver von Schulte-WMoenting, diese Behauptung 
durch Vorlage eines Telc.ramus des Marincattaches aus Tokie 
nach Berlin i von 6. Dezenber 1941 zu erschuettern, ist fehlge- 
schlagen», Einmal hat Racder dieses Telegramm wahrscheinlich erst 
erhalten, als der japanische Angriff gegen Pearl Harbour schen 
gestartet war und ausserdem ist A dein Telegrarn Pearl Harbeur 
ucberhaupt nicht erwachnt se 

Fast noch klarer ist der Vorwurf der Lnklage gegen 
Brasilien widerlegt, und zwar deshalb, weil die anklagevertre- 
tung nach meinon Vertrage . in der Deweisfuchrung in keinen 
der Krouzverhncre bei Raeder, Schulto-Moenting und \asner auf 
diesen Punkt zumierkgekonnen ist. Es handelt sich um den Verwurf, 
dass nach Jodl's Tagebuch die Scekriegsleitung bereits 2 Mcnate 
ver Ausbruch des Krieges Deutschland-Brasilien åie Freigabe des 
waffeneinsatzes gogen ĉie brasilianischen Kriegs- und Handels- 


aaka ) 
J 
schiffe beantragte und d- Freigabe genehnigt wurde. 


+) SEHE C 175 - WS- 15L; 
**) siehe D 872 - GB 480, 


***) siehe 1807 FS - GB 227. 
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kbgesehen ven den Zeugenaussagen ist der Fall be- 
reits dokumentarisch widerlegt, 'ınd zwar durch den vellstaendigen 
kuszug aus Jodl's Tagebuch, den ich als Roeder Exhibit Nre 115 n 
ueberreichte, sewic durch die weiter ueberreichten Urkunden 
Raeder Exhibit Nr. 116 - 118 TA „us diesen Urkunden ergibt sich, 
dass Brasilien dadurch dic Noutralitaet verletzt hatte, dass es 
don Vereinigten Staaten gestattet hatte, brasilianische Flug- 
plaetze zu benutzen, ui von dort aus deutsche und italienische 
U-Bonte anzugreifen. Darucber hinaus hatte das brasilianische Luft- 
fahrtninisteriun amtlich bekannt gegeben, dass angriffo von der 
brasilianischen Luftwaffe durchgefuehrt seien. Bei einem derar- 
tigen ncutralitactswidrizen Verhalten war also der Antrag der 
Seekriegsleitung, den Wa”feneinsatz gegen Brasilianische Schiffe 
freizugeben, berechtigt, Es ist auch in diesen Falle der „nklage- 
vertretung nicht geglueckt, Raeder ein voelkerrechtliches Ver- 
brechen 'säer auch nur einen voelkerrechtlichen Verstoss nachzuwei- 


sen» 


mm nn mm mn nn 


x) Doks-Duch VI, Seite 799, 


x*) Dok,-Buch VI, Seite 503 -513. 
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IX. 

Die sehr s.r vige Anklage hat ueberaus .viel Ma- 
terial vorgelegt, und die vielen Einzelheiten zwangen im Falle 
Raeder zu einer grossen Genauigkeit in der Beweisfuehrung., Jch 
habe mich bemueht, alle Vorwuerfe in der Beweisfuehrung eder in 
meinem Flaedoyer zu behandeln, und habe mich bemueht, moeglichst 
klar darzulegen, dass saemtliche Vorwuerfe teils aus tatsaechli- 
chen, teils aus juristischen Gruenden keinen Tatbestand im Sinne 
eines Verbrechens nach diesen Statut erfuellen. Soweit ich 
trotz meiner Beruehung um grosse Genauigkeit einige Urkunden 
nicht behandelt habe, schisnen mir diese von geringe rer Bedeu- 
tung zu sein und jedenfalls von keiner strafrechtlichen Bedeu- 
tung, Z.B. die vielen Faelle, in denen Reder nur deshalb ge- 
nannt wurde, weil er - ohne anıtlich beteiligt zu sein - eine 
Ausfertisung der Urkunden aus formalen Gruenden erhielt. Es 
waere erzuedend gewesen, av? solche wiederkehrenden Einzelheiten 
einzugehen, wenn auch die „nklagevertretung diese formalen Hin- 
weise unerruedlich wiederholte, so dass man manchmal geneigt 
wer, an das \ort Napolecns zu denken, dass die \.iederholung; die- 
Jenigce Redewendung sei, die am beweiskraeftigsten wirke» 

Femer glaube ich, im Plaedoyer fuer Grossadmiral 
Racder von einer Argumentaticn ueber die wirklichen Kriegsver- 
brechen bezw. ueber die Verbrechen gegen die “umanitaet absehen 
zu koennen, da ich in dem vorgelegten Anklage-Material keine 
Verbindung zwischen diesen und Raeder festzustellen vermag. Es 
ist auch gegen Racder kcin spezieller Vorwurf in dieser Hinsicht 
erhoben mit Ausnahme der beiden mit dem Coumandobefehl zusamen- 


Lascngenden Faelle, naemlich den Fall der iwochiessung von 2 Sol- 
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Saldaten in Bordeaux und der üErschiessung des britischen Sol- 
daten Evans, der an der schwedischen Grenze vom SD gefangen ge- 
nommen wurde, nachdem er verher in dem Kleinkampfangriff gegen i 
"Tirpitz" beteiligt gewesen war. Jnsoweit wurde der Vorwurf, 
soweit er die Marire het ıt, in der Beweisfuehrung widerlegt. 
Beide Faclle kamen nicht oder erst nachtraeglich zur Kennthis 
der Seekriegsleitung - eben vor dem Abgange Raeders -, in bei- 
den Faellen erfolgte das Handeln aufgrund des Conmandobefehls 
durch Eitler selbst oder durch den SD ohne Wissen und willen 
der Seekriegsleitung,und - das wichtigste - in beiden Faellen 
zeigten die Dekumente der Anklage, dass diese Soldaten in Zivil 
gewesen waren, also auf den Schutz der Genfer Konvention keinen 
Anspruch a? 

Alle uebrigen verbrecherischen Tatbestaende, welche 
die Anklage speziell fuer den Osten vorgetragen hat, brauche 
ich nicht zu behandeln, da Racder unbeteilict war. Jch hoffe, 
hicr auch die Zustimmung des Gerichtes zu haben, indem ich an 
die Behandlung des Falles Katyn erinnere, wo das Gericht dar- 
auf hinwies, dass Raeder richt beteiligt sei, und deshalb meine 
Mitwirkung als Verteidiger insoweit ablchnte; hieraus meine ich, 


juristisch folgern zu muessen, dass Raeder auch auf dem Urwege 


*) siche Dokument D 864 - GB 457 bezueglich Evans, 


Dokument UK 57 - GB 164, Blatt 4 im Original unter 
Ziffer 2 bezueglich Evans, wo in der englischen Vebersetzung 
die Worte "in Zivil" versehentlich fehlten, und 
UK 57, Blatt 5 im Original unter Ziffer 4 bezueglich des 
Falles Bordeaux, vo sich ebenfalls der ausdrusckliche Hin- 
weis auf die Zivilkleider befindet, und 


siehe ferner mein Rusekkreuzverhoer bezueglich Admiral 
Wagner am U}. Mei 1946, vormittags, deutsch-sprachiges 
Prot., Seite 9464/63, sewie mein Mueckkreuz-„verhoer mit 
Admiral Schulte-Moonting am 22. Mai, nachmittags, Se 10 050. 
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ueber die Verschwoerung mit diesen Tatbestacnden nicht als be- 
lastet angesehen werden kann, da er von den Vorgaengen nichts 
wusste und mit diesen Vorgaengen nichts zu tun hatte. 

Div Beweisfuehrun” der Anklage beruht auf ihren tun- 
sche, ihrer theorctischen Grunäidse zum Sicge und zur Aanerken- 
nung zu verkelfene naemlich auf der Jdäce, dass so viele Verbrc- 
chen nicht auf dem Willen eines winzelnen beruhen koennen, son- 
dern dass vielmehr eine Verschwoerung vicler, ein Komplott zu- 
grundeliegen muss. Das kennten logischerweise zunaechst nur 
Eitlars eigene Mitarbeiter sein, also die wirklichen Naticnal- 
sozialisten. Da Hitler aber wesentliche Leistungen auf militaeri- 
sehen und wirtschaftlichen Gebiet vollbringen wollte und voll- 
bracht hat, geschah etwas cigenartigess Unter den Natienalsozia- 
listen waren fuer diese Gebiete keine Fachleute. Die meisten 
nationalsozialistiscken Mitarbeiter hatten frucher keine Berufe 
mit fachlicher Pildüngiı-Dosl:alb nahn Hitler trotz scines wun- 
sches, nur Nationalsozialisten un sich zu haben, zunaechst Fach- 
leute, die keine Nationalsozialisten waren, an fuehrender Stelle 
in bestirnite Ressorts, „so z.B. wirtschaftlich Schackt, poli- 
tisch Neurath und militaerisch fuer üas Ecer Fritsch und fuer 
die Marine Reeder. Die Anklage folgte iku in Interesse ihrer 
Verschwoerungstheorie, ohne zu bedenken, dass diese keine Natio- 
nalsozialisten waren, also letztenendes gar nicht zur Verschwoe- 
rung gehreren konnten, und ohne zu bedenken, dass Hitler sich 
dieser Nichtnationalsoziclisten nur als Fachleute fuer ein be- 
stirmtes Gebiet bediente und auch nur so-lange es ihn unbeäingt 
notwendig erschien, und daher mit den „abgang dieser Maenner, 


die ihm letztenendesr wesensfrerf waren, einverstanden war, 80- 
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sobald die Differenzen mit ihnen ueberbrueckbar erschienen, 
was je nach der Art des Resserts bei jedem von ihnen zu ir- 
eendeinen Zeitpunkte eintreten af 

Mit dicser weiten Fassung des Verschwoerungsbegriffes 
und mit dicser Ausdehnung des Kampfes der Anklage gegen Nicht- 
natioralsozialisten hat die Anklage den Grundgedanken verlassen, 
der frucher eimmal in Auslande propagiert wurde, nuenlich den 
Godenkon des Kanpfes gegen den Natienalsozialisimus und nicht 
gegen ganz Deutschlend, zwei Begriffe, die nirgendwo und zu 
keiner Zeit wirklich identisch gewesen sind, wie es die anklage 
jetzt hinzustellen versucht. Jch zlaube, dass die anklage damit 
auch den Grundgeĉanken des Prauesidđenten Roosevelt verlassen 
hat. 

Lber noch einen zweiten tatsaechlichen und juristischen 
Gesichtspunkt hat die Anklagetehnerde unbsruccksichtigt gelassen. 
Jch weine den Begriff der Verteilung der 7ustaenäi;keit in 
Staatsrecht, also dic Aufteilung in einzelne Ressorts. Diese huf- 
teilung der Zustaendickeit hat - beruhkend auf den Gedanken der 
Arbeitsteilung - ihren wesen nach trennenden Charakter; sie 
vertcilt Arbeitsbereiche unter oertlichen, funktionellen und 
sachlichen Gesichtsr 
nigen Bereich, innsrhalb dessen das einzelne Ressert tactig 
werden soll; zugleich aber bestirmt sie negativ die Grenzen die- 
ser Taetigkeit, indem sie das bestimmt, was die betr, Organe 


is alse eins amtliche Taetigkeit nicht 
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Bei einer Denokratie besteht nech eine Verbindung 
durch die gemeinsamen Kabinettssitzungen bezw. durch den Mini- 
sterpraesidenten, den Reichspraesidenten oder Reichskanzler, 
Anders in einer Diktatur, besonders dann, wenn der Diktator SO 
wie Hitler im nationalsozialistischen Staat mit groessten Ge- 
schick die Trennung der einzelnen Ressorts ausnutzt und dafuer 
sarst, dass die einzelnen Ressorts mosglichst allein stehen 
und demgenmaess immer die Entscheidung bei ihn als Diktator 
liegt, wobei er sogar die einzelnen Ressorts gegeneinander aus- 
spielt. 

Die in ni in. „zialistischen Staat streng durchege- 
fuehrte Ressort-Einteilung spricht besonders stark gegen den Be- 
griff der Versehwoerung und erschwert es dem einzelnen, in ir- 
gendeiner Form ueber sein Ressort hinauszugehen. 


Diese Bedeutung mag an folgenden Eeispiel dargetan 


Die palitischen Beziehungen zu anderen Sta: 
gestalten, Vertraege der Buenänisse mit anderen Staaten abzu- 
schliessen oder zu lossen, Krieg zu erklaeren und Frieden zu 
schliessen, sind Anzelegenheiten, die in den Zustaendigkeitsbe- 
reich der auswaertigen Gewalt fallen, aber nicht in denjenigen 
ven Behverden mit nach innen gerichteten Aufgaben, wie z.B» 
die Reichsfinanzverwaltung, die Rechtspflege und das Militaer. 

Daraus folgt: Da die äntscheiäung ueber Krieg und 
Frieden keine Ängelererhc'\ des Militaers ist, hat das lijlitaer 
die seitens der politischen Fuchrung getroffene Entscheidung 


hinzunehmen, Entscheidungen, welche fuer die militaerischen 
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Stellen verbindliche Tatbestanäswirkung haben. Der militaerische 
Befehlshaber hat fuer sein Ressort die aus der Entscheidung 
fuer ihn folgenden Konsequenzen zu ziehen. Das lylitaer hat 
nach erfolgter Kriegserklaerung zu kaempfen. Eine Verantwortung 
fuer den Krieg, ueber äcssen Ausbruch es nicht mit entscheiden 
kennte, traegt es nicht. 

Deshalb e:. uch fuer die armee einen Angriffs- 
krieg nur im strategischen Sinne. Jin uebrigen ist fuer sie je- 

>£, dessen Fuchrung ihr obliegt, schlechthin Krieg, mag 

+) 
er rechtlich zu qualifizieren sein, wie er will. 

Dem Zustaendiskeitsbereich entspri£ht die Verantwortung 
im staatsrechtlichen und strafrechtlichen Sinne. Wenn aber den- 
gemaess der Oberbefehlshaber eines VWshrmachtsteiles nur fuer die 
Fuchruns des Arieges, nicht fuer die Entstehung des Krieges ver- 
antwortlich ist, so kann er hinsichtlich der strategischen Pla- 
nung auch nur fuer die Planung als solche verantwortlich Sein, - 
nicht aber fuer die ev. Entstehung desjenigen Krieges, fuer den 
die strategische Planung entworfen ist. 

Diese staatsrechtlich und Strafrechtlich wichtige 
Ressorteinteilung und Zustaendigkeitsverteilung ist von Hitler 
in Interesse der Verstrer' .ıg seiner eigenen Macht auf vielen 
Gebieten noch ganz besonders ausgepraegt äurcheefuhrt wor-' 
den, so 2,B. die Schaffung des "Beauftragten fuer den Vierjahres- 
plan ", dessen Sachgebiet eigentlich zum \.irtschaftsministerium 


gehoert, die Schaffung von Reichskormmissaren in den besetzten 


Gebieten, deren Taetigkeit eigentlich zur lÜilitaerverwaltung ge- 


*) siehe auch Artikel 45 der Reichsverfassung. 
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gehoert, und schliesslich die im Falle Raeder interessierende 
Tatsache đer sehr strengen Abgrenzung unter den 3 \ehrmachts- 
teilen und die Abschaffung des Reichswehr- bezw. des Reichs- 
kriessministers, der die ”° .ehrmachtsteile zusammenhielt und 
verband. Je mehr Ressorts geschaffen wurden und je mehr die 
Ressorts gegeneinander abgegrenzt wurden, um so staerker wurde 
iitler als Diktator, als der einzige, der allen den zahllosen 
Ressorts uebergeordnet war, Demit aber sank staatsrechtlich und 
auch strafrechtlich dic Yerantwortung des Leiters des einzelnen 
Ressorts und demgemasss auch die Verantwortung fuer die strate- 
gische Planung in einem einzigen Ressort, hier also der Marino. 

Der Befehlshaber eines Yehrmachtsteiles, also z.B. 
der Marine, kann bei einer strategischen Planung folglich auch 
nur fuer ĉie Planung auf dem Marine-Gebict verantwortlich sein; 
er hatte keinen Ueberblick ueber die Gesamtplanung. Die Gesamt- 
planung wurde dn keiner Stelle gemeinsam beraten, sondern lag 
politisch und militacrisch nur bei Hitler, da nur bei ihn alle 
Faeden und alle Taetigkeiten der einzelnen Ressorts zusammen- 
liefen, 

Hinzu konmt, dass ne rein strategische Planung als 
solche nicht strafbar sein kann, da sie in jedem Lande ueblich 
ist und da in jedem Lande der militaerische Befehlshaber eines 
Wehrmachtsteiles nicht weiss und nicht wissen kann, wofuer ein- 
mal der von ihun ausgearbeitete Plan von der politischen Fuehrung 
verwandt wird, ob alse fuer einen Anemiffsirieg oder einen Ver- 


teidigungskrieg, 
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Die in meinen Dokunentenbuechermmreulsgten Dokumente 
beweisen ueberzeugend, dass die militaerischen Stellen sowohl 
bei den alliierten, als auch in Deutschland in gleicher Weise 
und auf deuselben Gebiet und zu den gleichemAchten-strategische 
Planungen ausarbeiteten, und zwamhinsichtlich Norwegen, 

Belgien i ‚ Holland, Griee'" nland, Rımaenien nnd dameber hinaus 
bei den #lliierten noch hinzukommend die Planungen fuer die Zer- 
soterung der rumaenischen Oelfeläer und insbesondere der Oel- 

wk) j 7 
quellen in Kaukasus. Gerade die Planungen bezueglich des Kau- 
kasus seitens des Obersten Rates, also des gemeinsamen britischen 
und franzoesischen Generalstabes, zeigen dis Richtigkeit der 
Ausfuehrungen. Der Oberste Rat wuerde es sicherlich ablehnen, 
fuer iese strategischen Planungen politisch verantwortlich ge- 
macht zu werden, obwohl zur Zeit der Planungen die Sowjetunion 
noch neutral war und die Durchfuehrung der Planung, wie auch die 
Urkunden zeigen, nicht nur das feindliche Deutschland, sendern 
auch dis neutrale Sewjetunion treffen sollten. 

Die Aehnlichkeit der Urkunden usber solche Planungen 
wirkt absolut’ ueberzeudend und žig die starke Parallelitaet. 
Jch darf in dieser Beziehung auf meine frusheren Ausfuehrungen 

i Bear) 
verweisen, die ich hier gelegentlich der umfangreichen Debatte 
ueber die krheblichkeit unä Zulaessigkeit der ven mir vergeleg- 


ten Dokumente geracht habe, und darf ergaenzend nur noch auf das 


*) siche Raeder Exhibit Nr. 33 unä 34, Band II, Seite 178 ff. 


**) siehe Ribbentrop “xhibit Nr, 221, 

siehe Racder üxhibit Nr. 79, Band IV, Seite 359 ff. 
Siehe Raeder Exhibit Nr. 4l, Band III, Seite 2)4, ferner 
deutschsprachiges Sitzungsprptokoll vom l, Mai 1946, 
nachmittags, Seite 8640, und ebenda vom ló. Mai nachmittags, 
Seite 5691/92. 

“**) ebenda vom le Mai nachm., Seite 8670/1, unä vom 16. Mei 
nachn., Seite 9687/88. 
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Dokument Racder Exhibit Nr. 130 verweisen, naenlich das Schrei- 
bon des Foreign Office, in den die Vorlage der „kten der briti- 
schen »dmiralitaet verweigert . > „ in dem aber die Planung hin- 
sichtlich Norwegen und ganz Skandinavien ` 3 < zugege- 
ben wird, ledielich unter Hinzufuezung, 

‚ dass die Planung nicht in die Tat urgesetzt wurde, eine Tat- 
sache, die nur darauf beruht, dass Deutschland der Durchfuehrung 
der Planung zuvor kan. 

Man mag Pazifist sein und infolgedessen zrundsaetzlich 
gegen das Militaer; man muss dann aber konsequent sein und darf 
sich’nicht nar gegen das deutsche Militaer wenden, sondern muss 
sich gegen jedes Militaer wenden, Man nag es verdammen, dass das 
M slitaer als ausfuehrendes Orgen militaerische Planungen vorbe- 
reitet, und mag in der Zukunft darauf dringen, dass solche Planun- 
sen strafbar sind. Dann aber duerfen nicht nur deutsche nilitae- 
rische Planungen, suri. m ‚messen auch auslaendische militaerische 
Planungen strafbar sein. 

Die vorstehenden Ausfuehrungen zeigen, dass die inkla- 
ge die tatsaechlichen und rechtlichen Verhaeltnisse verkennt, 
wenn Sie Reder fuer politische Entscheidungen verantwortlich 
machen will, obwohl er nichts mit ihnen zu tun hatte, sondem 
immer nur als Soldat gearbeitet hat. Ebensowenig, wie man vor 
130 Jahren auf den Gedanken kommen konnte, einen Admiral des 
Diktators Napoleon vor ein Gericht zu stellen, ebensowenig kann 
man jetzt einen Admiral des Diktators Hitler verurteilen. Gerade 
bei Diktatoren - und das uebersieht die unklage - sinkt richt nur 
die Nacht und der Einfluss eines militaerischen Befehlshabers, 


sondern in gleichen Masse muss auch seine Verantwortung sinken; 
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denn der Diktator hat alle Macht und damit alle Verantwortung 
an sich gerissen. Dies um so mehr, :. wenn der Diktator mit 
einem so ausserordentlicheh Willen und einer so ungeheueren 
Kraft auftritt, wie Hitler. Der franzesesische Anklagevertreter 
hat am 7. Februar 191,6 vor diesem Gericht n besonders zutref- 
fond woertlich gesagt: 
"Jn der Tat war Eitler die Jnkamatien alles „illens," 

Die hieraus rest: ltierende Stasrke und Macht hat die 
Anklage fast ganz ausseracht gelassen und jedenfalls bei der 
Darstellung des Tatbestandes und der rechtlichen Folgerungen 
nicht beruecksichtigt, Vie gross diese Nacht ist, zeigt 


Gustave le Bon in Seinen beruchnten Buche "Psychelegie der 


Da 
Massen" In dem Kapitel "Die Fuchrer der Massen", Jch zitiere 


hieraus :. 

"Innerhalb der Klasse der Fuehrer laesst sich eine ziem- 
lich scharfe Einteilung vornehmen, Zu der einen „rt ge- 
hoeren die enerzischeh, willensstarken, aber nicht aus- 
dauernden Menschen; zur ändern, viel selteneren, die Men- 
schen mit einem starken, ausdauernden willen,.ssereserre. 
Die zweite Fuchrerklasse, die der Menschen mit ausdauern- 
dem Willen, uebt trotz ihres weniger glaenzenden Auftre- 
tens einen viel bedeutenderen Einfluss aus." 

Zu dieser zweiten Fuchre rklasse gehoert Hitler, der 
in Vebereinstimmung mit diesem Zitat einen ungeheueren Ein- 
fluss ausucbte und andererseits im seiner braunen Uniforn we- 


nig repraesentativ wirkte, 


x) deutsch-sprachiges Sitzungsprotckoll, Seite 4025, 


**) alfred Kroener Verlag, Seite LOl und 102. 
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Gustave le Bon faehrt fort: 
"Der beharrliche Ville, den sie besitzen, ist eine unend- 
lich seltene und unendlich maschtige Eigenschaft, die 
sich alles unterwirft. 


e 


nug darueber, S€ c.n Starker und stetiger wille vermag. 

Nichts widersteht ihn, weder die Natur noch die Goetter 

noch äic Menschen." 

Angesichts dieser Worte wird mon begreifen, dass 
auch Raeder nicht widerstehen konnte. 
is bleibt daher nur noch die Frage: Gibt es fuer einen 

Soldaten eine Pflicht zur Revolte, eine Pflicht zum offenen iuf- 
stand ? Diese Frage wird jeder Befehlshaber in der ganzen helt 
und auch jeder andere “ensch verneinen mit der einzigen Ausnahme, 
wenn es sich un Befehle des Diktators handelt, Verbrechen zu be- 
gehen, wobei aber das Verbrechen fuer den nilitaerischen Lefchls- 
haber erkember sein muss, Demgemaess könnte Raeder nur fuer 
ein militaerisches Verbrechen zur Rechenschaft gezogen werden, 
nicht aber fuer ein pelitisches; denn fuer das politische haftet 
der Diktator selbst. Wenn "ie Anklage bei Racder zu einem ande- 
ren Ergebnis kan, so kam es nur = wie ich schon in meiner Ein- 
leitung betonte -, weil sic Raeder in Verkennung der tatsaech- 
lichen und rechtlichen Verhseltnisse als Politiker und Soldaten 
angesehen hat. Er war aber nur Soldat. Er hat ausschliesslich 
fuer die Marine, fuer das wehl seiner Marine gelebt, fuer die er 
auch jetzt in vollen Umfange einstehen und die Verantwsrtung 
tragen will. Er hat die Marine einheitlich gefuehrt und sie, 
unterstuctzt von seinem Offizierscorps, erzogen, anstaendig zu 
denken und sittlich zu kaenpfen, so zu kaeıpfen, wie die Mensch- 


lichkeit es vom Soldaten verlangt. Es darf nicht sein, dass die 
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dass die Offiziere und Soldaten dieser Marine durch die Taten 
eines Hitler und seines Natienalsozielismus diffamiert werden, 
dadurch, dass ihr oberster Offizier zum Verbrecher erklaert 


wird. Raeder mag 


iu geschichtlichen Sinne eine Schuld tragen, 
weil er , wie viele andere im Jnlandä und ausland , Hitler nicht 
erkannte und durehschaute und nicht die Kraft hatte, sich gegen 

ie ungeheuere Dynamik eines Hitler aufzuleknen; aber ein Unter- 
lassen ist kein Verbrechen. Was Raeder in seinen Leben tat oder 
unterliess, er tat es in Seinen Glauben, richtig zu handeln, 
und als pflichtbewusster Saldat so handeln zu messen. Raeder 
eih Offizask ; ven hoechsten Ansehen, der kein Verbrecher ist 
und kein Verbrecher sein kon ‚, er sein Leben lang ehrlich 
und christlich lebte. Lin Mensch, der an Gvtt glaubt, begeht 
kein: Verbrechen, unä ein Soldat, der an Gott glaubt, ist kein 
&riegsverbrecher. 

Jch bitte deher das Hohe Gericht: 

Grossaämirel Dr. bh,c, Erich Raeder 
von allen anklagepunkten in vollem Umfange 


freizusprechen. 





